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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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KOHLEALARM/731: Klimakampf und Kohlefront - Wasser muß natürlich fließen ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 14.06.2020

Schneller Kohleausstieg schont die Wasserressourcen der Lausitz

Schaffung großflächiger Tagebauseen nicht länger verantwortbar



Berlin/Cottbus - Ein schneller Kohleausstieg ist aus Sicht der GRÜNEN LIGA
dringend nötig, um die Wasserressourcen in der Bergbauregion Lausitz zu
schonen. Die Schaffung weiterer großflächiger Tagebauseen durch den
Kohlekonzern LEAG ist aufgrund ihrer hohen Verdunstungsverluste nicht mehr
verantwortbar.

"Mit jedem Tag weiterem Kohleabbau wird das Grundwasserdefizit in der
Lausitz größer", betont René Schuster von der Bundeskontaktstelle
Braunkohle der GRÜNEN LIGA, der beim Fachgespräch am Montag im
Umweltausschuss des Deutschen Bundestages als Sachverständiger auftreten
wird.

Weitere großflächige Tagebauseen sieht Schuster angesichts des Klimawandels
als nicht mehr verantwortbar an: "Die Lausitzer Tagebauseen verdunsten im
Sommer schon jetzt mehr Wasser, als die Spree nach dem Spreewald überhaupt
noch Wasser führt. Weitere Verdunstungsflächen können wir uns im
Spreegebiet nicht leisten. Dennoch plant die LEAG aus ihren Tagebauen
weitere 7400 Hektar offene Wasserflächen. Diese Seen treiben die
Verdunstung genau dann in die Höhe, wenn auch in der Spree zu wenig Wasser
ist. Einmal hergestellte Tagebauseen belasten die Abflussbilanz des
Spreegebiets für Jahrhunderte."

Die Braunkohlenpläne für die Tagebaue Welzow und Nochten stehen konkret zur
Überarbeitung an. Diese Verfahren müssen dazu beitragen, die Wasserprobleme
wirksam zu verringern.


Hintergrund:

In der Lausitz existieren bereits 12.500 Hektar Bergbaufolgeseen, die nach
Daten des Deutschen Wetterdienstes im Juli 6,4 Kubikmeter Wasser pro
Sekunde verdunsten. Der Durchfluss der Spree nach dem Spreewald (Pegel
Leibsch) lag vor diesem Wochenende unter 2 Kubikmeter pro Sekunde. Der
tschechische LEAG-Konzern, der die aktiven Tagebaue in der Lausitz
betreibt, plant bisher Seen von 2000 Hektar nach dem Tagebau Nochten, 1490
ha nach dem Tagebau Reichwalde, 1900 Hektar Tagebau Cottbus-Nord, 1573 ha
Tagebau Welzow-Süd und mehr als 500 Hektar beim Tagebau Jänschwalde -
zusammen das 10fache des Müggelsees, der mit 743 ha der größte Berliner See
ist. Für einen Tagebaubetreiber ist die Anlage großer Wasserflächen
offensichtlich die billigste Form der Rekultivierung - solange er für die
Langzeitfolgen nicht zur Verantwortung gezogen wird.

Die am Freitag dem Umweltausschuss des Bundestages übermittelte
Stellungnahme beschäftigt sich neben der Wasserthematik auch mit der 
völlig intransparenten Zahlung von 1,75 Milliarden Euro an die LEAG, 
die der Gesetzentwurf des Kohleausstiegsgesetzes bisher vorsieht.


Mehr Informationen zur Anhörung im Deutschen Bundestag: "Ökologische
Aspekte des Kohleausstiegs":

https://www.bundestag.de/resource/blob/698906/b177741bc3bf44df34783320319e09e3/to_074-Sitzung_15-06-20_Kohleausstieg-data.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.06.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juni 2020 
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KOHLEALARM/730: Klimakampf und Kohlefront - Hambi stirbt ... (Michael Zobel)

14. Juni 2020, 74 Monate Wald statt Kohle, 74 Monate Sonntagsspaziergang


von Michael Zobel, 11. Juni 2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Sonntag, 14. Juni 2020, Wald statt Kohle, 74 Monate Sonntagsspaziergang im
und am Hambacher Wald - natürlich corona-kompatibel

11:30 Uhr Treffpunkt an der Zufahrt zum Kieswerk Collas zwischen
Morschenich und Buir, 12:00 Uhr Start mehrerer Kleingruppen auf diversen
Routen, auch einer Fahrradtour, und

11:30 Uhr Treffpunkt an der Forsthausstraße in Manheim, ebenfalls Beginn
12:00 Uhr, Start einer etwas kürzeren Führung in den östlichen Teil des
Hambacher Waldes und die alte A4

je nach Teilnehmer*innenzahl werden wir in kleineren corona-konformen
Gruppen unterwegs sein, auch eine Fahrradgruppe auf einer etwas längeren
Route... bitte anmelden, auch vermerken, wer in Manheim starten möchte,
wer ein Fahrrad dabei haben wird...

Sollte es bis Sonntag noch neue Informationen geben, bitte nachschauen auf
www.naturfuehrung.com

Corona geht irgendwann vorbei, die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen, die
Vertreibung von Menschen, das Ausradieren von Heimat, der dramatische
Klimawandel und die Lügen der Konzerne und vieler Entscheider gehen
unvermindert weiter.

Deshalb gilt: Wir machen weiter, es ist nötiger denn je. Lange haben wir
überlegt, wo der Spaziergang stattfinden soll. Wir müssten an so vielen
Orten sein, am Wald, in den Dörfern, in Datteln... jetzt ist es der
Hambacher Wald geworden, am 5. Juli sind wir in den Dörfern am Tagebau
Garzweiler.

Die Bagger stehen vor den Bäumen, es wird um den Wald herum gebaggert, auf
die BUND-Wiese zu, sie stehen 200 Meter vor Keyenberg, vernichten gerade
aktuell Lützrath, es werden weiterhin unumkehrbare Tatsachen geschaffen.

Es war so viel los in den letzten Tagen, Aktionen in Datteln, Gottesdienst
an der Kante in Keyenberg, Beethoven auf dem Winzen-Hof, Beethoven im
Hambi, Wachszins oder besser Wachsdank für Arnold am Pfingstdienstag...

Das alles ist aber nur ein Vorgeschmack auf viele kleine und große Aktionen
zum Thema Kohle und Atom in diesem Sommer.

Wir nehmen den Kohleausstieg selbst in die Hand. Die Politik versagt
komplett, wir werden nach wie vor belogen. Vom Ministerpräsidenten und vom
Konzernchef. Der Wald stirbt einen langsamen Tod, gegen alle gegenteiligen
Beteuerungen. Das ist gewollt und die Verantwortlichen schauen zu. Alles
läuft wie gewohnt in NRWE, ein einziger großer Konzern bestimmt und die
Politik nickt alles ab. Das muss ein sofortiges Ende haben.

Deshalb machen wir weiter, im Wald, in den Dörfern, auf den Straßen, bis
der letzte Kohlebagger steht.

In diesem Sinne,

bis Sonntag,

Eva Töller, Michael Zobel, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele
Unterstützer*innen



P.S.: Zum Schluss noch etwas zur Erbauung, am Pfingstmontag fand auf dem
Winzen-Hof in Keyenberg ein grandioses Konzert statt, knapp sechzig
Musiker*innen, Beethovens 6. Symphonie... nehmen Sie sich/nehmt Euch eine
Stunde Zeit, Taschentücher nicht vergessen, viel Spaß...

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/beethoven-livestream/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 11. Juni 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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SPRACHE/1024: Politische Dimensionen von Sound und Sprache (idw)

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 12.06.2020

Politische Dimensionen von Sound und Sprache



Als neuer Gastkünstler am Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik
beginnt Pedro Oliveira seinen dreimonatigen Aufenthalt Ende Mai - wegen
der Corona-Pandemie zunächst vom heimischen Schreibtisch aus. Im Rahmen
des INHABIT Artist-in-Residence-Programms setzt er seine
künstlerisch-wissenschaftliche Forschung zu den politischen Dimensionen von
Sound und Sprache fort. Das Augenmerk liegt dabei auf der im deutschen
Asylsystem eingesetzten Spracherkennungssoftware.

Oliveira lebt seit 2009 in Deutschland. Er hat seinen Master in Digital
Media in Bremen absolviert und anschließend in Berlin im Bereich Design
Research promoviert. In seiner Doktorarbeit beschäftigte er sich mit dem
hochaktuellen Thema Polizeigewalt, genauer gesagt, mit den akustischen
Artikulationsformen dieser Gewalt in Brasilien seit 2013. Nach seinem
Abschluss vertieft er dieses Interesse weiter im Bereich
Spracherkennungstechnologien und setzt sich derzeit mit der automatisierten
Dialekterkennungssoftware auseinander, die vom deutschen Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) zur Herkunftsbestimmung von Asylbewerbern
eingesetzt wird. In diesem Kontext beurteilt Oliveira den Einsatz solcher
Software als kritisch. Er problematisiert vor allem die Sound-Datenbank,
aus der sie sich speist:

"Dass sprachliche Merkmale in Form eines starren Archivs als eine Maßnahme
der Identifizierung, der Beweisführung und der anschließenden Abschiebung
von undokumentierten Migranten verwendet werden, ist eine Artikulation
akustischer Gewalt, die ich besonders untersuchen und herausfordern
möchte."

Für Oliveira ist der Gebrauch der Dialekterkennungssoftware im
Asylverfahren entscheidend für das Verständnis davon, wie maschinelles
Zuhören als gewalttätiges und entmensch-lichendes Gerät instrumentalisiert
werden kann. Während seines Aufenthalts am Institut wird er daher
untersuchen, wie die Sound-Datenbank vor und während des
Trainingsprozesses und der Softwarekalibrierung kommentiert und analysiert
wird. Mehr noch als die Frage, worauf die Software trainiert wird,
interessiert ihn, was sie ignorieren soll. Dass paraverbale Sprachmerkmale
wie Sprechpausen, Husten oder bestimmte Intonationen sowohl vom
menschlichen Gehör als auch von maschinellen "Ohren" bis zu einem gewissen
Grad als Rauschen etikettiert werden, bildet für Oliviera einen spannenden
Einstiegspunkt in die affektiven und materiellen Eigenschaften der
Sprache. Die Ergebnisse seiner Zusammenarbeit mit dem Institut sollen als
Verbindung von Soundinstallation und -performance festgehalten werden.


Weitere Informationen unter:

http://ae.mpg.de/inhabit

- Website des Artist-in-Residence Programms

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNIVERSITÄT/257: Leuphana-Sommersemester bleibt digital (idw)

Leuphana Universität Lüneburg - 12.06.2020

Leuphana-Sommersemester bleibt digital



An der Leuphana Universität Lüneburg wird die digitale Lehre bis zum Ende
der Vorlesungszeit am 10. Juli fortgesetzt. Angesichts der Einschränkungen
durch die Corona-Pandemie hatte das Präsidium frühzeitig beschlossen, das
Lehrangebot für das Sommersemester 2020 soweit wie möglich in digitalen
Formaten zu präsentieren. Fast 95 Prozent der geplanten
Lehrveranstaltungen konnten daraufhin pünktlich zum Vorlesungsstart am 6.
April für die Studierenden angeboten werden. Auch für das kommende
Wintersemester wird weitgehend digital geplant.

"Mit der Umstellung auf digitale Lehrformate haben wir erstaunlich gute
Erfahrungen gemacht und die aktuelle Situation in der Corona-Pandemie
macht es unwahrscheinlich, dass im laufenden Sommersemester wieder
Präsenzveranstaltungen in gewohntem Umfang auf dem Campus stattfinden
könnten", begründet Universitätspräsident Sascha Spoun den Schritt.
Ausnahmen werde es im Zusammenhang mit praktischen Veranstaltungen, wie
etwa Laboruntersuchungen oder Sportseminaren, und für Prüfungen geben. Die
Leuphana verfolge aber unverändert das Ziel, die Idee der
Präsenzuniversität weiter zu leben, zu stärken und dort, wo dies
vertretbar ist, auch in den kommenden Monaten in geeigneten Formaten als
Teil einer veränderten Realität zu ermöglichen. Dennoch rechnet Spoun
derzeit auch für das nächste Wintersemester mit einer weitgehend digitalen
Durchführung der großen Lehrveranstaltungen.

Der Leuphana-Senat hatte mit Blick auf die Corona-Krise und die daraus
resultierenden Maßnahmen von Bund, Land und Landkreis Lüneburg eine
befristete Änderung der Rahmenprüfungsordnung beschlossen und so den Weg
freigemacht für die alternative Durchführung von Lehrveranstaltungen und
Prüfungen. Präsenzveranstaltungen sind danach nur in Ausnahmefällen und
unter der Voraussetzung möglich, dass behördliche Vorschriften dem nicht
entgegenstehen. Entsprechende Entscheidungen treffen die Studiendekane in
Abstimmung mit den Lehrenden. Für jedes einzelne Angebot muss eine
Gefährdungsbeurteilung vorgenommen und ein Sicherheitskonzept erstellt
werden.

Ähnlich ist die Situation mit Blick auf die Prüfungen. Für Klausuren,
mündliche Prüfungen und praktische Leistungen wurden ebenfalls besondere
Regelungen getroffen. So können anstelle der Präsenz-Klausuren vor allem
Online-Varianten angeboten werden oder mündliche Prüfungen im Wege einer
Videokonferenz durchgeführt werden. Lehrende können aber auch entscheiden,
Prüfungen in Präsenzform gemäß der Abstandsvorschriften abzunehmen. Wenn
Studierende die Alternativen nicht in Anspruch nehmen wollen, können sie
ihre Prüfungen auch im nächsten regulären Turnus, frühestens also ab dem
kommenden Wintersemester ablegen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/130: Covid-19 greift aus Brasilien über - Indigene Völker in Französisch-Guayana besonders bedroht

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Covid-19 greift aus Brasilien über

Indigene Völker in Französisch-Guayana besonders bedroht



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor einem
Übergreifen der Covid-19-Pandemie auf das benachbarte
Französisch-Guayana. Besonders die 9.000 Angehörigen indigener
Völker, die in den Regenwäldern nahe der brasilianischen Grenze
lebten, seien von dem Virus bedroht. Es seien bereits mehrere Dutzend
Infektionen bei Indigenen in dem französischen Überseegebiet
festgestellt worden, erklärte die Menschenrechtsorganisation. Das
Virus werde vor allem durch illegale brasilianische Goldgräber
eingeschleppt, da die Grenze zu Brasilien schon seit dem 19. März
2020 geschlossen sei. "Die indigenen Wayana, Palikour, Lokono und
Kalini'nia sind besonders bedroht, da ihre Dörfer abgelegen sind und
medizinisches Personal sie oft nur mit Pirogen erreichen kann. Viele
leiden unter Diabetes und sind daher sehr gefährdet", erklärte
GfbV-Direktor Ulrich Delius. Zahlreiche indigene Gemeinschaften
hätten sich inzwischen in die Selbstisolation zurückgezogen, um sich
zu schützen.

Am letzten Wochenende kam das öffentliche Leben in
Französisch-Guayana weitgehend zum Stillstand, weil aufgrund von
Corona in 16 der 22 Gemeinden ein striktes Ausgangsverbot galt. Damit
reagierten die Behörden auf stark gestiegene Infektionszahlen im
eigenen Gebiet und in den brasilianischen Nachbarprovinzen Amapá und
Pará. Dort sind bereits 57 Indigene an dem Virus gestorben. In
Französisch-Guyana wurden gestern 94 neue Infektionen festgestellt.
Bislang waren 1.255 Menschen infiziert und drei Personen sind an dem
Virus gestorben.

"Doch nun geht die Angst vor einer schnellen Ausbreitung des Virus
um", so Delius. "Der Verdacht richtet sich dabei oft gegen Indigene,
wegen ihrer Kontakte zu illegal in dem Gebiet lebenden Menschen aus
Brasilien und ihrer gemeinschaftsbezogenen Lebensform." Der
traditionelle Rat der indigenen Völker Französisch-Guayanas
beschwerte sich in einem im April veröffentlichten Appell über
pauschale Verdächtigungen und Vorverurteilungen von Indigenen, das
Virus einzuschleppen oder zu verbreiten. Eine regelrechte
Menschenjagd habe stattgefunden, ganze Familien seien kriminalisiert
worden und Indigenen sei Hass und Ablehnung entgegengeschlagen,
kritisierte der Rat. Nachdrücklich erinnerte der Rat der Indigenen an
die Traumatisierung der traditionellen Bevölkerung der Wälder durch
das Einschleppen von Krankheiten seit Beginn der Kolonialzeit.

Inzwischen wurde die Verteilung von Schutzmasken in indigenen Dörfern
verstärkt. "Doch noch immer ist die medizinische Versorgung vieler
indigener Siedlungen desolat", warnt Delius. Rund 290.000 Menschen
leben in dem französischen Überseedepartement von der Größe Bayerns
und Schleswig-Holsteins.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/235: Proteste gegen Rassismus gegenüber indigenen Völkern

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. Juni 2020

Proteste gegen Rassismus gegenüber indigenen Völkern

• Indigene Völker leiden weltweit unter Ausgrenzung und
Diskriminierung


Menschenrechtsorganisation fordert mehr Initiativen im Kampf
gegen Rassismus an Indigenen



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat mehr Initiativen im
Kampf gegen Rassismus gegenüber indigenen Völkern gefordert.
Angehörige indigener Völker würden tagtäglich in Australien, Kanada,
den USA, Brasilien und anderen Ländern aufgrund ihrer ethnischen
Abstammung Rassismus erfahren. "Besonders markant sind willkürliche
Übergriffe der Polizei, aber dies ist eine nur eine Spitze des
Eisbergs. Überall ist dieser Rassismus auch ein
gesamtgesellschaftliches Problem und darf nicht auf unangemessene
Polizeigewalt reduziert werden", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Samstag in Göttingen. Dringend müssten mehr Programme zum
Kampf gegen Vorurteile und Rassismus gegenüber indigenen Völkern
entwickelt werden. "Es darf nicht länger hingenommen werden, dass
Indigene aufgrund ihrer ethnischen Abstammung häufiger verhaftet und
Opfer von Rassismus werden als Angehörige der Mehrheitsgesellschaft.
Es ist ermutigend, wenn nun in Kanada und Australien auch tausende
Menschen bei Protesten Rassismus gegenüber Indigenen in ihrem Land
anprangern", erklärte Delius.

In Kanada gibt es seit mehreren Tagen eine breite Diskussion über
systematischen Rassismus der Polizei gegen Indigene, nachdem ein
Video einer gewaltsamen Verhaftung eines indigenen Anführers in der
Provinz Alberta bekannt wurde. Allan Adam von der Athabasca Chipewyan
First Nation war am 10. März 2020 von der Polizei unter Einsatz
unangemessener Gewalt festgenommen und dabei schwer im Gesicht
verletzt worden. Das Video zeigt, wie er sich zuvor über häufige
Kontrollen durch die Polizei beschwerte und sie aufforderte, seine
Ehefrau nicht willkürlich zu bedrängen und festzunehmen. Nach
massiven Protesten in der Öffentlichkeit wurden inzwischen interne
Untersuchungen in der Polizei auf der Grundlage des Videos
aufgenommen. Gegen Adam wird trotzdem wegen Widerstands gegen die
Staatsgewalt ermittelt. Sein Rechtsanwalt verlangt die Einstellung
des Verfahrens.

Auch in Australien gibt es massive Kritik am Umgang der Polizei mit
Aboriginal People. Freitagabend wurde in Sydney von hunderten
Menschen gegen diesen Rassismus protestiert. Es sei nicht hinnehmbar,
dass Indigene in Australien ein zwanzigmal höheres Risiko hätten,
inhaftiert zu werden als Angehörige der Mehrheitsgesellschaft,
erklärte eine Demonstrantin. Obwohl Aboriginal People nur drei
Prozent der Bevölkerung stellten, machen sie 30 Prozent der
Inhaftierten in den Gefängnissen Australiens aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1074: #BlackLivesMatter-Demos in ganz Österreich - und weltweit (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

#BlackLivesMatter-Demos in ganz Österreich - und weltweit

Von Michael Wögerer, Unsere Zeitung, 11. Juni 2020



Von Bregenz bis Wien sind in den vergangenen drei Tagen über
80.000 Menschen gegen Rassismus und Polizeigewalt auf die Straße
gegangen - Hunderttausende solidarisieren sich weltweit mit den
Protesten in den USA.

Die #BlackLivesMatter-Bewegung ist längst kein us-amerikanisches
Phänomen mehr, nach dem rassistischen Mord an dem 46-jährigen George
Floyd in Minneapolis vor rund zwei Wochen gehen weltweit
hunderttausende Menschen auf die Straße, um gegen Rassismus und
Polizeigewalt zu demonstrieren. In ganz Österreich nahmen von
Donnerstag bis Samstag über 80.000 Menschen an Demonstrationen teil.


Black Lives Matter

Den Anfang machte die Bundeshauptstadt Wien am vergangenen Donnerstag
mit einer Großdemonstration vom Marcus-Omofuma-Platz (Platz der
Menschenrechte) zur Karlskirche, an der sich über 50.000 Menschen
beteiligten. Tags darauf versammelten sich abermals rund 10.000
DemonstrantInnen vor der US-Botschaft in Wien. Unsere Zeitung
berichtete an beiden Tagen live vor Ort.

In der steirischen Hauptstadt Graz fanden sich laut polizeilichen
Angaben 10.000 DemonstrantInnen ein; in Linz, Salzburg und Innsbruck
wurden jeweils rund 4.000 TeilnehmerInnen gezählt. Auch in Bregenz und
Klagenfurt beteiligten sich laut Angaben der Veranstalter etwa 1.000
Menschen.

Organisiert wurden die zahlreichen Kundgebungen großteils von der
schwarzen Community selbst, an den Aufmärschen nahmen Menschen aller
Hautfarben und unterschiedlicher politischer Richtungen teil.

Aus Solidarität mit den Protesten in den USA und um zugleich auf
Rassismus und Polizeigewalt in ihren eigenen Ländern aufmerksam zu
machen, gingen in den letzten Tagen weltweit hunderttausende Menschen
unter dem Motto #BlackLivesMatter auf die Straßen. In Sydney
versammelten sich am Samstag mindestens 20.000 Menschen, aus London
werden sogar 50.000 TeilnehmerInnen gemeldet [1].

In rund 25 deutschen Städten [2] fanden Demonstrationen gegen
Rassismus und Polizeigewalt statt. Auf den Berliner Alexanderplatz
kamen nach Polizeiangaben rund 15.000 TeilnehmerInnen, Hamburgs
Polizei sprach von 9.000 Teilnehmern am Jungfernstieg, rund 8.000
Menschen versammelten sich in Frankfurt am Main, in München waren es
etwa 7.000. In Stuttgart, Mannheim, Karlsruhe, Düsseldorf und Dresden
prangerten ebenfalls mehrere tausend Menschen Rassismus an und mehr
als 600 demonstrierten in Rostock. In Frankreichs Hauptstadt Paris
protestierten trotz Demonstrationsverbot etwa tausend Menschen vor der
US-Botschaft.


Erstveröffentlichung: 

https://www.unsere-zeitung.at/2020/06/07/blacklivesmatter-demos-in-ganz-oesterreich-und-weltweit/


Anmerkungen:

[1] https://socialistworker.co.uk/art/50175/Rage+against+racism+fills+streets+of+London

[2] https://www.rnd.de/politik/black-lives-matter-silent-demos-in-berlin-hamburg-frankfurt-und-vielen-weitere-stadten-OHHC7OBLCKADR5LY3MGHBGBHOI.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/079: Corona-App - müssen wir jetzt alle ganz freiwillig die App installieren? (HU)

Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 15. Juni 2020

Corona-App - müssen wir jetzt alle ganz freiwillig die App
installieren?



Die heute erschienene Contact-Tracing-App berücksichtigt die Forderungen
von Zivilgesellschaft und Wissenschaft hinsichtlich Privatsphäre und
Datenschutz weitgehend. Dennoch bleiben wichtige Fragen offen.

In den letzten Wochen ist die Einführung einer Tracing-App in Deutschland
heftig diskutiert worden. Bürgerrechtsorganisationen wie die Humanistische
Union forderten Freiwilligkeit bei Installation und Nutzung der App sowie
bei der Benachrichtigung anderer Personen im Fall einer Infektion. Zu den
weiteren Forderungen gehörten Datensparsamkeit und Anonymisierung,
dezentrale Speicherung, die Offenlegung des Quellcodes aller Komponenten
und die Anwendung des Datenschutzes (so z.B. in einer Pressemitteilung der
Humanistischen Union). Den Einwänden der Organisationen wurde zum Großteil
Folge geleistet. Trotzdem bleibt vieles unklar:

Wie freiwillig kann freiwillig sein?

An sich ist die Nutzung der App freiwillig und beruht auf der expliziten
Einwilligung der Nutzer*innen. Aber es ist denkbar, dass die Teilhabe am
öffentlichen Leben von der Nutzung der App abhängig gemacht wird. So
könnten Betriebe ihre Verwendung von ihren Mitarbeiter*innen fordern, bzw.
die App gleich auf den Diensthandys installieren. Oder der Eintritt in
Restaurants, Museen, Geschäfte etc. wird vom Vorzeigen der App abhängig
gemacht.

"Es muss unbedingt sichergestellt werden, dass jemand, der die App nicht
nutzt, keine Nachteile erfährt", so die Datenschutzexpertin der
Humanistischen Union, Christiane Bodammer. "Es muss ausgeschlossen sein,
dass Personen, die die App nicht nutzen wollen oder können, Nachteile
erleiden. Jede auch nur mittelbare Einflussnahme auf die Nutzer*innen -
auch durch Vorteilsgewährung - muss ausgeschlossen werden."

Eine Evaluation ist unabdingbar

Noch ist unklar, ob die App tatsächlich ihren Zweck, nämlich die Eindämmung
des Coronavirus, erfüllen kann. Die Antwort auf diese Frage ist aber
entscheidend: Wenn die Nützlichkeit der App begrenzt ist, steht auch ihre
Verhältnismäßigkeit infrage - und damit ihre Zulässigkeit angesichts der
Risiken. "Die Humanistische Union fordert daher eine zeitnahe Evaluation
des App-Einsatzes", sagt Christiane Bodammer.

Fehlende gesetzliche Regelung

Eine gesetzliche Regelung hätte im Hinblick auf eine tatsächliche
Freiwilligkeit Sicherheit schaffen und auch die Evaluation festschreiben
können. Das ist nicht geschehen. Dies gilt es unbedingt nachzuholen. Die
Humanistische Union fordert, dass eine klare gesetzliche Regelung zum
Schutz der Grundrechte schnellstmöglich nachgeholt wird. Die Regelung muss
mindestens enthalten:


	Die Regelung des Funktionsumfangs der App,

	die Sicherung auch der faktischen Freiwilligkeit der Nutzung der App,

	ein Verbot, Rechtsgeschäfte an die Nutzung der App zu knüpfen,

	die zeitliche Befristung der Nutzung der App auf die aktuelle Pandemie, zunächst für ein Jahr,

	die Verpflichtung zur Evaluation.



Mögliche Schlussfolgerungen

Sicherheitspolitiker*innen werden Schlussfolgerungen aus dem Einsatz der
App ziehen. Es besteht aus Sicht der Humanistischen Union das Risiko, dass
durch den breiten Einsatz der App ein Gewöhnungseffekt eintritt und damit
die Akzeptanz allgemeiner Überwachung gesteigert wird. Umso wichtiger ist,
dass für diese und für künftige vergleichbare Apps Ziele und Risiken des
Einsatzes klar benannt werden und der Funktionsumfang auf das zur Lösung
des Problems notwendige Mindestmaß begrenzt wird.

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de
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AUSSICHTEN/9016: Und morgen, den 16. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 16.06.2020 bis zum 17.06.2020 +++
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MELDUNG/134: Die Welt danach ist jetzt? Tausende von "sans papiers" in den Straßen von Paris (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Welt danach ist jetzt? Tausende von "sans papiers" in 
den Straßen von Paris

Von Claudie Baudoin, 31. Mai 2020



Hat das Virus nun die Angst abgetötet?

Man könnte es fast glauben bei der Welle von Demonstranten, die am
30. Mai durch Paris rollte. Überall in Frankreich war der Aufruf zum
"Marsch der Solidarität" verbreitet worden - in Paris wurde die
Demonstration verboten. Im Rahmen der sog. langsamen Aufhebung der
Ausgangsbeschränkungen hat die Regierung fast alles erlaubt, außer der
Demonstration.

Jetzt war die Stunde des zivilen Ungehorsams gekommen und so sind sie
zu Zehntausenden aus der ganzen l'Ile de France (Paris und seinen
Vorstädten) zusammengeströmt. Es handelte sich nicht um die erste
Solidaritätsdemonstration für die Menschen ohne Papiere. Zahlreiche
Organisationen und Verbände haben schon wiederholt Aufrufe gestartet,
um auf die unwürdigen Lebensbedingungen tausender Familien aufmerksam
zu machen, auf fehlende Grundrechte von aberhundert Menschen und auf
die Schwierigkeiten, auf die sie wegen ihrer Anerkennung treffen.

Aber bei diesen Gelegenheiten kamen mehrheitlich Demonstrant*innen aus
Organisatonen und Personen, die bereits Papiere haben, zusammen. Dazu
fanden diese Demonstrationen noch in einem Land statt, das man für das
"Land der Menschenrechte" hielt, zumindest ein Land in dem man noch
regulär demonstrieren durfte.

Heute blicken wir zurück auf ein Jahr beispielloser Polizeigewalt als
Reaktion auf die Proteste der Gelbwesten, als Folge von Drohungen,
Ungerechtigkeiten, nachgewiesener Bestechung.

Trotz einer langen Geschichte von Unterdrückung in unseren Vorstädten,
in der die Bewohner erfolglos versuchten den zahlreichen
Durchsuchungen und dem wiederholten Gewalteinsatz zu entkommen, trotz
des drohenden Demonstrationsverbots, forderten Tausende
Immigrant*innen verschiedenster Herkunft, eine dichte Menge von
Arbeiter*innen "ohne Papiere" unterstützt von Dutzenden von
Organisationen und Verbänden gemeinsam die Autoritäten heraus. Sie
trotzten der Polizei, ihrem Tränengas und den massivsten Drohungen.

Zweifellos hat die Ausgangssperre die Menschen so in Not gebracht,
dass sie nur mit einer solchen Aktion hoffen konnten, zu überleben.

Zweifellos hat der Ruf der Menschen nach anderen Lebensbedingungen
inzwischen eine globale Dimension angenommen. Die Vorgänge in den
Vereinigten Staaten, die gewaltigen Demonstrationen in zahlreichen
Städten gegen Rassendiskriminierung und Mord aus rassistischen
Gründen, hat sie ermutigt und den Druck auf zivilen Widerstand erhöht.

Zweifellos haben die Menschen verstanden, dass sie eine Macht sein
können, dass ohne sie die Räder still stehen, dass nichts läuft, weder
die Arbeit, noch die Wirtschaft, einfach nichts.

Zweifellos hat ein Teil der Menschen verstanden, dass sie jetzt
Widerstand gegen Gesetze leisten müssen, die sie auf Objekte der
Produktion reduzieren.

Zweifellos haben diese Monate der Anspannung und Sorge, aber auch des
Nachdenkens, der Solidarität, des Austausches gemeinsamer Perspektiven
Hoffnungen genährt.

Die Welt danach ... so tönen unsere Regierungen ... und das Volk
antwortet: "Die Welt danach ist Jetzt!" Es geht um mehr Gerechtigkeit,
mehr Solidarität, mehr Demokratie, mehr Würde!

Zumindest ist sich etwas Tiefes, ja fast Heiliges daraus entwickelt
und Tausende von Demonstranten ermutigt und beflügelt. Jenseits ihrer
unmittelbaren Forderungen, verleihen sie dem sozialen Kampf jetzt und
in der Geschichte wieder Sinn und Zusammenhang.


Die Übersetzung aus dem Französischen wurde von Heidi
Meinzolt vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Über die Autorin

Claudie Baudoin. Von Beruf Sozialpsychologin, ist die Autorin
Trainerin für Persönlichkeitsentwicklung und Personalwesen im
Klinikbereich, wo sie dem Pflegepersonal Instrumente zur Kommunikation
und zum Wohlbefinden (Vermeidung von Burn-Out, Management von Stress,
Aggressivität und Konflikten) an die Hand gibt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ITALIEN/343: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 15.6.2020 (SB)



In Italien setzt Ministerpräsident Giuseppe Conte am Montag seine
Konsulationen in den sogenannten Generalständen zur Inanspruchnahme
des Wiederaufbauplanes der EU fort. Wie die Nachrichtenagentur ANSA
heute berichtet, kommen Vertreter der Gewerkschaften, der Regionen und
der Gemeinden zu Wort. Als Höhepunkt werde aber der Auftritt eines
führenden Mannes der Wirtschaft erwartet - Vittorio Colao, ehemaliger
Vodafone-Chef, der von Ex-Premier und Forza-Italia-Chef Berlusconi
geschätzt wird, während die sozialdemokratische Partito Democratico
(PD) und die Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) ihm reserviert
gegenüberstehen.

Wie der Premier erklärte, hätten die Staats- und Regierungschefs der
EU "die zentrale Rolle Italiens in diesem Notfall" anerkannt und die
Eröffnung der beratenden "Generalstände" begrüßt. Mit den Worten, wir
seien "ein Vorbild für Europa", zitiert die Nachrichtenagentur ANSA
den Regierungschef.

Die Opposition, bestehend aus der Forza Italia Berlusconis, den
Fratelli-Brüdern Giorgia Melonis sowie der Lega Matteo Salvinis, nimmt
weiter nicht an den Generalständen teil. Salvini weise den an die
Opposition gerichteten Appell Contes, an dieser Konsulations- und
Beratungsrunde mitzuwirken, scharf zurück und sprach von "einer Schande".
FdI-Chefin Giorgia Meloni habe angekündigt, von heute an bis
zum nächsten Sonntag könne "in der komplizierten Beziehung zwischen
Conte und den Mitte-Rechts-Parteien alles passieren".

Die Achsen seines Masterplans habe der Premier ANSA zufolge skizziert
mit: Digitalisierung und Innovation - Schaffung sicherer und
effizienterer Infrastrukturen - Investitionen für die grüne Wirtschaft
- Verbesserung von Tourismus, Kunst und Kultur - Investitionen in
Forschung und Ausbildung - Rationalisierung des Rechtssystems -
soziale Eingliederung und Gerechtigkeit. Wie der Ministerpräsident
betont, sei das bereits im Juli zur Verfügung stehende Geld aus dem
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM - italienisch MES) in Höhe
von 37 Milliarden Euro "für die Regierung günstig".

Bis zum 9. Juli strebe "Italien an, auf einem neuen europäischen
Gipfel zumindest einen Entwurf eines Abkommens" vorzulegen. Danach
werde der Ministerpräsident "entscheiden, ob und wie das Parlament
nach der Aktivierung der MES gefragt werden soll". Wie das genau
vonstatten gehen werde, sei im Moment überhaupt noch nicht abzusehen.
In der mitregierenden Fünf-Sterne-Bewegung sei "der Krieg zwischen
Beppe Grillo, den Gouverneuren und Alessandro Di Battista (von der
Parteileitung) über die Inanspruchnahme der Kredite wieder
ausgebrochen" und werde "zu einem unkalkulierbaren Faktor".

Laut ANSA habe Di Battista erklärt, es gebe "bestimmte politische
Mächte, die die Regierung niederschlagen wollen, um das Geld für den
Wiederaufbau zu übernehmen". Nach Ansicht von Beobachtern hänge dies
damit zusammen, daß es nach wie vor Kräfte bei den Fünf Sternen gebe,
die zur Lega neigten. Conte gehe "auf heißen Kohlen spazieren",
lautete der Kommentar der Nachrichtenagentur ANSA. Angesichts dieser
Situation mahnte selbst der Befürworter der ESM-Kredite,
Finanzminister Roberto Gualtieri (PD) an, zuvor die Ergebnisse der
Verhandlungen über den Wiederaufbauplan abzuwarten.

15. Juni 2020
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MELDUNG/068: EU-Abgeordnete drängen Merkel zu mehr Transparenz während EU-Ratspräsidentschaft (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin / Büro Wien

EU-Abgeordnete drängen Merkel zu mehr Transparenz während 
EU-Ratspräsidentschaft

Pressemitteilung von LobbyControl, 12. Juni 2020



Nahezu 100 Mitglieder des Europäischen Parlaments fordern
Bundeskanzlerin Angela Merkel in einem parteiübergreifenden offenen
Brief aus Anlass der bevorstehenden deutschen EU-Ratspräsidentschaft
auf, Transparenz bei der politischen Interessenvertretung und in der
Gesetzgebung zu einem zentralen Anliegen der Ratspräsidentschaft zu
machen.

Die deutsche Ratspräsidentschaft fällt in eine absolut kritische Phase
sowohl bezüglich der Corona-Krise als auch der Klimakrise, ein
"Business as usual" dürfe es daher nicht geben. Viele
InteressenvertreterInnen nehmen derzeit Einfluss auf
Wirtschaftshilfen, IndustrielobbyistInnen verlangen Deregulierung.
Außerdem stehen schwierige Entscheidungen über die Gewinner - und
Verlierer - der Corona-Wiederaufbauprogramme an. Gerade jetzt ist
daher ein transparenter und partizipativer Entscheidungsprozess, der
das öffentliche Interesse ins Zentrum stellt, umso wichtiger.

Die Abgeordneten rufen die EU auf, die Wiederaufbauprogramme auf
soziale Gerechtigkeit, Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten sowie
auf ökologische und nachhaltige Ziele auszurichten.

Der Brief wurde koordiniert von den lobbykritischen Organisationen
Corporate Europe Observatory und LobbyControl und knüpft an bisherige
Impulse von EU-Abgeordneten, der Europäischen Ombudsfrau und aus der
Zivilgesellschaft an.


Zentrale Forderungen des Briefs

Der Brief ruft die deutsche Ratspräsidentschaft auf:

• Für mehr Transparenz in den politischen Entscheidungsprozessen
des Rates zu sorgen.

• Mehr Lobbytransparenz im Rat und in Berlin eine klare

politische Priorität zu geben.

• Mit neuen Regeln und einer neuen politischen Kultur einer
übermäßigen und einseitigen Lobbyeinflussnahme auf die
Ratspräsidentschaft vorzubeugen.

• Jegliches Sponsoring der Ratspräsidentschaft abzulehnen,
bestehende Verträge aufzukündigen und einen Prozess einzuleiten, um
diese Praxis auch künftig zu beenden.

Martin Schirdewan, MdEP (GUE-NGL) sagte: "Treffen hinter
verschlossenen Türen, nicht veröffentlichte Protokolle, geheime
Lobbytreffen und Industrie-Sponsoring ... in wenigen anderen Bereichen
ist die Kluft zwischen Wirklichkeit und Selbstbild in der EU so groß
wie bei der mangelnden Transparenz des Rats. Deutschland hat nun die
Chance, solche undemokratischen Praktiken während seiner
Ratspräsidentschaft zu beenden. Wir brauchen Transparenz in den
politischen Entscheidungsprozessen und im Lobbyismus in Brüssel und in
Berlin. Das heißt, neue Regeln und eine neue Kultur, die sich gegen
übermäßigen Industrieeinfluss richtet und Schluss mit dem Sponsoring
der Ratspräsidentschaft durch Unternehmen macht."

Marianne Vind, MdEP (S&D) sagte: "Ob man im Rat oder im Parlament
sitzt, wir als Politikerinnen und Politiker dienen den Bürgerinnen und
Bürgern von Europa und sie verdienen zu wissen, wofür ihre gewählten
Repräsentanten kämpfen und von wem sie beeinflusst werden. Mehr
Transparenz ist absolut notwendig, um die demokratische Unterstützung
für das europäische Projekt zu sichern."

Die 92 Mitglieder des Europäischen Parlaments, die den Brief
unterzeichnet haben, sind:

Alice Kuhnke MdEP, Alviina Alametsä MdEP, Anja Hazekamp MdEP, Anna
Cavazzini MdEP, Anna Donáth MdEP, Aurore Lalucq MdEP, Bas Eickhout
MdEP, Birgit Sippel MdEP, Brando Benifei MdEP, Christel Schaldemose
MdEP, Ciarán Cuffe MdEP, Clare Daly MdEP, Claude Gruffat MdEP,
Cornelia Ernst MdEP, Damian Boeselager MdEP, Damien Carême MdEP,
Daniel Freund MdEP, Dimitrios Papadimoulis MdEP, Domènec Ruiz Devesa
MdEP, Eleonora Evi MdEP, Erik Marquardt MdEP, Francisco Guerreiro
MdEP, Giorgos Georgiou MdEP, Grace O'Sullivan MdEP, Gwendoline 
Delbos-Corfield MdEP, Heidi Hautala MdEP, Helmut Scholz MdEP, Henrike Hahn
MdEP, Idoia Villanueva Ruiz MdEP, Isabel Santos MdEP, Jakop Dalunde
MdEP, Javier Nart MdEP, Jutta Paulus MdEP, Katalin Cseh MdEP, Katerina
Konecná MdEP, Kathleen Van Brempt MdEP, Katrin Langensiepen MdEP, Kim
van Sparrentak MdEP, Kira Peter-Hansen MdEP, Konstantinos Arvanitis
MdEP, Lara Wolters MdEP, Leila Chaibi MdEP, Malin Björk MdEP, Manon
Aubry MdEP, Manu Pineda MdEP, Manuel Bompard MdEP, Marc Angel MdEP,
Marc Botenga MdEP, Marcel Kolaja MdEP, Margrete Auken MdEP, María
Eugenia Rodríguez Palop MdEP, Maria Noichl MdEP, Marianne Vind MdEP,
Marie Toussaint MdEP, Markéta Gregorová MdEP, Martin Schirdewan MdEP,
Martina Michels MdEP, Michael Bloss MdEP, Michèle Rivasi MdEP, Mick
Wallace MdEP, Miguel Urbán Crespo MdEP, Mikulás Peksa MdEP, Monika
Vana MdEP, Mounir Satouri MdEP, Nico Semsrott MdEP, Niels Fuglsang
MdEP, Niklas Nienaß MdEP, Nikolaj Villumsen MdEP, Özlem Demirel MdEP,
Pär Holmgren MdEP, Pascal Durand MdEP, Patrick Breyer MdEP, Paul Tang
MdEP, Pernando Barrena MdEP, Petra De Sutter MdEP, Petros Kokkalis
MdEP, Philippe Lamberts MdEP, Ramona Strugariu MdEP, Raphaël
Glucksmann MdEP, Rasmus Andresen MdEP, Sarah Wiener MdEP, Saskia
Bricmont MdEP, Sira Rego MdEP, Stelios Kouloglou MdEP, Sven Giegold
MdEP, Tanja Fajon MdEP, Terry Reintke MdEP, Thomas Waitz MdEP, Tiemo
Wölken MdEP, Tilly Metz MdEP, Tineke Strik MdEP, Victor Negrescu MdEP.


Hintergrund

Der vollständige Brief der EU-Abgeordneten an Bundeskanzlerin Angela
Merkel auf englisch ist unter [1] aufrufbar.

Eine neue Studie von LobbyControl und CEO zur deutschen
EU-Ratspräsidentschaft mit dem Fokus auf Lobbyismus und Einflussnahme
auf den Rat der EU wird am 23. Juni veröffentlicht.

Eine Hintergrund-Studie über den Lobbyeinfluss auf
Entscheidungsprozesse der EU-Mitgliedstaaten im Rat der EU wurde von
Corporate Europe Observatory im Februar 2019 veröffentlicht: "Captured
states: When EU governments are a channel for corporate interests"
[2].


Anmerkungen:

[1] https://www.lobbycontrol.de/wp-content/uploads/Chancellor-Merkel-MEPs-letter-June-2020.pdf

[2] https://corporateeurope.org/en/2019/02/captured-states
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LESUNG - KINDER-UNI/215: Am 17. Juni findet als "Corona-Spezial-Vorlesung" übers Internet statt

Universität des Saarlandes

Kinderuni am 17. Juni findet als "Corona-Spezial-Vorlesung" übers
Internet statt



Der nächste Termin der Kinderuni wird aus der Aula der Universität live
ins Internet übertragen: Die "Corona-Spezial-Vorlesung" für Kinder ab dem
Grundschulalter findet am Mittwoch, 17. Juni, von 16.00 bis 18.00 Uhr
statt. Dabei erklären zwei Experten der Universität des Saarlandes und ein
genesener Corona-Patient spannende Details zum Virus. Zudem beantworten
sie Fragen, die die Kinder übers Internet schriftlich an sie stellen. Der
Link ist am Tag der Veranstaltung unter www.kinderuni.saarland zu finden
und wird über die Facebookseite der Kinderuni Saar gepostet.

Über welche Wege verbreitet sich das Corona-Virus? Wie sieht es mit dem
Lernen und der Schule in Corona-Zeiten aus? Dürfen oder müssen Kinder,
Eltern und Erwachsene wieder die Schule betreten? Was können wir tun, um
uns vor Ansteckung zu schützen? Und wie verläuft eine CoVid-19-Erkrankung?
- Diese und viele andere Fragen rund um das Corona-Virus werden bei der
nächsten Kinderuni-Vorlesung am Mittwoch, dem 17. Juni, beantwortet.

Dabei wird Prof. Markus Peschel, Didaktiker für den Sachunterricht und
Ausbilder für angehende Lehrkräfte, in einem kurzen Einführungsvortrag
vorstellen, wie sich die Lockdown-Zeiten auf das Lernen und die Schule
auswirken. Über Erfahrungen mit Patienten, die an Corona erkrankt sind und
ins Krankenhaus müssen, berichtet Dr. Sebastian Ewen. Der Mediziner leitet
die Zentrale Notaufnahme des Uniklinikums und wird auch erläutern, wieso
Abstandsregeln und Hygienevorschriften so wichtig sind, um sich vor dem
Virus zu schützen und seine Ausbreitung zu verhindern. Wie es sich
anfühlen kann, wenn man an CoVid-19 erkrankt ist, erfahren die
Kinderstudierenden von Dr. Colmar Niederstadt. Er ist der Ärztliche Leiter
des via medis Nierenzentrums in Dudweiler und hat die Corona-Infektion
selber gut überstanden.

Die Fragen der Kinder werden von den Referenten beantwortet - live direkt
im Anschluss an die Vorträge sowie schriftlich nach der Veranstaltung
durch das Kinderuni-Team (bis 18.30 Uhr).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/877: Buchvorstellung - Damit sie nicht vergessen werden

Gegenwind Nr. 381 - Juni 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Damit sie nicht vergessen werden

von Reinhard Pohl



France Bloch-Sérazin und Suzanne Masson leisteten in Frankreich seit
1940 Widerstand gegen die deutsche Besatzung. Sie wurden verhaftet,
zum Tode verurteilt und nach Lübeck ins Gefängnis gebracht. 1943
wurden sie in Hamburg hingerichtet.

Baya Maouche stammt aus Algerien, studierte in Hamburg und lebt heute
in Lübeck. Sie hat in diesem Buch viele Informationen über die beiden
Frauen zusammengetragen, um ihr Leben und Sterben nachzuzeichnen. Sie
hat es auch erreicht, dass die Stadt Lübeck eine Gedenktafel für die
Widerstandskämpferinnen anbrachte - in Lübeck-Lauerhof, wo sie die
letzten Wochen ihres Lebens als Gefangene verbrachten.

Zunächst beschreibt die Autorin die innenpolitische Situation in
Frankreich in den 1930er Jahren. Das ist wichtig, um die kommenden
Ereignisse zu verstehen. In Frankreich gab es zeitweise eine
Volksfront-Regierung, danach aber eine rechte Regierung, die teils
auch die Stimmung schuf, durch die später die Zusammenarbeit der
Regierung im unbesetzten Südfrankreich mit Deutschland bei der
Verfolgung von Juden, aber auch bei der Verfolgung und Auslieferung
französischer Widerstandskämpfer möglich war. Hier gibt es auch eine
Geschichte, die in Frankreich nur unzureichend aufgearbeitet und
veröffentlicht wurde. Allzugern wurde in Frankreich nach der Befreiung
durch die alliierten Truppen die Legende gesponnen, die gesamte Nation
habe Widerstand geleistet außer einzelne Kollaborateuren.

Noch im August 1939, also vor dem Zweiten Weltkrieg, verbot die
französische Regierung zwei Zeitungen der Kommunistischen Partei. Und
drei Wochen nach Beginn des Krieges, wurde auch die Kommunistische
Partei selbst verboten, auch unter Verweis darauf, dass die
Sowjetunion im Pakt mit Hitler Polen angegriffen hatte, dessen Bestand
ja unter anderem von Frankreich garantiert worden war.

Nach dem Einmarsch der Wehrmacht und dem Waffenstillstand sowie der
Kapitulation wurde von der neuen Regierung Petain in Vichy eine
Zusammenarbeit mit Hitler-Deutschland eingeleitet, Parallel dazu
wurden Gesetze gegen Juden erlassen, die sie ähnlich wie in
Deutschland aus dem öffentlichen Leben ausschlossen. Wer Widerstand
leistete, wurde nicht nur nach Möglichkeit verhaftet, sondern auch
nach Deutschland ausgeliefert. Dies geschah im Rahmen des
"Nacht-und-Nebel-Erlasses". Der war am 7. Dezember 1941 von Wilhelm
Keitel für das Oberkommando der Wehrmacht in Kraft gesetzt worden. Er
sah vor, Oppositionelle bei "Nacht und Nebel" zu verhaften und aus
besetzten Gebieten nach Deutschland zu bringen, ohne die Familien zu
benachrichtigen und ohne sie zu dokumentieren. Das sollte zusätzlich
Angst verbreiten, weil Menschen einfach "verschwanden".

Der Widerstand in Frankreich wurde wesentlich von Frauen getragen. Die
Geschichte dieser Frauen, vermutlich mehr als hunderttausend, ist kaum
erforscht. Schriftliche Unterlagen hat kaum eine hinterlassen, weil
das im besetzten Gebiet zu gefährlich gewesen wäre, bei
Hausdurchsuchungen durfte ja nichts gefunden werden. Und Interesse der
Historiker gab es kaum, die galt eher den Männern, die kämpften,
Anschläge ausführten. Frauen übernahmen oft andere Aufgaben,
versteckten Juden, versteckten abgeschossene Piloten der Alliierten
oder bereiteten Anschläge vor.

France Bloch-Sérazin wurde 1913 geboren. Sie arbeitete 1940 im
Widerstand in Paris, genauso wie ihr Mann, der aber bald verhaftet
wurde. Sie war Chemikerin, bekam als Jüdin Berufsverbot, lebte von
Privatunterricht. In ihrer Wohnung stellte sie Sprengstoff und
Zündschnüre her, konstruierte auch Bomben. Im Mai 1942 wurde sie
verhaftet, als politische Gefangen in der "deutschen Abteilung" des
Gefängnisses eingesperrt, musste Tag und Nacht Handschellen tragen. Im
September 1942 wurde sie zum Tode verurteilt. Im November 1942 wurde
sie nach Lübeck deportiert, im Januar 1943 in Hamburg geköpft.

Suzanne Masson wurde 1901 geboren. Sie war technische Zeichnerin. Für
den Widerstand druckte und verteilte sie Flugblätter. Sie wurde im
Februar 1942 verhaftet und im Mai 1942 nach Deutschland deportiert. Im
Juni 1943 wurde sie nach Lübeck gebracht, dort vor Gericht gestellt
und zum Tode verurteilt. Im November 1943 wurde sie in Hamburg
geköpft.

Im Schlusskapitel beschreibt die Autorin die sehr mangelhafte
Aufarbeitung dieses Teils des Nationalsozialismus. Der
"Nacht-und-Nebel-Erlass" sollte dafür sorgen, dass die Namen der
Gefangenen und deren Hinrichtung nicht bekannt wird, und das ist teils
bis heute gelungen.

Auch in Hamburg sind inzwischen Gedenktafeln am Gefängnis angebracht
worden. Zur Enthüllung der Gedenktafeln gelang es leider nicht, die
Kinder der Hingerichteten oder andere Familienmitglieder einzuladen,
weil der Kontakt fehlte.

Das Buch von Baya Maouche ist ein Beitrag dazu, das Schicksal dieser
beiden Frauen, vielleicht auch stellvertretend für viele andere, dem
Vergessen zu entreißen. Im Anschluss an den Text werden Fotos und
Dokumente abgedruckt, darunter auch das Todesurteil Suzanne Massons.
Das Buch wurde privat gedruckt, es hat keine Buchnummer und kann
deshalb von Buchhandlungen nicht bestellt werden.

Wer Interesse hat, kann es aber direkt bei der Autorin (*) kaufen.


Baya Moauche: Leben für die Freiheit. 

Auf den Spuren der französischen Widerstandskämpferinnen France
Bloch-Sérazin und Suzanne Masson. Lübeck, Mai 2020. 

(*) Das Buch kostet 10 Euro. Die Bestelladresse kann 
beim Gegenwind (Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82
E-Mail: redaktion@gegenwind.info) erfragt werden.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 381 - Juni 2020, Seite 69 - 70

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.
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GLEICHHEIT/7078: Corona-Pandemie in Polen - Schlesische Bergarbeiter werden Profit geopfert

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Corona-Pandemie in Polen: Schlesische Bergarbeiter werden Profit
geopfert 

Von Bartosz Wyspianski und Martin Nowak

15. Juni 2020



Die polnische Bergbauregion in der Woiwodschaft Schlesien ist seit Monaten
der größte Hotspot der Corona-Pandemie in Polen. Fast jeden Tag fallen fast
die Hälfte der Neuinfektionen in Polen auf Schlesien. So waren am 13. Juni
von 440 Neuinfektionen 209 in Schlesien. Davon waren 82 Bergarbeiter. Am
Tag zuvor waren 120 Bergarbeiter mit dem Coronavirus diagnostiziert worden.

Polen ist der fünftgrößte Braun- und der zehntgrößte Steinkohleförderer der
Welt. Etwa 100.000 Jobs hängen direkt am Abbau der Kohle, davon sind rund
60.000 Arbeiter unter Tage tätig.

Die traditionsreiche Bergbauregion ist eine der strategischen Stützpfeiler
der polnischen Wirtschaft und aufgrund der historisch damit verwachsenen
Industrieregion Oberschlesien (Górnośląski Okręg
Przemysłowy, GOP) eine wirtschaftliche Kernregion. In der GOP leben
fast 3 Millionen Menschen und damit mehr als in der Hauptstadt Warschau.

Doch nicht allein die Bevölkerungsdichte macht Schlesien anfällig für die
Pandemie. Aufgrund der rund 80 Prozent Energieversorgung auf Kohlebasis
leidet die polnische Bevölkerung unter enormer Umweltverschmutzung. Etwa
44.000 Menschen sterben offiziell jedes Jahr an der Luftverschmutzung -
eine direkte Folge veralteter Technik sowohl bei industriellen
Verbrennungsanlagen als auch privaten Heizungen. Menschen mit
Vorerkrankungen oder Vorschädigungen der Lunge sind bekanntlich besonders
gefährdet für Covid-19.

Die Verantwortung für die rasante Ausbreitung des Virus in der Region liegt
bei der Regierung und den Gewerkschaften. Obwohl es schon Anfang April
erste Berichte über Infektionen in schlesischen Bergwerken gab und eine
landesweite Ausgangssperre galt, ging die Arbeit in den Bergwerken weiter.
Regierung und Unternehmen leugneten öffentlich, dass es unter Tage
irgendeine Infektionsgefahr gebe.

Heute machen die über 5600 angesteckten Bergarbeiter fast ein Fünftel aller
Infizierten in Polen aus. Die Woiwodschaft Schlesien, das
Hauptkohleabbaugebiet, sticht mit derzeit 10.682 bestätigten Fällen und 260
Todesfällen auf der polnischen Infektionskarte deutlich heraus. Insgesamt
hat Polen aktuell 29.329 Infizierte und 1247 an Covid-19 Verstorbene
gemeldet. Die Zahl der Neuinfektionen in Polen erreichte in den letzten
sieben Tagen weit über 3000.

Aufgrund der hohen Umweltverschmutzung einerseits und den hohen
Infektionszahlen anderseits wird die Region in den Medien mittlerweile als
polnisches Wuhan bezeichnet.

Damit einhergehend gibt es Spekulationen, ob die Region von der Armee
komplett abgeriegelt werden soll. Die Regierung in Warschau dementierte
dies zwar mehrfach, "aber Gerüchte fallen nicht vom Himmel", kommentiert
dies der Vizebürgermeister von Ruda Śląska, Krzysztof Mejer, im
Gespräch mit der Deutschen Welle.

Mitte Mai reiste Premierminister Mateusz Morawiecki persönlich nach
Schlesien und erklärte: "Die Situation ist im Griff und unter Kontrolle."
Gleichzeitig wurden im Laufe des Mais alle Ausgangsbeschränkungen
aufgehoben und auch Schulen und Kitas wieder geöffnet.

Zwei Wochen darauf hat sich die Anzahl der infizierten Bergarbeiter
verdoppelt. Zugleich kündigte Morawiecki eine Konsolidierung des Bergbaus
an. Damit drohen den rund 100.000 Arbeitern, die vom Kohlebergbau abhängig
sind, zusätzlich zu den gesundheitlichen Gefahren durch die Corona-Pandemie
auch noch Lohneinbußen, verschärfte Ausbeutung oder Arbeitsplatzverlust.

Polen hat mit ca. 5400 pro 1 Million Einwohner deutlich weniger Tests
durchgeführt als die meisten anderen EU-Staaten "Wenn man sich früher
entschieden hätte, Tests in großen Umfang durchzuführen, wäre dieses Ausmaß
an Infektionen nicht aufgetreten," so Andrzej Sośnierz, ein ehemaliger
Chef des Landesgesundheitsamtes (NFZ). Auch die Bergleute und Einwohner
Schlesiens hatten lange umsonst vor möglichen Ansteckungen und einer
Epidemie in den Bergwerken gewarnt.

Die Bergleute sind bereits unter normalen Umständen vielen Gefahren
ausgesetzt: Hohe Temperaturen, wenig Sauerstoff und staubige Luft steigern
die Krankheitsgefahr. Explosive Gase und oft marode Technik erhöhen die
Unfallgefahr. Nur 3 Prozent der im Steinkohleabbau tätigen Bergleute
erreichen das Alter von 80 Jahren, während im Durchschnitt in Polen rund 15
Prozent über 80 Jahre alt werden.

Dafür verdienen sie nur 2000 bis 4000 Złoty (500 bis 1000 Euro) netto,
zusätzliche Prämien für das Einhalten der Produktionsziele und einen 13.
Monatslohn. Das entspricht etwa dem Landesdurchschnittslohn.

Doch selbst diese Löhne sind ständigen Angriffen ausgesetzt. Seit der
Einführung des Kapitalismus in Polen wurden unzählige Bergwerke
stillgelegt. Ähnlich wie bei der deutschen Ruhrkohle AG und ehemaligen 
DDR-Betrieben führt der polnische Staat dabei Regie und übernimmt die Kosten
für die Altlasten, während die Gewinne weitgehend privatisiert werden.

So leitet der polnische Staat die defizitäre Polska Grupa Górnicza (PGG),
das größte Bergbauunternehmen Europas. Der Staat ist mit 55 Prozent auch
Mehrheitseigner der Jastrzębska Spółka Węglowa SA (JSW), die
2011 als größter europäischer Koksproduzent an die Börse ging. Die Kosten
für stillgelegte Kohlegruben werden wiederum an die staatliche Spółka
Restrukturyzacji Kopalń SA ausgegliedert, die in den letzten zehn
Jahren rund 2 Milliarden Złoty staatliche Subventionen erhielt.

Angesicht der schlechten wirtschaftlichen Lage der Unternehmen und eines
hohen Produktionsüberschusses am Anfang des Jahres hatte die Regierung den
Bergarbeitern bereits im Januar die Arbeitswoche auf vier Tage reduziert,
was eine 20-prozentigen Lohnsenkung bedeutete. Nach mehreren Protesten und
Straßenbesetzungen wurde ein Streik der kampfbereiten Bergarbeiter im
letzten Moment durch einen Kompromiss zwischen Gewerkschaften und Regierung
abgewürgt.

Die Gründe für den Überschuss am Anfang des Jahres waren der milde Winter
und die bereits begonnene Rezession der Weltwirtschaft. Die
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie werden diese Krise weit in den
Schatten stellen.

Am 9. Mai handelten Regierung und Gewerkschaften eine Art Kurzarbeitergeld
(Tarcza 4.0) für die PGG-Arbeiter aus. Die nicht aktiven Bergarbeiter
bekommen 60 Prozent ihres Durchschnittslohns als Teil der Corona-Maßnahmen
der Regierung, eine Summe, die viele Arbeiter zwingt, trotz der
gefährlichen Bedingungen unter Tage zu gehen, um zu überleben.

Die Unternehmen und die Regierung spielen die Gefahr durch Corona immer
noch bewusst herunter. So erklärte das Staatliche Bergbauinstitut
(Główny Instytut Górniczyder, GIG), das Infektionsrisiko unter Tage
sei "nicht größer" als das für Arbeiter, die über Tag arbeiten, in anderen
Branchen tätig sind oder für jeden anderen Einwohner der Republik Polen.

Tatsächlich ist es für Bergarbeiter unmöglich, die einfachsten Empfehlungen
der Virologen zum Infektionsschutz einzuhalten. Mit dem Schachtaufzug
fahren bis zu 50 Bergarbeiter gemeinsam in die Tiefe. Selbst bei weniger
Arbeitern ist aufgrund der Enge kein effektiver Ansteckungsschutz möglich.
Auch bei der Fahrt mit dem Zug zu der Abbaustelle lassen sich Maßnahmen zur
sozialen Distanzierung nicht einhalten, da die Arbeiter in den Wagen auf
engsten Raum zusammengepfercht werden. Am Ende des Tages duschen die
Arbeiter zusammen.

Zwar muss jeder Arbeiter nun zwei negative Tests vorweisen, um arbeiten zu
dürfen, doch die zuständigen Behörden sind auch Monate nach Beginn der
Pandemie heillos mit den Massentests überfordert.

Viele Bergarbeiter beschwerten sich, dass sie selbst dann, wenn sie
Symptome hatten, die Test-Station nicht erreichen konnten. Um nicht
unentschuldigt bei der Schicht zu fehlen, was zur Entlassung führen kann,
gingen sie trotz des Verdachts auf Ansteckung unter Tage. Getestete
Arbeiter wissen oft nicht, wann sie die Ergebnisse erhalten. Wiederum
andere bekommen keine Informationen vom Gesundheitsdienst oder die
Ergebnisse ihrer Tests gehen verloren.

Anfang vergangener Woche erklärte Premierminister Mateusz Morawiecki erneut
vor Ort, dass alles unter Kontrolle sei. Am selben Tag kündigte er an, dass
ab Freitag zehn Bergwerke der PGG und zwei der JSW für drei Wochen
vollständig schließen werden, bei angeblich 100-prozentiger
Lohnfortzahlung. Viele weitere Bergwerke mit hunderten Infizierten arbeiten
weiter.

Sowohl die krisengeschüttelte PiS-Regierung als auch die Gewerkschaften
werden von der Angst umgetrieben, dass der soziale Unmut in der
Arbeiterregion einen politischen Ausdruck findet und dass unter Bedingungen
einer weltweit wachsenden Protest- und Streikbewegung auch in Polen der
Klassenkampf offen ausbricht.

Die Gewerkschaften warnten in ihren Appellen an die Regierung eindrücklich
vor dieser Gefahr. So warnte die Nachfolgerin der stalinistischen
Bergarbeitergewerkschaft "Związek Zawodowy Górników w Polsce", die
Corona-Konjunkturmaßnahmen der PiS-Regierung drohten "die sozialen Probleme
zu verschärfen und einen starken Anstieg von Unruhen zu verursachen".
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GRASWURZELREVOLUTION/1957: Unterstützt den Kampf um Tamansari!

graswurzelrevolution Nr. 448, April 2020

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Unterstützt den Kampf um Tamansari!

Ein Aufruf zur internationalen Solidarität

von Siti Maulida



Da die westliche Medienberichterstattung im Zusammenhang mit
Indonesien einseitig und unzureichend ist, schildert der folgende
Artikel ein Beispiel für die realen Verhältnisse in Indonesien und
enthüllt einige Machenschaften der indonesischen Regierung, mit der
Deutschland wirtschaftlich, militärisch und polizeilich
zusammenarbeitet(1) (und das sogar zu Zeiten der Suharto-Diktatur,
ungeachtet der Annexion Osttimors und Westpapuas durch Indonesien).
Der Regierung stehen unter anderem die Bürger und Unterstützer*innen
Tamansaris im Weg, die großen Widerstand leisten.


Tamansari

Der Stadtteil (Kelurahan) RW11 Tamansari liegt inmitten des
Geschäftszentrums Bandungs, der Hauptstadt von Westjava, die als
Kultur- und Bildungszentrum gilt. Außerdem hat Bandung den offiziellen
Titel einer "menschenrechtsfreundlichen" Stadt und ist durch die
Mitgliedschaft in der UNO und durch die Verfassung von 1945 dazu
verpflichtet, die Menschenrechte zu wahren und zu schützen.(2)
Tamansari wurde 2017 in einer Auktion der Regierung an "PT. Sartonia
Agung" verkauft, ein sehr fragwürdiges Bauunternehmen, das offiziell
von der staatlichen Organisation LKPP (Nationale Agentur für die
öffentliche Beschaffung) auf der schwarzen Liste vermerkt wurde. Dies
geschah aufgrund von einem Vertragsbruch und einem Baupfusch, bei dem
eine Brücke während des Baus einstürzte und vier Menschen das Leben
kostete. Jedoch handelt es sich bei Tamansari um Gemeindeland, für das
die Regierung kein Landnutzungszertifikat besitzt und somit auch kein
Recht auf Erteilung einer Baugenehmigung hat. Denn das
Agrargrundgesetz (UUPA) besagt, dass jede Gemeinde, die mehr als 20
Jahre auf Gemeindeland gelebt oder gearbeitet hat, als Eigentümer des
Landes priorisiert werden muss. Da die Bewohner und Bewohnerinnen
Tamansaris schon seit weitaus mehr als 20 Jahren offiziell dort leben,
haben sie gesetzlich ein Recht auf ein Landnutzungszertifikat, das
ihnen allerdings nie (vom zuständigen Ministerium für Landwirtschaft
und Raumordnung (BPN)) ausgehändigt wurde.

Das Bauunternehmen PT. Sartonia Agung möchte einen Wohnhausblock
("Rumah Deret") bauen, dessen Wohnungen angeblich für die
Bewohner*innen gedacht sind, die nach dem Bau wieder einziehen sollen.
Während des Baus sollen die Bewohner*innen nach Rancacili ziehen,
einem Ort der 30 km entfernt von Tamansari liegt, wegen der
abgelegenen Lage und den schlechten Konditionen jedoch völlig
unangemessen ist. Wahrscheinlich werden außerdem die Mieten der neuen
Wohnungen für die Bewohner*innen unerschwinglich sein. Die
Bewohner*innen von Tamansari haben diesem Plan nie zugestimmt. Dieses
Vorhaben ist Teil eines angeblich gemeinnützigen Regierungsprogramms
namens KOTAKU (s.u.). Vor der ersten Räumung im Dezember 2017 lebten
in Tamansari 197 Familien in 90 Häusern. Die brutale Prozedur ließ
trotz des starken Widerstands nur 33 Familien und 16 Häuser zurück.
Viele gingen aufgrund von massivem Druck seitens des Unternehmens und
der Regierung. Weitere Räumungsversuche fanden statt
(März 2018-Januar 2019), das Abwassersystem wurde zerstört und die
Einschüchterungsversuche mit Hilfe von Polizei und bezahlten
Schlägertrupps dauerten an. Immer wieder bemühten sich die
Bürger*innen Tamansaris bei den zuständigen Behörden um Vermittlung,
doch niemand kümmerte sich. Es wurden unzählige Demonstrationen und
Veranstaltungen organisiert.

Die brutalste Räumung fand am 12. Dezember 2019 statt, zwei Tage
nachdem sich die Stadt Bandung zum internationalen Tag der
Menschenrechte offiziell als menschenrechtsfreundliche Stadt feierte.
Während der Fall Tamansari vor Gericht verhandelt wurde und noch keine
rechtskräftige Entscheidung getroffen war, kamen ohne Ankündigung
Kommunalpolizei, Nationalpolizei, Zivilpolizei, nationale
Streitkräfte, Paramilitärs und bewaffnete Schlägertrupps und
zerstörten den kompletten Stadtteil. Sie rissen mit Baggern die Häuser
ab, während deren Bewohner*innen versuchten ihre Besitztümer und die
Kinder in Sicherheit zu bringen.

Um die Räumung zu beschleunigen, griff die Nationalpolizei ohne
Erlaubnis auf die Sachen der Bewohner*innen zu und brachte einige
davon nach Rancacili (dem 30 km entfernt liegenden Ort, an den die
Menschen geschickt werden). Viele Besitztümer der Bewohner*innen
Tamansaris gingen dadurch verloren.

Sie hatten auch nicht genug Zeit, um alles aus ihren Häusern zu
schaffen, bevor diese zerstört wurden.

Kinder wurden verletzt, weinten und schrien, sahen zu wie ihre
Familien mit Schlagstöcken verprügelt wurden und wie die Polizisten
mit Steinen auf sie warfen. Doch die Menschen gaben alles, um ihr
Zuhause zu verteidigen. Sie bauten Barrikaden und verteidigten
Tamansari mit ihrem ganzen Mut. Auch potenziell tödliche
Tränengasgeschosse kamen zum Einsatz. Trotz der letztendlichen
Vertreibung aller Menschen aus dem gesamten Areal, verfolgten die
Einheiten die Menschen, um weiter auf sie einzuschlagen und
willkürlich einige zu verhaften. 21 Menschen wurden verhaftet.
Mindestens 37 Menschen wurden verletzt, unter ihnen auch Kinder.

Ich selbst habe gesehen, wie mehrere dutzend Beamte mit Schlagstöcken
auf Enjo, einen der Bewohner von Tamansari, einprügelten. Während der
ambulanten Behandlung wurde er erneut geschlagen. Wegen schwerer
Kopfverletzungen musste er auf die Intensivstation gebracht werden.
Bis Mitte März saß er noch im Rollstuhl und konnte nicht mehr laufen.
Ein Baby hatte noch wochenlang entzündete Augen als Folge von
Tränengas und Staub.

Das einzige Gebäude des Stadtteils, das nicht zerstört wurde, ist die
Moschee. Dort sind die meisten der Vertriebenen bis heute
untergekommen (ungefähr 20 Familien und eine stetig wachsende Zahl an
Unterstützern). Direkt neben der Moschee sieht man nun die Trümmer
Tamansaris; Haufen von Steinen und Gegenständen, Erinnerungen an
ein friedliches gemeinschaftliches Leben und vor allem an ein Zuhause,
das die Regierung nur als Ware wahrnimmt. Aber für die Menschen, die
dort lebten, war es viel mehr als das. Dort haben schon die Großeltern
mancher Bewohner*innen gelebt, die ihre Kinder und Enkelkinder dort
aufwachsen sahen. Ganze Lebensgeschichten spielten sich hier ab, viel
Mühe und Liebe steckte in allen Ecken und Kanten Tamansaris. Doch
nicht nur die Erinnerungen, sondern auch der Lebensraum und die
Existenzgrundlagen wurden den Menschen genommen. Zudem sind die
Menschen, und vor allem die Kinder, nun schwer traumatisiert.

Mitverantwortlich für diese Tragödie ist der amtierende Bürgermeister,
Oded M. Danial(3), der sich zwar am Tag darauf vor der Presse für die
Unruhen entschuldigte, das Prozedere der Bebauung aber wie gehabt
fortführen will. Auch Ridwan Kamil, der Gouverneur von West-Java und
vorherige Bürgermeister, ist beteiligt an den begangenen Verbrechen.
Das Institut für Rechtshilfe (LBH), eine NGO die sich unter anderem
für Tamansari einsetzt, betonte in einem Statement auf ihrer Webseite
die Gesetzesbrüche, die bei der illegalen Räumung festgestellt wurden:

"Die Räumungen verstoßen gegen die Verfassung von 1945, insbesondere
gegen Artikel 28 über Menschenrechte, das Gesetz Nr. 39 von 1999 über
Menschenrechte und das Gesetz Nr. 1 von 2011 über Wohn- und
Siedlungsgebiete."(4)

Trotz mehrfacher Aufforderung untersuchte die nationale
Menschenrechtskommission (Komnas HAM) bei keiner der vollzogenen
Räumungen in Tamansari die zahlreichen Menschenrechtsverletzungen und
die Gewalt, die den Bürgern*innen Tamansaris vom Staat angetan wurde.

Die Regierung Bandungs beruft sich im Fall von Tamansari auf Ansprüche
aus der niederländischen Kolonialzeit Indonesiens (Kaufvertrag von
1930), die offiziell mit der Unabhängigkeit des Landes aufgehoben
wurden. Hinter dem demokratischen und rechtsstaatlichen Schleier
steckt ein neoliberaler Autoritarismus, der mit grenzenloser
Brutalität und ohne Rücksicht auf die Rechte der Menschen seine
Unternehmens- und Handelsinteressen durchsetzt. Eine langsame
Ausrottung und Segregation der unteren Klasse erinnert an koloniale
Praktiken.


Hintergründe

Hinter dem Projekt "Rumah Deret" (Wohnhausblock) stehen groß angelegte
Regierungsprogramme. Das aktuell größte Programm heißt "National Slum
Upgrading Project" (NSUP) und wird von der Weltbank und der AIIB
(Asiatische Infrastrukturinvestmentbank) gefördert. Ein wichtiger Teil
davon ist das Programm "Kota Tanpa Kumuh" (KOTAKU - "Stadt ohne
Slums") des Wohnungsministeriums, das als nationale Strategie zur
Armutsbekämpfung und zur Unterstützung des NSUP dienen soll. Eines der
Ziele von KOTAKU ist die Beseitigung städtischer Slums durch die
Bereitstellung von Wohnraum. Von der Art und Weise der Durchführung
bekommt man am Beispiel Tamansaris einen Eindruck. KOTAKU wird auf der
offiziellen Webseite als gemeinnütziges Projekt dargestellt, das
keinen Gewinn anstrebt.(5) Jedoch stehen hinter dem Projekt ganz
offensichtlich kommerzielle und wirtschaftliche Interessen.

Die Lage Tamansaris ist wirtschaftlich sehr wertvoll und interessant
für Investoren, ein Filetstück, das sich im Geschäftszentrum der Stadt
befindet, direkt neben der Pasupati-Bridge (Jembatan Pasupati) und dem
Balubur Town Square.(6)

Das internationale Programm der Weltbank namens "Cities Without
Slums", aus dessen Mitteln das NSUP unterstützt wird, richtet in der
ganzen Welt unter dem Vorwand der Armutsbekämpfung viel Schaden an.
Auf der Internetseite der Huffington Post heißt es: "Mehr als
3 Millionen Menschen wurden zwischen 2004 und 2013 physisch oder
wirtschaftlich durch fast 1.000 von der Weltbank finanzierte Projekte
vertrieben."(7)

Nicht die Armut wird hier bekämpft, sondern die Armen selbst. Sie
sollen mit allen Mitteln aus der Stadt verschwinden. Leider gibt es in
ganz Indonesien ähnliche Fälle. Allein in der Stadt Bandung sind
hunderte ähnliche Maßnahmen unter dem Vorwand der "Verbesserung von
Slums" geplant.


Aktuelle Infos

Nicht nur im Fernsehen, sondern auch im Internet findet man absurdeste
Behauptungen und Falschmeldungen über den Fall Tamansari. Das
Ministerium für Landwirtschaft und Raumordnung, das auch für die
Landnutzungszertifikate zuständig ist, behauptet zum Beispiel
inzwischen vor der Presse, dass das geräumte Land der Regierung
gehöre, wofür es wie oben dargestellt keine Grundlage und keine
Beweise gibt. Zuvor hatte dasselbe Ministerium das Land noch als
Gemeindeland betitelt.

Die Medien in Indonesien werden streng kontrolliert und zensiert. Es
ist eine gängige Praxis, Journalisten*innen Gewalt anzudrohen, damit
sie ihre Fotos löschen. Auch Morde an Journalisten*innen und
Aktivist*innen sind in Indonesien nicht selten.

Die sozio-religiöse islamische Organisation MUI schrieb vor kurzem
einen Brief an die evakuierten Bewohner*innen Tamansaris, in dem sie
aufgefordert werden, die Moschee zu verlassen. Sie stehen womöglich
ebenfalls unter dem Druck der Regierung, denn zuvor war der Aufenthalt
für die Opfer der Räumung genehmigt.

Des weiteren werden Plakate und Flyer gegen die Bewohner*innen und
Unterstützer*innen von Tamansari aufgehängt. Diese sind eindeutig
nicht von den Nachbarn gedruckt worden, es soll allerdings so
aussehen. Auch Bagger werden regelmäßig zur Einschüchterung vorbei
geschickt. Die Regierung scheint verzweifelt über den Widerstand der
Bürger*innen Tamansaris und ihrer Unterstützer*innen, der von Tag zu
Tag wächst.

Systematische Unterdrückung scheint ein festes Programm der
indonesischen Regierung zu sein.

Doch die Menschen von Tamansari geben nicht auf. Ihre Willensstärke,
ihr Zusammenhalt und ihr Mut sind unermüdlich. Es gibt oft
Diskussionen, Filmvorführungen, Konzerte und Ausstellungen, selbst in
den Ruinen finden noch Veranstaltungen statt. Vom 13. bis 26. Januar
2020 fanden zwei Wochen lang täglich Demonstrationen vor den
verantwortlichen Behörden in der Hauptstadt Jakarta statt. Auch dort
wurden zahlreiche Veranstaltungen organisiert; von Diskussionen, über
Workshops bis zu Konzerten und Performances war so ziemlich alles
dabei, was man sich unter kreativem Protest vorstellen kann.
Zahlreiche Aktivist*innen schlossen sich an. Unterstützt wurden
die Aktionen außerdem von der LBH (Institut für Rechtshilfe/NGO).
Anlässlich der Räumung Tamansaris, die am 12. Februar genau zwei
Monate her war, fand vom 12.-15. Februar ein Kunst- und Musikfestival
in den Ruinen statt.

Am 10. März fand eine Pressekonferenz in den Ruinen statt. Dort wurde
nicht nur über die Zwangsräumung und die staatliche Gewalt gesprochen.
Auch die Vermögensverluste der Einwohner*innen wurden thematisiert.
Während der Räumung verschwanden wertvolle Dokumente wie Diplome,
Geburtsurkunden und Familienkarten. Die Menschen konnten ihre Arbeiten
nicht mehr ausführen, da die Materialien und Grundlagen dafür
verschwunden waren. Sie beklagen die psychische und gesundheitliche
Belastung aufgrund der fehlenden Lebensgrundlagen. Die Kinder seien zu
traumatisiert, um in die Schule zu gehen. Es wurde ebenfalls
berichtet, dass viele Beschwerden bei Satpol PP (Polizeieinheit)
eingingen. Den Menschen in Rancacili soll es ebenfalls nicht
gut gehen. Doch die Bewohner*innen bekräftigen ihre enge
Zusammenarbeit, um ihr Überleben zu sichern und die Wirtschaft der
Gemeinde wieder aufzubauen. Die folgenden aktuellen Forderungen wurden
aufgezählt:

1. Die Regierung der Stadt Bandung muss für die Zwangsräumung und die
daraus entstandenen psychischen, physischen und materiellen Schäden
der Bewohner- und Unterstützer*innen Tamansaris Verantwortung
übernehmen!

2. Die Regierung der Stadt Bandung soll aufgrund der Verluste
Verantwortung für mindestens 100 verlorene Arbeitstage der
Bewohner- und Unterstützer*innen Tamansaris übernehmen!

3. Wir fordern die Regierung der Stadt Bandung auf, schnell auf die
Forderungen zu reagieren!

Am 27. März veranstalteten Unterstützerkollektive eine öffentliche
Beratung zum Schutz vor dem Coronavirus und zur eigenständigen
Herstellung von Desinfektionsmitteln in den Ruinen Tamansaris. Denn
der Aufforderung der Regierung, zu Hause zu bleiben, können diese
Menschen nicht nachkommen. Die Regierung selbst hatte ja zuvor ihr
Zuhause abgerissen. Unter ihnen gibt es viele alte Menschen und
Menschen mit Vorerkrankungen. Sie leben in der Moschee auf engstem
Raum zusammen und sind alles andere als geschützt, da dort viele
Menschen ein- und ausgehen, um zu beten. Das Ansteckungspotenzial ist
sehr groß. Doch die Regierung bleibt tatenlos.


Fazit

Die Geschichte Tamansaris erzählt von Gentrifizierung, Landraub,
Korruption, staatlicher Repression, Menschenrechtsverletzungen,
Rechtsverletzungen und Verfassungswidrigkeiten seitens der Regierung
von Bandung, Westjava. Dies ist allerdings nicht nur in Bandung zu
verzeichnen, sondern beschreibt die Politik der indonesischen
Regierung an sich.

Doch der Widerstand wächst und gedeiht. Die Bürger*innen Tamansaris
und ihre Unterstützer*innen geben nicht auf und das Areal ist noch
nicht verloren.


Anmerkungen:

(1) https://www.graswurzel.net/gwr/2015/12/vergessen-gemachte-geschichte/?fbclid=IwAR3l95kTwxrbdrkTjx7LB0oioeRJ0P6w00nfx-GodK63d1BdKXBhz2IhClY

(2) internationale Vereinbarung über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (Gesetz Nr. 05/2005)

https://wipolex.wipo.int/en/text/200129 - Chapter XA (Human Rights)

(3) Oded M. Danial: Mitglied der Partei PKS, eine nationalistische,
islamische Partei. Er hat 16 Jahre bei "Indonesian Arospace"
gearbeitet, ein staatliches Unternehmen für die Produktion ziviler und
militärischer Flugzeuge, danach stellte er Kleidung her und verkaufte
Eis. Vor seinem Amt als Bürgermeister war er stellvertretender
Bürgermeister von Ridwan Kamil.

(4) LBH https://www.lbhbandung.or.id/1724-2/

(5) http://kotaku.pu.go.id/view/7261/inovasi-program-kotaku-tuai-pujian-delegasi-luar-negeri

(6) Pasupati Bridge: eine 2,8 km lange Brücke, die die Lebensqualität
der Anwohner erheblich beeinflusst, seit sie 2005 fertig gestellt
wurde. Balubur Town Square: ein großes, 2010 eröffnetes
Shoppingcenter. Die Bürger hatten bei beiden Megaprojekten keinerlei
Mitspracherecht

(7) http://projects.huffingtonpost.com/worldbank-evicted-abandoned

 * 

Quelle:

Graswurzelrevolution, 49. Jahrgang, Nr. 448, April 2020, S. 1+10

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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IMI/1046: Defender 2020 Plus

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2020/404 vom 15. Juni 2020

Defender 2020 Plus



Das eigentlich coronabedingt abgesagte Großmanöver Defender 2020 wird unter
dem Namen Defender 2020 Plus fortgesetzt (siehe IMI-Standpunkt 2020/018
[1]). Wie die junge Welt am Freitag berichtete [2], spielt
Deutschland hier augenscheinlich als Drehscheibe auch eine Rolle: "Die
Vereinigten Staaten wollen in den kommenden Wochen zusätzlich 600 Soldaten
in die BRD verlegen. Grund sei die Fortsetzung des wegen der Coronapandemie
unterbrochenen Großmanövers »Defender Europa 2020« unter der Bezeichnung
»Defender 20 Plus«. Die US-Soldaten sollen ab dem 10. Juli auf dem
Truppenübungsplatz Bergen/Munster gemeinsam mit 400 bereits in der
Bundesrepublik stationierten US-Militärangehörigen die Kriegsübung
fortführen." (jw)


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2020/05/15/11658/

[2] https://www.jungewelt.de/artikel/380048.600-us-soldaten-mehr-f%C3%BCr-kriegs%C3%BCbung-in-brd.html

 * 

Quelle:

IMI-Aktuell 2020/404 vom 15. Juni 2020

Defender 2020 Plus

http://www.imi-online.de/2020/06/15/defender-2020-plus/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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MELDUNG/1093: Geschichte aus weiblicher Perspektive (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Geschichte aus weiblicher Perspektive

Instagram-Kanal "FrauenGeschichte" geht online



Geschichte aus weiblicher Perspektive zu erzählen und historische
Frauenfiguren ins Rampenlicht zu rücken: Das ist das Ziel eines neuen
Instagram-Kanals, den der Bayerische Rundfunk am Montag, 15. Juni 2020
zusammen mit dem Bildarchiv der Bayerischen Staatsbibliothek startet.
Im Rahmen dieser Zusammenarbeit hat der BR exklusiven Zugriff auf
Fotos des BSB-Bildarchivs, die damit erstmalig über einen Social
Media-Kanal einer breiten Öffentlichkeit zugänglich sind.

Miriam Makeba, die aus dem Exil gegen die Apartheid in Südafrika
kämpfte, die Frauenrechtlerin Anita Augspurg, Hostessen bei den
Olympischen Spielen 1972 in München, inszeniert als schicker Hingucker
- der Instagramkanal "FrauenGeschichte" stellt Frauen in den
Mittelpunkt, die eine Spur in der Geschichte hinterlassen haben.
Trotzdem werden viele von ihnen gar nicht oder nur knapp in den
Geschichtsbüchern erwähnt.

Der Bayerische Rundfunk will mit "FrauenGeschichte" diesen und anderen
historisch interessanten Frauenfiguren mehr Aufmerksamkeit
verschaffen. Dabei nutzt der BR hochwertig ästhetische Fotos aus den
Bildbeständen der Bayerischen Staatsbibliothek sowie aus anderen
Archivquellen und Bildagenturen. Mit Bildergalerien, Videoposts und
Instagram-Stories werden die Frauen und ihre Leistungen ins
Rampenlicht gesetzt. Dadurch wird auch erkennbar, dass
Geschichtsschreibung immer eine Frage der Perspektive ist, und dass
Vorurteile, Klischees und gesellschaftliche Strömungen nichts
Zwangsläufiges, sondern das Ergebnis einer Entwicklung sind.

https://www.instagram.com/frauen_geschichte/?hl=de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Juni 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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THEMENREIHE/477: ARD-alpha - Wahrheit, 17.6.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Juni 2020

alpha-thema

Wahrheit

Mittwoch, 17. Juni 2020 ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Ein Leben, der Wahrheit verpflichtet, ein Alltag ganz ohne Lüge - das
klingt ziemlich streng. Und es tut dem sozialen Miteinander auch nicht
nur gut, meinen Wissenschaftler. Aber woher kommt überhaupt die
Neigung, seinesgleichen zu täuschen? Die Frage von wahr und falsch
geht weit über Moral und Alltagspraxis von Individuen hinaus.
Unwahrheiten sind zu einem Mittel politischer Strategie geworden.
Wahrheit, Wirklichkeit und deren Manipulation in der privaten wie der
öffentlichen Sphäre untersucht ARD-alpha am 17. Juni 2020 ab 20.15 Uhr
mit "alpha-thema: Wahrheit".

In der Dokumentation "Ungelogen. Die ganze Wahrheit über die Lüge" um
20.15 Uhr werden Vertreter verschiedener Professionen zu Wahrheit und
Lüge befragt: eine Rechtspsychologin, die Glaubhaftigkeitsgutachten
erstellt, Sozialpsychologen, Kommunikationsexperten und auch der
Direktor des Berliner Zoos. Der Psychotherapeut Hans Stoffels meint:
"Das Verhältnis von Lüge und Wahrheit ist nicht ein Verhältnis von
Schwarz und Weiß." Doch warum wird gelogen, und was passiert da im
Kopf? Wie kann man erkennen, ob jemand lügt?

Die Dokumentation "Wie viel Wahrheit verträgt mein Leben?" um 20.45
Uhr lässt Menschen zu Wort kommen, die mit der heiklen Gemengelage von
Wahrheit und Unwahrheit zu tun haben: ein Krebsspezialist und eine
Krebspatientin, ein Mann, der jahrzehntelang trotz andauernder Zweifel
über die Identität seiner Herkunft getäuscht wurde, ein Beichtvater,
ein Richter, ein Strafverteidiger und ein nach einem Indizienprozess
wegen Mordes Verurteilter, der von sich sagt, er sei unschuldig. Am
Ende kehrt die Dokumentation die Titelfrage um: Wie viel Unwahrheit
verträgt unser Leben?

In der Gesprächssendung "nacht:sicht: Vom Sinn der Wahrheit" um 21.15
Uhr erkundet Moderator Andreas Bönte gemeinsam mit dem Mediziner,
Juristen und Publizisten Dr. Dr. Rainer Erlinger das Terrain von
Wahrheit und Lüge. "Alternative Fakten" verwischen die Grenze zwischen
den beiden Sphären, und durch die sozialen Medien werden sie
massenhaft verbreitet. Bewusste Falschmeldungen sind zu einem
strategisch eingesetzten Mittel der Politik geworden. Warum schadet
das nicht nur dem Individuum, sondern auch der Gesellschaft und der
Demokratie? Welche Auswirkungen hat das? Was macht die Menschen
bereit, sogar offensichtlichen Lügen Glauben zu schenken?

Wie einfach lässt sich eine Falschmeldung im Internet verbreiten und
damit politisch Stimmung machen? Die Dokumentation "Im Netz der Lügen -
 Der Kampf gegen Fake-News" um 21.45 Uhr untersucht diese Frage.
Kommunikationswissenschaftler der Universität Hohenheim setzen eine
Falschmeldung in die Welt. Wie schnell verbreitet sie sich im Netz? Wo
und wie häufig wird sie geteilt? Wer fällt darauf herein? Wie
entstehen Filterblasen und Echokammern in sozialen Netzwerken, die
dazu führen, dass Menschen sich im Bilde fühlen, obwohl sie nur
Informationen konsumieren, die ihren Ansichten entsprechen?


alpha-thema: Wahrheit - Die Sendungen im Überblick
Mittwoch, 17. Juni 2020

20.15 Uhr: Ungelogen

Die ganze Wahrheit über die Lüge

Dokumentation, RBB 2016

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 24. Juni 2020 verfügbar

20.45 Uhr: Wie viel Wahrheit verträgt mein Leben?

Dokumentation, HR 2017

21.15 Uhr: nacht:sicht

Vom Sinn der Wahrheit 

Gespräch, 2019

Gast: Dr. Dr. Rainer Erlinger, Mediziner, Jurist und Publizist

Moderation: Andreas Bönte

BR Mediathek: nach Ausstrahlung fünf Jahre verfügbar

21.45 Uhr: Im Netz der Lügen

Der Kampf gegen Fake-News

Dokumentation, SWR 2017

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Juni 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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FEATURE/1487: Deutschlandfunk - Vom Leben nach dem Überleben, 16.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Vom Leben nach dem Überleben

Junge zu Pflegende und die Grenzen des Pflegesystems

Von Dorothea Brummerloh

Regie: Philippe Brühl

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Dienstag, 16. Juni 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein schwerer Verkehrsunfall 2009 ändert alles in Renés Leben. Dank des
medizinischen Fortschritts überlebt er das schwere
Schädel-Hirn-Trauma. Der Unfall macht aus einem gesunden Motorrad-Fan
einen Pflegefall. Heime, die sich um Menschen wie ihn kümmern, gibt es
kaum. So wie dem damals 43-Jährigen ergeht es rund 470.000 Menschen
jährlich in Deutschland, die durch Unfall, Schlaganfall, Hirnblutung,
Tumor, Krankheiten oder Vergiftungen einen Hirnschaden erleiden. Noch
vor 15 Jahren wären viele daran gestorben. Gut 70.000 von ihnen
bleiben nach der Behandlung dauerhaft auf Unterstützung angewiesen.
Normale Pflegeheime, wo Kastanienmännchen gebastelt oder "Hoch auf dem
gelben Wagen" gesungen wird, sind auf sie nicht eingestellt. Und
spezielle Angebote gibt es nur wenige.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1486: Deutschlandfunk Kultur - Isst Deutschland bald die äthiopische Trendhirse?, 16.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die Teff-Story

Isst Deutschland bald die äthiopische Trendhirse?

Von Florian Felix Weyh

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 16. Juni 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das kleinste Getreide der Welt fristet in Europa ein Schattendasein -
noch. Denn die afrikanische Hirse könnte wegen der Erderwärmung
deutsche Äcker erobern. Bei Marathonwettkämpfen siegen äthiopische
Sportler regelmäßig und nicht als Einziger bringt das Läuferlegende
Haile Gebreselassie mit dem äthiopischen Nationalgericht Injera in
Verbindung. Injera ist ein weiches Fladenbrot aus Teffmehl. In der Tat
gilt Teff - eine Zwerghirseart - als Superfood: proteinreich,
glutenfrei und reich an Vitaminen und Mineralstoffen. Für viel Geld
bekommt man Teff hierzulande in Bioläden, ein Nischenprodukt. Doch die
anspruchslose Pflanze könnte wegen des Klimawandels eine neue Zukunft
in Europa haben. Allerdings war in der EU über ein Jahrzehnt lang ihre
Nutzung von einem niederländischen Patent blockiert. Erst im
vergangenen Jahr brachte es ein deutscher Anwalt zu Fall.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MUSIK/3215: Deutschlandfunk Kultur - Bachs Werke unter dem Thomasschulrektor Gesner, 17.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Universum JSB

Gute Zeiten für Kantoren

Bachs Werke unter dem Thomasschulrektor Gesner

Von Michael Maul

Alte Musik

Mittwoch, 17. Juni 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Johann Matthias Gesner, Rektor der Leipziger Thomasschule von 1730 bis
1734, ist der richtige Mann zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Denn
unter ihm entdeckt der Thomaskantor Johann Sebastian Bach die Lust am
Komponieren wieder. Und am Parodieren. Ob in der Markus-Passion, dem
Weihnachtsoratorium oder in seinen opulenten Huldigungen für den neuen
sächsischen Kurfürsten: Überall verzückt "Orpheus" Bach die Kenner.
Warum seine musikalischen Erträge aus den frühen 1730er-Jahren von
einzigartiger Vielfalt sind und weshalb Bach mit beinahe jeder Note
zugleich auch ein großes strategisches Ziel im Kampf gegen seine noch
immer "wunderliche, der Music wenig ergebene Obrigkeit" verfolgt,
verrät der Intendant des Leipziger Bachfests Michael Maul im 21. Teil
seiner Sendereihe "Universum JSB".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MUSIK/3214: Deutschlandfunk - "SING" mit Ausrufezeichen!, 17.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Heimspiel - Die Deutschlandradio-Orchester und -Chöre

"SING" mit Ausrufezeichen!

Spielweisen

Mittwoch, 17. Juni 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Das Bildungsprogramm SING! des Rundfunkchores Berlin führt Kinder und
Lehrkräfte von Berliner Grundschulen wieder an das natürliche
Ausdrucksmittel des Singens heran. Ziel ist es, dass das Singen wieder
im Schulalltag verankert wird und fächerübergreifend für gute Laune
und Konzentration in der Schule sorgt. Zu diesem Zweck werden an den
Schulen SING!-Chöre gegründet, in denen jedes Jahr durchschnittlich
600 Kinder ein Mal pro Woche klassenübergreifend singen und bei
Schulfesten, Kiezkonzerten oder der Liederbörse des Rundfunkchores
Berlin ihr erlerntes Können zeigen. Was aber tut SING! in Zeiten, in
denen die Schulen geschlossen sind und gemeinsames Singen verpönt ist,
weil durch den Luftstrom des Sängeratems Tröpfchen so weit fliegen
können wie beim Husten? Julia Kaiser hat mit Sängerinnen und Sängern
des Rundfunkchores Berlin gesprochen, die ihre Patenschulen derzeit
nicht persönlich besuchen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MIKROBIOLOGIE/043: Tuberkulose-Erreger Mycobacterium tuberculosis bleibt im Verbund länger am Leben (idw)

Forschungszentrum Borstel - Leibniz Lungenzentrum - 11.06.2020

Gemeinsam bleiben sie länger am Leben - wie Tuberkulose-Erreger sich in der Luft vor dem Austrocknen schützen.



Der Tuberkulose-Erreger Mycobacterium tuberculosis kann sich im Verbund
besser schützen und so länger in der Luft am Leben bleiben. Das ergab eine
Studie des Leibniz-Forschungsverbundes INFECTIONS, die am Montag im
Fachjournal 'Scientific Reports' veröffentlicht worden ist.

Die Studie hat die biophysikalischen Eigenschaften von winzigen Partikeln
in der Luft (Aerosolen) untersucht, die zur Verbreitung des
Krankheitserregers beitragen. Eine erfolgreiche Infektion von Mensch zu
Mensch wird unter anderem von der Distanz mitbestimmt, die die Erreger
durch die Luft zurücklegen können bevor die Infektiösität abnimmt. Fazit:
Einzelne Mykobakterien bilden zwar kleinere Aerosole und können so längere
Strecken in der Luft zurücklegen, miteinander verbundene Mykobakterien
bleiben aber länger lebendig. Die Untersuchung beruht auf früheren
Ergebnissen, die zeigten, dass Mykobakterien-infizierte Wirtszellen den
nekrotischen Zelltod sterben, wie er auch in der Lunge Tuberkulosekranker
vorkommt. Nun wurde gezeigt, dass dabei größere Aerosolpartikel aus
Mykobakterien-Verbänden zusammen mit Bestandteilen der toten Zellen
entstehen, die in der Luft überlebensfähiger sind als einzelne Bakterien.
Aufgrund dieser Daten können in Zukunft Computer-Simulationen der
luftgetragenen Ausbreitung, die die Partikelgrößenverteilung
berücksichtigen, erfolgen, die dazu beitragen, herauszufinden, welche
Aerosolzusammensetzung ein erhöhtes Infektionsrisiko für den Menschen mit
sich bringen kann.

Durchgeführt wurde die Studie am Forschungszentrum Borstel, Leibniz
Lungenzentrum (FZB) in Schleswig-Holstein und dem Heinrich-Pette-Institut
(HPI), Leibniz-Institut für Experimentelle Virologie in Hamburg. Das
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) brachte seine
Expertise zur Modellierung der Ausbreitung von Aerosolen wie die in der
Luft schwebenden Mykobakterien-Verbände in die Studie ein.

Aktuell wird kontrovers diskutiert wie groß die Bedeutung der
Aerosolausbreitung des SARS-CoV-2-Virus für die COVID-19-Pandemie ist.
Erkenntnisse zur Ausbreitung von Krankheitserregern über Aerosole sind
daher von besonderem Interesse. Ob Teile der neuen Erkenntnisse zum
Tuberkulose-Erreger auf den COVID-19-Erreger übertragbar sind, ist aber
momentan völlig offen, da die Tuberkulose durch ein Bakterium, das
deutlich größer als das SARS-CoV-2 Virus ist, übertragen wird. Viren
gelten als deutlich empfindlicher gegen Umwelteinflüsse, da sie auf den
Schutz durch Feuchtigkeit angewiesen sind und relativ schnell austrocknen.


Originalpublikation:

E. Pfrommer, C. Dreier, G. Gabriel, T. Dallenga, R. Reimer, K. Schepanski,
R. Schreließ, U. E. Schaible, T. Gutsmann (2020): 

Enhanced tenacity of mycobacterial aerosols from necrotic neutrophils. 

Scientific Reports 10

Article number: 9159 (2020).

https://www.nature.com/articles/s41598-020-65781-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2254

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Borstel - Leibniz Lungenzentrum - 11.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2611: Guatemala - Fallzahlen steigen an, Krankenhäuser am Limit (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Fallzahlen steigen an, Krankenhäuser am Limit



In Guatemala ist die Zahl der bestätigten Coronafälle auf 8.500
angestiegen; 300 sind bisher gestorben. Ärzt*innen warnen vor einem
Kollaps in den Krankenhäusern.

(Guatemala-Stadt/Washington, 12. Juni 2020, democracy now/poonal) - In
Guatemala ist die Zahl der bestätigten Coronafälle auf 8.500
angestiegen; über 300 sind bisher daran gestorben. Ärzt*innen warnen
davor, dass die Krankenhäuser an ihrer Belastungsgrenze angelangt
seien. Auch die Leichenschauhäuser sind nach Medienberichten
überlaufen.

"Die Situation hat sich zugespitzt, das Roosevelt-Krankenhaus ist am
Limit", warnte Marco Antonio Barrientos, Leiter des Krankenhauses in
Guatemala-Stadt, am 11. Juni auf einer Pressekonferenz [1]. Dort
liegen 140 Infizierte, die Meisten davon in kritischem Zustand. "Wir
sind überfordert, das medizinische Personal kämpft mit allen Mitteln.
Sie sind müde und erschöpft, sie wissen nicht mehr, was sie tun
sollen."

Die Krankenhausleitung forderte ein Treffen mit Staatspräsident
Alejandro Giammattei und Gesundheitsminister Hugo Monroy, um nach
Lösungen zu suchen.


Anmerkung:

[1] https://elperiodico.com.gt/nacion/2020/06/11/el-hospital-roosevelt-llego-a-su-limite-y-sus-medicos-estan-agotados/
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AUSLAND/2610: Brasilien - Gesundheitsministerium soll Angaben über Todesfälle nach unten korrigieren (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 


Gesundheitsministerium soll Angaben über Todesfälle nach unten 
korrigieren



Der brasilianische Präsident Bolsonaro hat das
Gesundheitsministerium angewiesen, die Anzahl der Covid-19-Todesopfer
nach unten zu korrigieren. Das hat für große Kontroversen
gesorgt.

(Montevideo. 8. Juni 2020, la diaria) - Der brasilianische Präsident
Jair Bolsonaro hat Anfang Juni das Gesundheitsministerium angewiesen,
die Anzahl der Todesopfer, die auf Covid-19 zurückzuführen sind, nach
unten zu korrigieren. Die Zahl sollte in keinem Fall mehr als 1000
Tote pro Tag betragen. Nach Angaben der Tageszeitung O Estado de
São Paulo haben die Änderungen der Kriterien für die Zählung
der am Coronavirus gestorbenen Personen in Brasilien für große
Kontroversen gesorgt.

Die Lösung zur Beschönigung der Daten war, die Anzahl der in den
letzten 24 Stunden aufgetretenen Todesfälle von denen zu trennen, die
schon zuvor aufgetreten waren, aber erst jetzt bestätigt wurden. Damit
will der ultrarechte Staatschef der Gesellschaft vermitteln, dass sich
das Fortschreiten des Virus verlangsame - um so seine Aussage aufrecht
zu erhalten, das Ausmaß der Krankheit sei lediglich eine Übertreibung
der Medien.

Nachdem am Freitag, 5. Juni 2020, das Verfahren für die
Veröffentlichung der Daten geändert worden war, wurde die Kritik an
der brasilianischen Regierung immer stärker. Diese gab am 7. Juni
bekannt, ein interaktives Portal schaffen zu wollen, auf dem die Fälle
eingesehen werden könnten. Ein genaues Datum, wann die Plattform
aktiviert werden soll, wurde aber nicht genannt.


Widersprüchliche Angaben über Todesszahlen

Darüber hinaus gab die Regierung brasilianischen Medien zufolge am
Sonntag zwei verschiedene Mitteilungen über die Anzahl der Todesopfer
bekannt - in einem Abstand von nur eineinhalb Stunden. Im ersten
Bericht gaben die Gesundheitsbehörden eine Anzahl von 1.382
Todesfällen in den vergangenen 24 Stunden an. Danach wurde jedoch
berichtet, die Anzahl der Opfer betrage 525 - das sind 857 weniger als
im ersten Bericht. Die Differenz wurde von der Regierung mit einem
Rechenfehler begründet.

Diese absolut widersprüchliche Situation löst Besorgnis bei der
Weltgesundheitsorganisation aus, die über ihren Direktor für
Notfallhilfe, Mike Ryan, erklärte, man erwarte "dass jegliches
Durcheinander, das bislang entstanden sein könnte, gelöst werden kann
und das die Regierungen Brasiliens sowie der Bundesstaaten auch
weiterhin in einheitlicher und transparenter Weise mit ihren Bürgern
kommunizieren".

Gegenwärtig verzeichnet Brasilien fast 42.000 [1] Todesfälle, die auf
das Coronavirus zurückgehen, und 829.000 [1] bestätigte
Krankheitsfälle. Mit diesen Zahlen ist Brasilien das Land mit den
zweitmeisten infizierten Personen - nach den Vereinigten Staaten - und
das Land mit den drittmeisten Todesfällen, nach den USA und
Großbritannien.


Anmerkung:

[1] https://www.zeit.de/wissen/gesundheit/2020-06/brasilien-todeszahl-coronavirus-covid-19-zweithoechste-welt
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HERZ/1260: Künstliche Intelligenz in der Notaufnahme soll Herzinfarkt-Diagnose verbessern (idw)

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 10.06.2020

Künstliche Intelligenz in der Notaufnahme soll Herzinfarkt-Diagnose verbessern



Wenn Patienten mit einem Engegefühl in der Brust ins Krankenhaus kommen,
ist es überlebenswichtig, so schnell wie möglich festzustellen, ob ein
Herzinfarkt vorliegt oder nicht. Wissenschaftler des Deutschen Zentrums
für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) haben durch die Kombination von
künstlicher Intelligenz und RNA-Molekülen eine Methode entwickelt, mit der
eine Vorstufe des Herzinfarkts, die instabile Angina pectoris, zukünftig
früher und sicherer erkannt werden könnte.

Die Entdeckung des Troponins als Biomarker hat die Herzinfarkt-Diagnose
revolutioniert und rettet jährlich hunderttausende Leben. Dennoch gibt es
Bereiche, in denen dieser Test an seine Grenzen kommt. Dazu gehört die
instabile Angina pectoris, bei der die Patienten Herzinfarkt-typische
Beschwerden haben, die Troponin-Werte aber nicht ansteigen und auch das
EKG oft unauffällig ist. Für das medizinische Personal ist es schwer zu
entscheiden, wie der Patient am besten weiter behandelt werden soll. Denn
ähnliche Schmerzen können bei einer Vielzahl von Erkrankungen auftreten,
zum Beispiel bei orthopädischen Problemen.

Damit ausgeschlossen werden kann, dass es sich um eine Vorstufe des
Herzinfarkts handelt, muss mehrere Stunden lang immer wieder Blut
abgenommen und beobachtet werden, ob der Troponinwert sich doch noch
verändert. Zusätzlich sind eine Belastungsuntersuchung und eine
Echokardiographie notwendig. In einer Notaufnahme mit vielen Patienten,
die dringend auf eine Diagnose warten, ist das eine schwierige Situation.

Prof. Benjamin Meder und seine Mitarbeiterin Dr. Elham Kayvanpour vom
Universitätsklinikum Heidelberg haben durch die Verknüpfung von
künstlicher Intelligenz, also neuronalen Netzwerken, und bestimmten RNA-
Molekülen, den microRNAs, einen neuen Ansatz für eine frühe und sichere
Diganose der instabilen Angina pectoris bei Patienten mit Brustschmerzen
gefunden.

So robust wie unser Gehirn

Meder veranschaulicht mit einem Vergleich, wie neuronale Netze
funktionieren: Ähnlich wie die zigtausenden Nervenzellen in unserem Gehirn
sind bei dieser künstlichen Intelligenz mathematische Funktionen in
mehreren Schichten miteinander verschaltet. Sehen wir beispielsweise einen
Hamburger, erfasst das Gehirn dieses Muster und uns läuft als Reaktion das
Wasser im Mund zusammen. Dabei erkennen wir das Fastfood-Brötchen, egal
wie viele Fleischklopse, Salatblätter oder Tomatenscheiben
aufeinandergestapelt sind.

Die neuronalen Netze der Heidelberger Forscher berechnen mit Daten über
eine bestimmte Gruppe von microRNAs, ob eine instabile Angina pectoris
vorliegt oder nicht. Dabei funktionieren sie ebenso robust wie unser
Gehirn, selbst bei Abweichungen kommen sie zum richtigen Ergebnis. "Es ist
schon fast erschreckend wie leistungsfähig neuronale Netze sind", sagt
Meder.

34 Moleküle liefern entscheidende Informationen

microRNAs sind innerhalb der Zelle wichtige Akteure in einem komplexen
Netzwerk, das regelt, welche Gene aktiv sind. Wenn Störungen auftreten,
wirft die Zelle dieses Regulationsnetzwerk an. Das geschieht zum Beispiel,
wenn sich ein Herzinfarkt anbahnt: Geschädigte Blutgefäße,
Entzündungsvorgänge oder Blutgerinnungsereignisse führen dazu, dass andere
microRNAs als im gesunden Zustand aktiv sind. Sowohl Meders als auch
andere Arbeitsgruppen haben bereits zahlreiche solcher Moleküle entdeckt.

Erstautorin Kayvanpour hat zunächst ermittelt, welche microRNAs bei
Patienten mit Verdacht auf einen Herzinfarkt generell aktiv sind und so
eine Art Schnappschuss der zellulären Vorgänge erstellt. Über 2000
microRNAs hat sie dann weiter analysiert und bereits aus der Literatur
bekannte Kandidaten bestätigt. Es kristallisierten sich 34 microRNAs
heraus, anhand deren Vorkommen und Konzentration die neuronalen Netze eine
instabile Angina pectoris sicher diagnostizieren können. Die Arbeit von
Kayvanpour ist eine der ersten Studien, die künstliche Intelligenz nutzt,
um die Profile von RNA-Molekülen auszuwerten und miteinander zu
verknüpfen.

Informationsflut erwünscht

Neuronale Netzwerke sind auch deshalb ein vielversprechender Ansatz für
die Klinik, weil sie innerhalb kürzester Zeit unzählige Informationen
verarbeiten können, vielmehr als ein Mensch leisten kann, vor allem in
einer Notsituation. Zukünftig könnte diese künstliche Intelligenz daher
genutzt werden, um Daten aus mehreren Quellen wie Bildgebung, Biomarkern
und EKG zusammen auszuwerten und damit noch präzisere Diagnosen
ermöglichen.

"Noch können wir mit unserem Ansatz in der Klinik keinen Blumentopf
gewinnen", sagt Meder. Denn obwohl die neuronalen Netze die eingegebenen
Informationen innerhalb von Sekunden bewerten, dauert es zwei bis drei
Tage, bis das microRNA-Profil eines Patienten erstellt ist. Meders
Mitarbeiter entwickeln deshalb Verfahren, mit denen sie microRNAs sehr
schnell messen können. Außerdem müssen die Ergebnisse noch mit Daten von
größeren Patientengruppen sowie von anderen Kliniken bestätigt werden,
bevor die Methode in die medizinische Praxis gelangen kann.


Originalpublikation:

microRNA neural networks improve diagnosis of acute coronary syndrome
(ACS).

Kayvanpour E, Gi WT, Sedaghat-Hamedani F, Lehmann DH, Frese KS, Haas J,
Tappu R, Samani OS, Nietsch R, Kahraman M, Fehlmann T, Müller-Hennessen M,
Weis T, Giannitsis E, Niederdränk T, Keller A, Katus HA, Meder B. J Mol

Cell Cardiol. 2020 Apr 17:S0022-2828(20)30097-3. 
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INFEKTION/1880: Kleiner Organismus mit großer Wirkung - Bakterium verändert das Ökosystem Darm (idw)

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 11.06.2020

Kleiner Organismus mit großer Wirkung: Bakterium verändert das Ökosystem Darm

Forscherin vom Leibniz-Institut DSMZ untersucht Stoffwechselprodukte im
Darm



(Braunschweig - 11. Juni 2020): Im Rahmen einer Studie, die den Einfluss
des Bakteriums Prevotella spp. auf entzündliche Darmerkrankungen in der
Maus untersucht, konnte Dr. Meina Neumann-Schaal, Leiterin der
Nachwuchsgruppe Bakterielle Metabolomik am Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche
Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH in Braunschweig zeigen,
dass das Vorhandensein des Bakterium die Stoffwechselprodukte im Darm
(Coecum oder Blinddarm) signifikant verändert. Insgesamt konnte die
Studie, die von Forschenden rund um Prof. Dr. Till Strowig vom
Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung durchgeführt wurde, die Hypothese
untermauern, dass Prevotella spp. in der Lage sind, immunmodulatorisch im
Darm zu agieren und somit die Empfindlichkeit hinsichtlich einer
entzündlichen Darmerkrankung zu erhöhen. Damit konnten nun erste Indizien
für die bisher noch unerforschte Kommunikation zwischen Darmbakterien und
ihrem Wirt aufgezeigt werden. Ihre Ergebnisse publizierten die Forscher im
international renommierten Fachjournal Mucosal Immunology

(https://doi.org/10.1038/s41385-020-0296-4).

Weitere Forschungsarbeiten weisen darauf hin, dass das Vorhandensein von
Mikroorganismen, vor allem Bakterien, im Darm einen Einfluss auf das
Wohlergehen von Mensch und Tier hat. Die Darmmikrobiota ist seit einiger
Zeit im Fokus der Wissenschaft, denn Forschende gehen davon aus, dass es
einen Zusammenhang zwischen einer bakteriellen Fehlbesiedlung des Darms
und bestimmten Erkrankungen wie beispielsweise der chronisch-entzündlichen
Darmerkrankung oder der rheumatoiden Arthritis gibt. Bislang ist unklar,
ob die Bakterien aktiv in das Ökosystem Darm eingreifen und dadurch
Veränderungen verursachen oder ob die Fehlbesiedlung eine Folge dieser
Veränderungen ist. Die vorliegende Studie zeigt, dass Bakterien der
Darmmikrobiota wie Prevotella spp. aktiv in der Lage sind, das Darmmilieu
in der Maus zu verändern. So konnte beispielsweise nachgewiesen werden,
dass Prevotella spp. andere Darmbakterien verdrängt und somit ihre
Population vergrößern. Diese Veränderung in der Zusammensetzung des
Darm-Mikrobioms führt zu einer Veränderung der dort vorliegenden Metabolite,
was letztendlich in der vorliegenden Studie eine erhöhte Empfindlichkeit
gegenüber einer Entzündung bedingte. Ähnliche Ergebnisse konnte Doktor
Neumann-Schaal mit ihren Kolleginnen und Kollegen bereits in einer anderen
Studie im Zusammenhang mit dem Bakterium Citrobacter rodentium zeigen
(https://doi.org/10.1371/journal.ppat.1008448).

Die von Dr. Meina Neumann-Schaal am Leibniz-Institut DSMZ durchgeführten
metabolomischen Analysen belegen, dass Stoffwechselprodukte wie
beispielsweise Acetat bei einer Überbesiedlung mit Prevotella spp.
vermehrt auftreten. Diese Ergebnisse unterstützen die Hypothese, dass
Bakterien der Darmflora aktiv ihre Umgebung verändern und somit Einfluss
auf die Anfälligkeit einer Personen nehmen können, an bestimmten
Krankheiten zu erkranken. Die Biochemikerin Meina Neumann-Schaal leitet am
Leibniz-Institut DSMZ die Nachwuchsgruppe Bakterielle Metabolomik und hat
sich auf die Analyse von bakteriellen Stoffwechselprodukten spezialisiert.
Basierend auf massenspektrometrischen Analysen wie beispielsweise GC-MS
und LC-MS untersucht ihre Arbeitsgruppe den Metabolismus von Bakterien und
Archaeen mit dem Ziel, deren Stoffwechselvorgänge zu verstehen und
beeinflussen zu können. Ein Schwerpunkt ihrer Forschung liegt auf der
Entschlüsselung des Zusammenhangs von Metabolismus und Virulenz von
Clostridioides difficile, einem häufig auftretendem Krankenhauskeim, der
unter anderem schwere Durchfallerkrankungen auslösen kann.


Originalpublikationen:

Iljazovic A, Roy U, Gálvez EJC, Lesker TR, Zhao B, Gronow A, Amend L, Will
SE, Hofmann JD, Pils MC, Schmidt-Hohagen K, Neumann-Schaal M, Strowig T.

Perturbation of the gut microbiome by Prevotella spp. enhances host
susceptibility to mucosal inflammation.

Mucosal Immunol. 2020 May 20. Online ahead of print.

https://doi.org/10.1038/s41385-020-0296-4

Osbelt L, Thiemann S, Smit N, Lesker TR, Schröter M, Gálvez EJC,
Schmidt-Hohagen K, Pils MC, Mühlen S, Dersch P, Hiller K, Schlüter D, Neumann-Schaal M,
Strowig T. 

Variations in microbiota composition of laboratory
mice influence Citrobacter rodentium infection via variable short-chain
fatty acid production. 

PLoS Pathog. 2020 Mar 24;16(3):e1008448.
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INFEKTION/1879: COVID-19 - Die Blutgruppe eines Menschen könnte Einfluss auf die Stärke der Symptome haben (idw)

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein - 10.06.2020

Weltweit erste große genomweite Studie - Kieler Forschungsteam findet
Genvarianten für schweren Verlauf von Covid-19



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein und der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel haben
in Zusammenarbeit mit einer Arbeitsgruppe aus Norwegen in der weltweit
ersten großangelegten genomweiten Studie Genvarianten gefunden, die den
Verlauf von Covid-19 deutlich beeinflussen - eine davon betrifft das Gen
für die Blutgruppeneigenschaft. Die Untersuchung hatte gezeigt, dass
Menschen mit der Blutgruppe A ein um etwa 50 Prozent höheres Risiko für
einen schweren Verlauf von Covid-19 tragen als Menschen mit anderen
Blutgruppen. Menschen mit Typ-0-Blutgruppe hingegen waren um knapp 50
Prozent besser vor einer ernsten Covid-19-Erkrankung geschützt.

Die Blutgruppe könnte Einfluss auf die Stärke der Covid-19-Symptome haben

Warum erkranken manche Menschen schwer an Covid-19, während andere kaum
Symptome zeigen? Eine Antwort darauf könnte in ihren unterschiedlichen
Blutgruppen liegen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) und der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) haben in Zusammenarbeit mit einer
Arbeitsgruppe aus Norwegen in der weltweit ersten großangelegten
genomweiten Studie Genvarianten gefunden, die den Verlauf der Krankheit
deutlich beeinflussen - eine davon betrifft das Gen für die
Blutgruppeneigenschaft. Federführend bei dem aufsehenerregenden Projekt
sind Prof. Dr. Andre Franke, Direktor des Instituts für Klinische
Molekularbiologie (IKMB) und Vorstandsmitglied des Exzellenzclusters
"Precision Medicine in Chronic Inflammation" sowie die Erstautoren Prof.
Dr. David Ellinghaus und Frauke Degenhardt, die beide ebenfalls im IKMB
tätig sind. Die Studie wird in Kürze in der Online-Ausgabe des
hochrangigen "New England Journal of Medicine" veröffentlicht werden.

Bereits am 2. Juni ist die Publikation in einem sogenannten
Online-Preprint-Archiv zugänglich gemacht worden, noch bevor sie den üblichen
Begutachtungsprozess der Fachzeitschriften durchlaufen hat. Seither ist
weltweit darüber berichtet worden. Die Untersuchung hatte gezeigt, dass
Menschen mit der Blutgruppe A ein um etwa 50 Prozent höheres Risiko für
einen schweren Verlauf von Covid-19 tragen als Menschen mit anderen
Blutgruppen. Menschen mit Typ-0-Blutgruppe hingegen waren um knapp 50
Prozent besser vor einer ernsten Covid-19-Erkrankung geschützt. Die
Untersuchung bestätigte damit - erstmals durch eine umfassende genomweite
Analyse - zwei frühere Studien internationaler Forscherinnen und Forscher,
die anhand des Blutserums von Covid-19-Patienten bereits einen möglichen
Zusammenhang zwischen der Blutgruppeneigenschaft und der Erkrankung
beschrieben hatten. Eine Analyse der amerikanischen Firma 23andMe
validierte die Ergebnisse der Kieler Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in einer unabhängigen Patientenkohorte.

Für die Studiengruppe um den Molekularbiologen Prof. Franke und den
norwegischen Internisten Prof. Dr. Tom Karlsen haben Ärztinnen und Ärzte
mehrerer Krankenhäuser der Corona-Epizentren in Norditalien und Spanien
Blutproben ihrer Covid-19-Patienten nach Kiel gesandt - insgesamt Proben
von 1.980 Intensivpatientinnen und -patienten, die mit Sauerstoff
behandelt oder an ein Beatmungsgerät angeschlossen werden mussten. Für die
Kontrollgruppe wurden aus der Bevölkerung dieser Länder 2.205 zufällig
ausgewählte Frauen und Männer gewonnen. Innerhalb von nur drei Wochen
wurde im Institut für Klinische Molekularbiologie in Kiel die DNA aus den
Blutproben isoliert und aus jeder Einzelnen 8,5 Millionen Positionen des
Erbguts mit sogenannten Biochips (SNP-Arrays) vermessen. "Mithilfe dieser
großen Datenmenge haben wir wirklich interessante Regionen im Genom
identifiziert, die das Risiko für einen schweren Verlauf von Covid-19
erhöhen beziehungsweise verringern", sagt Prof. Ellinghaus, der die
bioinformatischen und statistischen Analysen durchführte. "Wir konnten,
vereinfacht gesprochen, auf einer sehr großen Landkarte zeigen, wo die
Musik spielt." Insgesamt dauerte die Studie weniger als zwei Monate.
"Dieses Tempo war nur möglich, weil alle im Kieler Team an jedem Tag der
Woche hart an dem Projekt gearbeitet haben - wir wollten etwas zurückgeben
für das Vertrauen, das uns die klinischen Partner und Patienten in Spanien
und Italien entgegengebracht haben", sagt die Biostatistikerin Frauke
Degenhardt.

Neben der signifikanten Auffälligkeit im AB0-Blutgruppen-Lokus, dem
Genort, durch den die individuelle Blutgruppe bestimmt wird, fanden die
Forscherinnen und Forscher eine noch höhere Effektstärke für eine
genetische Variante auf dem Chromosom 3. Welches der mehreren
Kandidatengene, die dort lokalisiert sind, dafür verantwortlich ist, ist
derzeit nicht genau zu ermitteln, allerdings konnte die Analyse
nachweisen, dass Anlageträger einem zweifach erhöhtem Risiko ausgesetzt
sind, schwer an Covid-19 zu erkranken, als Menschen, die diese Variante
nicht tragen. Unter den italienischen und spanischen Patientinnen und
Patienten, die so krank waren, dass sie nicht nur mit Sauerstoff versorgt,
sondern an ein Beatmungsgerät angeschlossen werden mussten, trug eine
besonders hohe Zahl diese genetische Anlage. Ein Resultat, das sich ebenso
für die Verteilung der Blutgruppen zeigte: Unter den besonders schwer
Erkrankten fanden sich auch besonders viele Menschen mit Blutgruppe A.

"Die Ergebnisse waren für uns sehr spannend und überraschend", sagt Prof.
Franke. Gerade die Region auf Chromosom 3 war zuvor noch nicht von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern mit Covid-19 in Zusammenhang
gebracht worden. In anderen Regionen im Genom, für die ein Effekt auf die
Erkrankung vermutet worden war, zeigten sich hingegen keine statistisch
signifikanten Unterschiede zwischen den gesunden Probanden und den
Patienten; so weder in jenem Chromosomenabschnitt 6p21, der mit dem
Immunsystem und vielen Infektionserkrankungen assoziiert ist, noch in dem
Gen IFITM3, das mit der Influenza in Zusammenhang gebracht wird.

"Mit dem Chromosom 3 und dem AB0-Blutgruppen-Lokus beschreiben wir echte
Ursachen für einen schweren Verlauf von Covid-19", sagt Prof. Franke.
"Unsere Ergebnisse schaffen daher eine hervorragende Grundlage für die
Entwicklung von Wirkstoffen, die an den gefundenen Kandidatengenen
ansetzen können. Eine klinische Studie, in der etwa ein Medikament
getestet wird, hat erwiesenermaßen doppelt so häufig Erfolg, wenn eine
genetische Evidenz für das Target bereits vorliegt." Auch könnten die
Resultate zu einer verbesserten Risikoabschätzung für einen schweren
Verlauf von Covid-19 bei Patienten beitragen.


Die Originalpublikation trägt den Titel "Genome-wide association study of
severe Covid-19 with respiratory failure". Die Studie wurde vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung wie auch von der
Förderstiftung des UKSH unterstützt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution883

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein - 10.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFEKTION/1878: Chagas-Wanzen finden auch in Europa geeignete klimatische Bedingungen (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 10.06.2020

Chagas-Wanzen finden auch in Europa geeignete klimatische Bedingungen

Frankfurter Forscher projizieren mithilfe ökologischer Modelle die
Verbreitungsgebiete der Überträger der Chagas-Krankheit



Mit der Chagas-Krankheit kann man sich eigentlich nur in Lateinamerika
infizieren, denn die Wanzenarten, die die Krankheit übertragen, kommen nur
dort vor. Wissenschaftler der Goethe-Universität und der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung haben jetzt anhand ökologischer
Modellrechnungen getestet, inwieweit sich Habitate auch außerhalb Amerikas
für die Wanzen eignen. Das Ergebnis: Für zwei Chagas-Wanzenarten herrschen
auch im südlichen Europa günstige klimatische Lebensbedingungen, für eine
weitere entlang der Küsten Afrikas und Südostasiens. Die Frankfurter
Wissenschaftler fordern daher ein aufmerksames Beobachten der aktuellen
Verbreitung der Chagas-Wanzen. (eLife DOI: 10.7554/eLife.52072)




[image: Foto: © Dorian D. Dörge für Goethe-Universität Frankfurt]

Chagas Wanze Triatoma infestans.


Foto: © Dorian D. Dörge für Goethe-Universität Frankfurt



Meist verläuft die akute Phase der Tropenkrankheit Chagas (Amerikanische
Trypanosomiasis) unauffällig: Nur in jedem dritten Fall verursachen die
infizierenden Parasiten (Trypanosoma cruzi) überhaupt Symptome, die dann
auch noch unspezifisch sein können, wie Fieber, Nesselsucht und
geschwollene Lymphknoten. Doch die Parasiten bleiben im Körper, und
mehrere Jahre später kann die chronische Chagas-Krankheit lebensbedrohlich
werden, mit einer krankhaften Vergrößerung des Herzens und einer
fortschreitenden Lähmung des Magen-Darm-Trakts. Eine Impfung gegen die
Chagas-Krankheit gibt es nicht. Weltweit sind nach Schätzungen der WHO
etwa 6 bis 7 Millionen Menschen infiziert, wobei der Großteil in
Lateinamerika lebt (ca. 4,6 Millionen), gefolgt von den USA mit über
300.000 und Europa mit ca. 80.000 infizierten Menschen.

Die Chagas-Parasiten werden durch Blut saugende Raubwanzen übertragen, die
den Erreger mit dem Blut aufnehmen. Nach einer Entwicklungszeit im Darm
der Raubwanzen werden die Parasiten mit dem Kot ausgeschieden. Durch den
starken Juckreiz, den der Stich der Wanzen auslöst, wird der
hochinfektiöse Kot versehentlich in die Wunde gerieben. Auch eine
Übertragung durch orale Aufnahme von mit Raubwanzenkot kontaminiertem
Essen ist möglich.

Forscher um die Frankfurter Parasitologen und Infektionsbiologen Fanny
Eberhard und Prof. Dr. Sven Klimpel haben in Modellrechnungen untersucht,
welche klimatischen Bedingungen auf der Welt günstig für
lateinamerikanische Chagas-Wanzen sind. Dabei flossen insbesondere
Temperatur und Niederschlagsmuster in die Berechnung der klimatischen
Eignung eines Gebiets ein. Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass heute
neben Lateinamerika auch Zentralafrika und Südostasien geeignete
Lebensbedingungen für Chagas-Wanzen bieten. Zwei der Chagas-Wanzenarten,
Triatoma sordida und Triatoma infestans, finden mittlerweile in klimatisch
gemäßigten Regionen im südlichen Europa gute Lebensumstände, wie zum
Beispiel in Portugal, Spanien, Frankreich und Italien. Beide Wanzenarten
übertragen in Lateinamerika sehr häufig die gefährlichen Parasiten und
sind dort innerhalb oder in der Nähe von Häusern und Ställen zu finden, wo
sie ihre nächtlichen Blutmahlzeiten bevorzugt von Hunden, Hühnern oder
Menschen einnehmen.

Eine andere Chagas-Wanzenart, Triatoma rubrofasciata, ist bereits
außerhalb Lateinamerikas nachgewiesen worden. Die Modellrechnungen der
Frankfurter Wissenschaftler sehen geeignete Lebensbedingungen an weiten
Teilen der afrikanischen und südostasiatischen Küsten.

Prof. Dr. Sven Kimpel erklärt: "Es leben in Europa zwar Menschen, die in
Lateinamerika mit Chagas infiziert wurden und unwissentlich Träger von
Trypanosoma cruzi sind. Auf andere Menschen übertragen werden kann der
Parasit jedoch derzeit nur zum Beispiel über ungetestete Blutkonserven
oder von einer Mutter auf ihr ungeborenes Kind. Ansonsten benötigt
Trypanosoma cruzi Chagas-Wanzen als Zwischenwirt. Und diese Wanzen finden
zunehmend günstige klimatische Bedingungen auch außerhalb Lateinamerikas.
Ausgehend von unseren Daten wären daher Monitoring-Programme für die
Verbreitung der Chagas-Wanzen denkbar. Ebenso könnte eine Meldepflicht für
die Chagas-Krankheit hilfreich sein."

Originalpublikation:

Fanny E. Eberhard, Sarah Cunze, Judith Kochmann, Sven
Klimpel. 

Modelling the climatic suitability of Chagas disease vectors on a
global scale. 

eLife 2020;9:e52072 

doi: 10.7554/eLife.52072

https://elifesciences.org/articles/52072


Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online 

www.aktuelles.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 10.06.2020
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MEDIEN/1053: Neue Ausgabe des BfR-Wissenschaftsmagazins BfR2GO mit dem Schwerpunktthema E-Zigaretten (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 11. Juni 2020

Schleierhafte Dampfwolken

Die gesundheitlichen Risiken von E-Zigaretten sind Schwerpunkt der neuen Ausgabe des BfR-Wissenschaftsmagazins BfR2GO



E-Zigaretten sind modern, gelten bei vielen als cool und im Vergleich
zu herkömmlichen Tabakzigaretten als weniger gesundheitsschädlich. Das
BfR hat die Alternative zum Rauchen geprüft. Das Ergebnis:
E-Zigaretten sind nicht harmlos. "Viele der verwendeten Inhaltsstoffe
sind nicht ausreichend untersucht", sagt der Präsident des
Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR), Professor Dr. Dr. Andreas
Hensel. "Wie sich etwa Verdampfungsmittel in den Liquids von
E-Zigaretten, über Jahre eingeatmet, auf die Gesundheit auswirken, ist
noch unbekannt." Die Erforschung der gesundheitlichen Risiken des
"Dampfens" ist Schwerpunktthema in der aktuellen Ausgabe des
Wissenschaftsmagazins BfR2GO. Weiter e Themen im Heft: Coronaviren in
Lebensmitteln, Gift im Fisch, krankmachende Bakterien in Rohmilch,
Verbraucherkonferenz zu Genome Editing, Bio-Pflanzenschutzmittel und
Biorhythmen von Zellen.

BfR2GO 1/2020:

https://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-2-go-ausgabe-1-2020.pdf

PDF-Datei (5.3 MB)

Die Gesundheitsgefahr, die von einer E-Zigarette ausgeht, ist bei
bestimmungsgemäßem Gebrauch im Vergleich zur herkömmlichen Zigarette
kleiner. Der Grund: Im Dampf sind weniger krebserzeugende Stoffe
enthalten als im Rauch der Tabakzigarette. Das Gesundheitsrisiko von
E-Zigaretten allgemein zu bewerten, ist jedoch angesichts der Vielfalt
an Modellen und Liquids schwierig. Am BfR werden die Inhaltsstoffe von
E-Zigaretten-Liquids untersucht. Dabei wird geprüft, welche Substanzen
beim Verdampfen entstehen können: etwa Acrolein, Acetaldehyd oder das
krebserzeugende Formaldehyd. Außerdem enthält der Dampf der
E-Zigaretten in der Regel gesundheitsschädliches Nikotin, das abhängig
macht. Das Wissenschaftsmagazin BfR2GO zeigt die Funktionsweise
üblicher E-Zigarettenmodelle und erklärt die gesundheitlichen Risiken
verunreinigter oder selbstgemischter Liquids.

Coronaviren sind ein weiteres Thema der sechsten BfR2GO-Ausgabe. Viele
Verbraucherinnen und Verbraucher befürchteten in den vergangenen
Monaten, dass das Virus über verunreinigte Lebensmittel, zum Beispiel
durch Obst und Gemüse aus besonders betroffenen Regionen, übertragen
werden könnte. Das BfR2GO-Spezial zeigt, dass dies unwahrscheinlich
ist. Wie und welche krankmachenden Viren sich über Lebensmittel
verbreiten, stellen weitere Forschungserkenntnisse des BfR dar.

Außerdem im neuen BfR2GO: giftige Stoffe in tropischen Fischen,
Gesundheitsrisiken durch Campylobacter-Erreger in Rohmilch,
arzneiähnliche Wirkungen von Nahrungsergänzungsmitteln, eine
Verbraucherkonferenz zum Genome Editing, Nebenwirkungen des
Bio-Pestizids Bacillus thuringiensis und wie die innere Uhr von Zellen
genutzt wird, um Tierversuche zu ersetzen.

Kompakt und bis zum Rand gefüllt mit Wissen liefert das
Wissenschaftsmagazin BfR2GO aktuelle und fundierte Informationen über
die Erforschung, Bewertung und Kommunikation möglicher
gesundheitlicher Risiken von Lebens- und Futtermitteln, Chemikalien
und Verbraucherprodukten. Jede Ausgabe von BfR2GO stellt ein Thema aus
einem aktuellen Arbeitsbereich des BfR in einem Schwerpunkt vor.
Daneben gibt es Berichte, Interviews und Meldungen aus sämtlichen
Arbeitsgebieten des BfR.

Das Wissenschaftsmagazin BfR2GO erscheint zweimal im Jahr in deutscher
und englischer Sprache. Es wird auf der BfR-Webseite veröffentlicht
und kann von dort kostenlos heruntergeladen oder direkt bestellt
werden. Darüber hinaus können sich Interessentinnen und Interessenten
für ein kostenloses Abonnement anmelden.

www.bfr.bund.de/de/wissenschaftsmagazin_bfr2go.html

 * 


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und
die Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

 * 

Quelle:

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR)

BfR Pressedienst 21/2020, 11. Juni 2020

39/2019 vom 18. Oktober 2019

Bereich Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Risikokommunikation

Max-Dohrn-Str. 8-10, 10589 Berlin

Telefon: 030/1 84 12-43 00, Fax: 030/1 84 12-49 70

E-Mail: pressestelle@bfr.bund.de

Internet: www.bfr.bund.de
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PFLEGE/817: Welt-Kontinenz-Woche - Qualitätsgesicherte Versorgung von Patienten mit Inkontinenz wichtig (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Juni 2020

BVMed zur Welt-Kontinenz-Woche: 

"Qualitative und individuelle Versorgung der Betroffenen ist von großer Bedeutung"



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie (BVMed) weist zur
Welt-Kontinenz-Woche (World Continence Week), die vom 15. bis zum 21.
Juni 2020 stattfindet, auf die notwendige qualitätsgesicherte
Versorgung von Patienten mit Inkontinenz hin. "Moderne
Inkontinenz- und Stoma-Produkte sind für die Lebensqualität der
betroffenen Menschen von enormer Bedeutung. Geschulte
Versorgungsspezialisten der Homecare-Unternehmen unterstützen bei der
Auswahl des richtigen Produkts, beraten, weisen ein und stehen bei
Komplikationen zur Verfügung", so BVMed-Geschäftsführer Dr.
Marc-Pierre Möll. Wichtig sei, dass jeder Betroffene zur Diagnostik
und einer eventuellen Verordnung von Inkontinenzprodukten zum Arzt
gehe. Ausführliche Informationen zur Inkontinenz, zur
Versorgungssituation und zu Qualitätsanforderungen gibt der BVMed in
einer aktuellen Broschüre unter 

www.bvmed.de/inko-broschuere

Inkontinenz hat verschiedene Ursachen, sie tritt in unterschiedlichen
Formen und Schweregraden auf. Eines ist jedoch allen Ausprägungen
gemein: Inkontinenz schränkt die Lebensqualität Betroffener in hohem
Maße ein. Neben den rein praktischen Herausforderungen, die Patienten
täglich meistern müssen, wie zum Beispiel im öffentlichen Raum eine
geeignete und geöffnete Toilette zu finden, spielt stets die Angst vor
der Wahrnehmung durch das Umfeld mit. Viele Betroffene ziehen sich
zurück und fühlen sich zunehmend isoliert. "Umso wichtiger ist es,
dass Betroffene eine Inkontinenzversorgung erhalten, die qualitativ
und quantitativ auf den individuellen Bedarf zugeschnitten ist",
erklärt der BVMed.

Eine große Verantwortung kommt dabei den Pflegekräften als
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in der stationären und häuslichen
Pflege sowie bei Homecare-Unternehmen zu. Menschen, die dabei an ihre
Grenzen gehen, um Inkontinenz-Patienten - genauso wie allen anderen
Patienten - jeden Tag ein würdevolles Leben zu ermöglichen. Die
COVID-19-Pandemie stellt hier eine zusätzliche enorme Herausforderung
dar. Pflegende nehmen aus Überzeugung und Berufung große Opfer auf
sich. So sollte erst recht in dieser Zeit genau diesen Menschen -
Angehörigen der Gesundheitsberufe und Schlüsselkräfte - für ihre
Arbeit große Anerkennung gewidmet werden. Sie kümmern sich auch in
dieser außergewöhnlich belastenden Zeit weiterhin um die Menschen, die
mit Inkontinenz leben.

Die Welt-Kontinenz-Woche wurde von der International Continence
Society (ICS) als jährliche Initiative ins Leben gerufen, um das
Bewusstsein für Inkontinenzprobleme zu schärfen. In Deutschland sind
rund 5 Millionen Menschen von Inkontinenz betroffen, manche
Schätzungen sprechen von bis zu 9 Millionen Menschen.

Für jede Form der Inkontinenz gibt es geeignete Therapien. Moderne
saugende und ableitende Inkontinenz-Produkte, die bequem, unauffällig
und sicher in allen Lebenslagen schützen, oder operative Verfahren.

In Deutschland gibt es zudem rund 160.000 Menschen mit einem
künstlichen Darm- oder Blasenausgang (Stoma). Da jedes Stoma
individuell ist und sich ständig verändert, ist die Versorgung der
Patienten besonders dienstleistungsintensiv.

Inkontinenz ist eine anerkannte Krankheit der WHO und kann als Folge
von verschiedenen Grunderkrankungen auftreten. Sie fällt damit in die
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenkassen. Die Betroffenen haben
daher einen Anspruch gegenüber ihrer Krankenkasse auf eine
aufzahlungsfreie, individuelle, medizinisch notwendige Versorgung mit
Inkontinenzhilfen - in Qualität und Quantität - sowie auf die
zugehörige Dienstleistung.

Inkontinenz betrifft viele unterschiedliche Menschen, Patientenprofile
und Altersgruppen. Falls den Betroffenen keine adäquate Versorgung zur
Verfügung gestellt wird, fällt die Teilhabe am sozialen Leben schwer.
Eine ungeeignete oder unzureichende Versorgung mit
Inkontinenzprodukten erschwert somit auch die Pflege von inkontinenten
Personen. Die passende Hilfsmittelversorgung entlastet hingegen
Pflegekräfte, so der BVMed.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 82/20 vom 12. Juni 2020

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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PSYCHOLOGIE/217: Unser Schlaf im Lockdown - Länger und regelmässiger, aber schlechter (idw)

Universität Basel - 11.06.2020

Unser Schlaf im Lockdown: Länger und regelmässiger, aber schlechter



Eine Umfrage der Universität Basel und der Universitären Psychiatrischen
Kliniken Basel hat während des Covid-19-Lockdowns untersucht, wie sich der
Schlaf in dieser Zeit verändert hat. Die über 430 meist weiblichen
Befragten berichten, länger geschlafen zu haben, wobei sich die Qualität
des Schlafs aber verschlechtert hat. Die Ergebnisse der Studie wurden nun
in der Fachzeitschrift «Current Biology» veröffentlicht.

Die Forschung geht davon aus, dass viele Schlafstörungen heute Resultat
unseres modernen Lebensstils sind, der auf Leistung und pausenlose
Aktivitäten setzt. Dabei würden Arbeitsrhythmus und Freizeitverhalten oft
einen Takt vorgeben, der mit der inneren biologischen Uhr des Körpers in
Konflikt steht. Wenn die Unterschiede in Schlafenszeit und Schlafdauer
zwischen Arbeitstagen und freien Tagen zu gross werden, dann führe dies zu
einem «sozialen Jetlag». Vor diesem Hintergrund könnte ein Lockdown mit
Arbeit im Homeoffice auch Vorteile bieten: flexible Arbeitszeiten, kein
Pendeln und möglicherweise mehr Zeit zum Schlafen.

Wie sich die Restriktionen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie auf den
Schlafrhythmus und das Schlafverhalten ausgewirkt haben, untersuchten
Forschende von der Universität Basel und der Universitären Psychiatrischen
Kliniken Basel in einer sechswöchigen Online-Umfrage zwischen dem 23. März
und 26. April 2020. Unter Leitung von Dr. Christine Blume wurden insgesamt
435 Menschen in der Schweiz, in Österreich und in Deutschland befragt.
Mehr als 85% der Befragten arbeiteten zu dieser Zeit im Homeoffice.
Insgesamt schliefen die Teilnehmenden eher gut, 75% von ihnen waren
Frauen.

Geringerer «sozialer Jetlag»

In ihrer Umfrage fanden die Forschenden, dass die Lockerung sozialer
Rhythmen, beispielsweise durch flexiblere Arbeitszeiten, dazu führte, dass
sich der «soziale Jetlag» reduzierte. «Das legt nahe, dass die
Schlaf-Wach-Muster der Befragten sich weniger an externen oder sozialen Rhythmen
und stattdessen eher an inneren biologischen Signalen orientierten», so
Blume. Ausserdem berichteten 75% der Befragten, bis zu 50 Minuten länger
zu schlafen als vor dem Lockdown. Dazu könnte zudem auch der Wegfall des
täglichen Pendelwegs zur Arbeit am Morgen beigetragen haben, erklärt die
Schlafforscherin.

Tipp: Bewegung im Freien

Die Reduktion des «sozialen Jetlags» ging jedoch nicht mit einer
Verbesserung der wahrgenommenen Schlafqualität einher. Im Gegenteil, die
Befragten berichteten, dass sich die Qualität ihres Schlafes im Lockdown
sogar etwas verschlechtert habe. Dies sei wenig überraschend, erklärt die
Psychologin Blume, denn diese bisher noch nie dagewesene Situation sei in
vielerlei Hinsicht auch sehr belastend gewesen. Finanzielle und
gesundheitliche Sorgen oder Belastungen durch die Kinderbetreuung seien
dabei nur einige Aspekte.

Für jene, die derzeit schlechter schlafen, hat die Schlafexpertin zudem
noch einen Tipp: «Unsere Befunde legen nahe, dass körperliche Bewegung
unter freiem Himmel einer Verschlechterung der Schlafqualität
entgegenwirken kann.»


Originalpublikation:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S096098222030837X?via%3Dihub

Weitere Informationen finden Sie unter

https://medium.com/sci-five-university-of-basel/five-tips-for-healthy-sleep-during-covid-19-1e011df68898

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Unser-Schlaf-im-Lockdown--Laenger-und-regelmaessiger--aber-schlechter.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 11.06.2020
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ENTWICKLUNG/1550: Innovative Textilien für Gesichtsmasken können SARS-CoV-2 direkt inaktivieren (idw)

Freie Universität Berlin - 10.06.2020

Innovative Textilien für Gesichtsmasken können SARS-CoV-2 direkt
inaktivieren, wie Forscher aus Berlin und Aachen zeigen



Forscher der Freien Universität Berlin am Institut für Tier- und
Umwelthygiene und des Instituts für Textiltechnik (ITA) der RWTH Aachen
University haben bei der Erforschung von alternativer persönlicher
Schutzausrüstung innovative Textilien für Gesichtsmasken untersucht, die
den Erreger Sars-CoV-2 direkt inaktivieren. Die Tests wurden im Rahmen des
von der Europäischen Union geförderten EIT-Gesundheitsprojektes ViruShield
durchgeführt, das sich zum Ziel gesetzt hat, alternative Materialien für
Gesichtsmasken vor dem Hintergrund eines knappen Angebots und global
unausgewogener Lieferketten für persönliche Schutzausrüstung zu finden.

Während die Forscher des Institut für Textiltechnik (ITA) der RWTH Aachen
University die chemischen und physikalischen Eigenschaften verschiedener
Textilien für Gesichtsmasken untersuchten, konnten die Forscher der Freien
Universität Berlin nachweisen, dass neuartige, von der Schweizer Firma
Livinguard entwickelte Textilien im Vergleich zu bisher üblichen für die
Maskenproduktion genutzten Materialien hohe Mengen an
SARS-CoV-2-Viruspartikeln innerhalb weniger Stunden um bis zu 99,9 Prozent
reduzieren können. "Die Textilien in diesen Masken können so die
ausgeatmeten und an der Gesichtsmaske anhaftenden Viren kontinuierlich
inaktivieren und den Umgang mit diesen Masken insgesamt sicherer machen",
erläutert Professor Dr. Uwe Rösler vom Institut für Tier- und
Umwelthygiene der Freien Universität Berlin. "Darüber hinaus könnten
solche Textilien auch dazu beitragen, Hygieneprobleme in anderen
allgemeinen und medizinischen Bereichen, auch über COVID-19 hinaus, zu
reduzieren."

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 kann durch luftgetragene Tröpfchen
und Aerosole übertragen werden. Aus diesem Grund empfehlen Regierungen und
Gesundheitsbehörden weltweit sowie die Weltgesundheitsorganisation das
Tragen von Gesichtsmasken, um andere Menschen und in geringem Maße auch
sich selbst zu schützen. Diese Gesichtsmasken können SARS-CoV-2-haltige
Tröpfchen zurückhalten, die beim Ausatmen, Husten und Niesen entstehen.

Beim Umgang mit kontaminierten Gesichtsmasken ist jedoch große Vorsicht
geboten, und nach dem Gebrauch müssen die Masken entweder entsorgt werden,
oder die Viren können durch Waschen bei höheren Temperaturen oder durch
Mikrowellenbehandlung inaktiviert werden.

Das Prinzip der Livinguard-Technologie besteht darin, die Textiloberfläche
mit einer starken positiven Ladung zu versehen. Wenn Bakterien und Viren
mit der Technologie in Kontakt kommen, wird die negativ geladene
mikrobielle Zelle zerstört, was zu einer dauerhaften Vernichtung der
Krankheitserreger führt. Im Gegensatz zu alternativen Lösungen auf
Metallbasis hat sich die neuartige Technologie als sicher für Haut und
Lunge erwiesen. Darüber hinaus ist die Livinguard-Technologie sehr
nachhaltig und ermöglicht es den Anwendern, die Maske bis zu 200 Mal
wiederzuverwenden, ohne dass die Sicherheit oder Wirksamkeit
beeinträchtigt wird.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin - 10.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9437: Aus aller Welt - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Gericht in Moskau verurteilt Ex-US-Soldat Whelan zu 16 Jahren Haft

Der im Dezember 2018 in Moskau wegen Spionage in Rußland verhaftete
US-Bürger Paul Whelan ist zu 16 Jahren Haft in einem
Hochsicherheitsgefängnis verurteilt worden. Nach Angaben des
russischen Inlandgeheimdienstes FSB war der ehemalige
US-Marineinfanterist, der neben der US-Staatsbürgerschaft auch die
kanadische, irische und britische Nationalität besitzt, während einer
Spionageaktion festgenommen worden. Er soll geheime Daten über
Mitarbeiter einer russischen Sicherheitsbehörde auf einem USB-Stick
erhalten haben. Zum Zeitpunkt seiner Festnahme arbeitete Whelan als
Sicherheitschef eines amerikanischen Automobilzulieferers. Die
US-Regierung fordert die Freilassung des 50jährigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9437: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Gescheiteter Raub in Hohenlimburg

Im Hagener Stadtteil Hohenlimburg (Nordrhein-Westfalen) wurde am
Sonntagabend ein Mann überfallen. Der Räuber hatte sich dem
47jährigen von hinten genähert und heftig getreten. Als der Hagener
zu Boden ging, versuchte der Angreifer in die Jackentasche seines
Opfer zu fassen, in der sich das Handy befand. Der 47jährige wehrte
sich und rief um Hilfe, worauf der Unbekannte von ihm abließ und
flüchtete. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9434: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kramp-Karrenbauer warnt vor Einsparungen im Verteidigungsbereich

Nach Ansicht von Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
darf trotz klammer Kassen wegen der Corona-Pandemie im Militärbereich
nicht gespart werden. Wenn es um Sicherheitsfragen gehe, sei es
gefährlich, eine Politik nach Kassenlage zu machen, sagte die
CDU-Politikerin zu Focus Online. In Fragen von Ausrüstung und Rüstung
gehe es auch um viele Industriearbeitsplätze und die Entwicklung
wichtiger Technologien in Deutschland, betonte die Ministerin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9436: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Grüne in Hamburg wählen ihre neue Spitze

Die Bürgerschaftsfraktion der Hamburger Grünen will heute die
Nachfolge ihres in den Senat gewechselten Vorsitzenden Anjes Tjarks
bestimmen. Künftig soll es eine Doppelspitze geben. Zur Wahl stellen
sich die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Mareike Engels und die
Bergedorferin Jennifer Jasberg sowie der bisherige
wirtschaftspolitische Sprecher Dominik Lorenzen und der frühere
Schatzmeister und Landesvize der Partei, Michael Gwosdz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9434: Tragisches und Kurioses - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter bei schwerem Unfall in Pirmasens

Im rheinland-pfälzischen Pirmasens ist ein betrunkener Autofahrer in
eine Menschengruppe gefahren. Dabei kam ein 39jähriger Mann ums
Leben. Sechs weitere Menschen im Alter von 30 bis 47 Jahren wurden
zum Teil schwer verletzt. Zeugenaussagen zufolge soll der 51jährige
Autofahrer vor dem tragischen Unglück bereits einen Unfall verursacht
haben und geflohen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8519: Aus Forschung und Technik - 15.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Asteroideneinschläge verändern die Mondoberfläche

Die Mondoberfläche befindet sich in einem stetigen Wandel. Zu diesem
Schluß kommen Forscher des Max-Planck-Instituts für
Sonnensystemforschung (MPS) in Göttingen und der ETH Zürich nach der
Auswertung von über zwei Millionen Aufnahmen des Lunar Reconnaissance
Orbiter der NASA von der Oberfläche des Erdtrabanten. In den
vergangenen zehn Jahren habe es mehr als 130.000 Felsstürze auf dem
Mond gegeben, berichten die Wissenschaftler im Fachblatt Nature
Communications. Mehr als 80 Prozent aller Felsstürze werden demnach
durch Einschläge von Asteroiden verursacht. Für die übrigen rund 20
Prozent der Felsstürze dürften dagegen Erdbeben oder Vulkane
verantwortlich gewesen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8533: Aus aller Welt - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Sitzung des Uno-Menschenrechtsrats zu rassistischer Polizeigewalt

Der Uno-Menschenrechtsrat in Genf will am Mittwoch über Rassismus und
Polizeigewalt debattieren. Um die Sitzung hat die Afrikanische Gruppe
bei den Vereinten Nationen anläßlich der jüngsten Fälle tödlicher
Polizeigewalt in den USA gegenüber Afroamerikanern in einem offenen
Brief gebeten. Darin wird die alleinige Verurteilung rassistischer
Taten als unzureichend dargestellt. Das Schreiben wurde unter anderem
vom Leiter der Weltgesundheitsbehörde, Tedros Adhanom Ghebreyesus,
und der Leiterin des Welt-Anti-Aids-Programms, Winnie Byanyima,
unterzeichnet. Dem Menschenrechtsrat gehören 47 Staaten an. Die USA
sind nicht dabei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8485: Medizin und Gesundheitswesen - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Versorgung von chronisch Kranken mangelhaft

Es bleibt dabei. Die Versorgung von chronisch Kranken in Deutschland
hat noch viel Luft nach oben. So teilte der Berufsverband der Ärzte
und Psychologischen Psychotherapeuten in der Schmerz- und
Palliativmedizin in Deutschland (BVSD) mit, daß derzeit nur rund
350.000 Patienten mit schweren chronischen Schmerzen von einem der
1206 ambulant tätigen Schmerztherapeuten in einem Quartal versorgt
werden können. Dabei gibt es hierzulande 3,4 Millionen Menschen mit
schweren chronischen Schmerzen. Als Grund hat BVSD-Vorsitzender
Joachim Nadstawek politische Versäumnisse ausgemacht. Obgleich seit
Jahren auf massive Defizite in der Versorgung von Patienten mit
chronischen Schmerzen hingewiesen wird, ist es der Politik bislang
nicht gelungen, geeignete Verbesserungsmaßnahmen zu ergreifen. Statt
dessen werden unnötige und kostenintensive Diagnostik, Behandlungen 
und Operationen betrieben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8521: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Rayshard Brooks starb an zwei Schüssen in den Rücken

In Atlanta im US-Bundesstaat Georgia ist am Freitagabend der
Afroamerikaner Rayshard Brooks von einem weißen Polizisten mit zwei
Schüssen in den Rücken getötet worden. Er starb an Blutverlust und
Organschäden im Krankenhaus. Das ergab der Obduktionsbefund, wie CNN
am Sonntagabend (Ortszeit) berichtete. Demnach wird der Tod des
27jährigen Mannes bislang als Tötungsdelikt gewertet. Der zuständige
Polizeibeamte wurde aus dem Dienst entlassen. Sein an der Tat
beteiligter Kollege wurde vorläufig suspendiert. Die Polizeichefin
von Atlanta, Erika Shields, trat von ihrem Posten zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8443: Sprache, Kunst und Medium - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Schlechtes Klima im Museum Ludwig

In Köln hängen die direkt am Rhein liegende Philharmonie und das
benachbarte renommierte Kunstmuseum Ludwig an einer Klimaanlage. Was
zunächst eine gute Idee zu sein schien, erweist sich inzwischen als
technisches Handycap. Wie es hieß, sei die alte Anlage mittlerweile so
störanfällig, daß sie dringend ersetzt werden muß, da besonders in der
Bildersammlung unersetzliche Kunstwerke beschädigt oder zerstört
werden könnten.

Laut WDR1 wird die Luft im Museum Ludwig wegen der defekten
Klimaanlage immer wieder feucht, Leinwände oder Holzrahmen würden
darunter leiden. Als Folge droht etwa Farbe von teuren
Picasso-Gemälden abzuplatzen.

In der Restaurierungswerkstatt sei die Klimaanlage seit Mitte März
sogar ganz außer Betrieb. Deshalb können dort keine Kunstwerke
bearbeitet werden. Vielmehr werden die Werke notdürftig in den noch
wegen der Coronapandemie geschlossenen Ausstellungsräumen gelagert.

Ferner können bei den Bedingungen für Sonderausstellungen keine
Arbeiten aus anderen Museen und Sammlungen ausgeliehen werden, da
niemand das Risiko eingehen würde.

Wie die Direktion erklärte, müsse der Stadtrat schnellstens
Sanierungskosten von mehr als 650.000 Euro beschließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8510: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Türkei bombardiert Höhlen mit PKK-Kämpfern im Nordirak

Die türkische Luftwaffe hat im Nordirak Höhlen zusammengeschossen, in
denen sich Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zurückgezogen
haben sollen. Die Höhlen seien über ihnen eingestürzt, meldete die
staatliche türkische Nachrichtenagentur Anadolu am Montagmorgen unter
Berufung auf das Verteidigungsministerium in Ankara. Demnach lagen
die Ziele der Militäroperation in den Kandilbergen rund 100 Kilometer
südlich der Staatsgrenze zur Türkei sowie in den Regionen von
Sindschar, Hakurk, Zap und Avasin-Basyan.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8524: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission soll Wasserstoffstrategie ausarbeiten

Die Regierungen von Deutschland, Österreich, den Niederlanden,
Luxemburg, Belgien, Frankreich und der Schweiz habe vor einer
Videokonferenz der EU-Energieminister am Montag die EU-Kommission
aufgefordert, eine Strategie zur klimafreundlichen Energienutzung bis
2030 und darüber hinaus vorzulegen. Die Unterzeichner schlagen vor,
die Wasserstoffindustrie auszubauen und für die Produktion von
Wasserstoff vor allem Strom aus erneuerbaren Quellen einzusetzen, um
die Verwendung von fossilen Brennstoffen in Industrie und Verkehr zu
verringern. Der Vorschlag wird von Portugal und Bulgarien
unterstützt. Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier will nach
eigenen Angaben mit Investitionen in Wasserstofftechnik, erneuerbare
Energien und Energieeffizienz die wirtschaftliche Erholung nach der
Corona-Krise vorantreiben. Darin sieht der CDU-Politiker auch eine
industriepolitische Chance.

Wasserstoff dient der Speicherung von Strom und ist so
klimaschädlich, wie es die Kraftwerke sind, deren Strom gespeichert
werden soll. Außerdem entstehen bei der Wasserstoffproduktion bislang
erhebliche Energieverluste. Solange Strom aus konventionellen
Kraftwerken verbraucht wird und Ökostrom nicht im Überfluß vorhanden
ist, kann Wasserstoff als die reine Energieverschwendung angesehen
werden. Nichtsdestotrotz hat die Bundesregierung vergangene Woche
eine nationale Wasserstoffstrategie auf den Weg gebracht. Unter
anderem geht es dabei um Industrieförderprogramme in Milliardenhöhe.
Die EU-Kommission hatte im März eine Allianz für Wasserstofftechnik
angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8493: Tragisches und Kurioses - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Chemnitz konnte Bombenentschärfung abblasen

Auch gut 70 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs werden in
Deutschland noch täglich gefährliche Blindgänger und alte Munition
entdeckt, die entschärft werden müssen. Manchmal kann aber auch
Entwarnung gegeben werden.

So schien auf die Einwohner von Chemnitz am Wochenende wegen einer
möglichen Bombenentschärfung die größte Evakuierung der Nachkriegszeit
zuzukommen. Doch dann konnte die Stadtverwaltung Sonntagfrüh die
Vorbereitungen abblasen und auf Twitter bekanntgeben, daß es sich bei
dem zylindrischen Körper, auf den Bauarbeiter Tage zuvor gestoßen
waren, um Teile einer alten Wasserleitung gehandelt hat.

Folglich konnten die Anwohner wieder ins Bett gehen. Hätte es sich bei
dem metallischen Gegenstand wirklich um einen Blindgänger gehandelt,
hätten laut MDR Sachsen rund 22.000 Menschen aus drei Stadtteilen
evakuiert werden müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8522: Arbeit, Soziales und Familie - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Extinction Rebellion kritisiert "Klimakrise in den Medien"

Aktivisten und Aktivistinnen der Gruppe "Extinction Rebellion" haben am
Montag vor den Redaktionen des Nachrichtenmagazins Der Spiegel und
des Norddeutschen Rundfunks in Hamburg eine breitere, an der
Klimakrise ausgerichtete Berichterstattung gefordert. In einem
offenen Brief an die Journalistinnen und Journalisten wird unter
anderem angeregt, die Prioritäten von der Wirtschaft auf das Klima zu
verschieben. Ein Format "Klima vor acht" anstelle der täglichen
"Börse vor acht" könnte die Intention unterstreichen. "Extinction
Rebellion" betont, daß es nicht um pauschale Medienkritik
geht. Medien müssen über die existenzbedrohende Klimakrise berichten
und aufklären. Das ist kein Thema unter vielen, heißt es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8496: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Wohlstand läßt Waldflächen wachsen

Je größer der Wohlstand eines Landes ist, desto mehr wächst dessen
Waldfläche. Zu diesem Ergebnis gelangten finnische Forscher um Vilma
Sandström von der Universität Helsinki. Sie hatten untersucht, welche
Einflußfaktoren für das Schrumpfen oder Wachsen von Wäldern
verantwortlich sind. Dabei gelangten die Forscher zu der Ansicht, daß
hochentwickelte Länder moderne landwirtschaftliche Methoden auf gutem
Ackerland anwenden und grenzwertiges Land verlassen, das für die
Ausdehnung des Waldes verfügbar wird. Außerdem beziehen reiche Länder
zunehmend Nahrung und andere Güter aus ärmeren Ländern, so daß
weitere Fläche für den Wald übrigbleiben. Einen statistisch
belegbaren Zusammenhang zwischen Klimawandel und der Ausdehnung der
Waldflächen stellten die Forscher nicht fest.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8510: Märkte und Finanzen - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



CureVac erhält Kapitalaufstockung vom Bund

Die Tübinger Biotechfirma CureVac AG, die mit der Entwicklung eines
Corona-Impfstoffs befaßt ist, bekommt finanzielle Unterstützung vom
Bund. Die Kfw-Bank stockt in den nächsten Tagen das Kapital des
Unternehmens um 300 Millionen Euro auf. Dafür erwirbt sie laut
Bundeswirtschaftsminister Altmaier rund 23 Prozent der Anteile von
CureVac. Der Bund verzichtet dennoch auf eine Einflußnahme auf das
Unternehmen, dessen Forschungsergebnisse und Technologien in
Deutschland und Europa gebraucht werden, so Altmaier.
Mehrheitseigner von CureVac ist dievini, welches zum Portfolio des
SAP-Gründers Dietmar Hopp gehört.

15. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8519: Aus Forschung und Technik - 15.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Projizierte Bedienflächen keine Zukunftsmusik mehr

Obgleich es Touchscreens bereits seit Anfang der 1970er Jahre gibt,
ist das Potential der Technologie auch heute noch nicht ausgeschöpft.
So hat das Unternehmen Bosch zwei Projektoren entwickelt, die
aus nahezu jeder Oberfläche einen Touchscreen erstellen können. Dafür
nutzen die Projektoren Laser mit eingebautem Scanner (BML100PI)
beziehungsweise Mikrospiegel wie gewöhnliche Beamer (Pai). Während
der Laser ein Bild auf eine Oberfläche projiziert, wird der Bereich
zeilenweise abgescannt, um beispielsweise Fingerbewegungen auf einem
virtuellen Bedienfeld zu erfassen.

15. Juni 2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/623: Möglichen Beginn des Lebens im Labor simuliert - Evolution unter Tage (idw)

Universität Duisburg-Essen - 12.06.2020

Möglichen Beginn des Lebens im Labor simuliert: Evolution unter Tage



Entstand das Leben nicht auf, sondern unter der Erde? Wissenschaftler der
Universität Duisburg-Essen (UDE) haben ihre Theorie untermauert, dass
erstes Leben tief in der Erdkruste angefangen haben könnte. In ihren
Laborversuchen entwickelten eigentlich unbelebte Strukturen innerhalb
kurzer Zeit Überlebensstrategien.

Am Anfang war das Vesikel: Ein von selbst entstandenes Bläschen ähnlich
einer Seifenblase, umgeben von einer Membran. Drumherum eine Flüssigkeit
nach dem Rezept der Ursuppe, dazu 40 bis 80°C und ein erhöhter Druck.
Fertig sind die Bedingungen, wie sie vor rund 3,8 Milliarden Jahren
geherrscht haben und es auch noch heute tun - weit unten in der Erdkruste.

Mit diesem Versuchsaufbau haben der Chemiker Christian Mayer vom Center
for Nanointegration (CENIDE) und Geologe Ulrich Schreiber, ebenfalls
Professor an der UDE, wassergefüllte Spalten im Erdinnern und geothermale
Quellen simuliert. In ihrem Laborversuch ließen sie innerhalb von zwei
Wochen insgesamt 1.500 Vesikel-Generationen entstehen und wieder
zerfallen.

Dabei konnten die Forscher feststellen, dass einige Vesikel den
Generationenwechsel überstanden, weil sie bestimmte Eiweißvorstufen aus
der Ursuppe in ihre Membran eingelagert hatten. Dadurch wurden sie
stabiler, kleiner und - der wichtigste Aspekt - ihre Membran wurde etwas
durchlässiger.

Weitergabe von Funktionen an folgende Generationen

"Wir haben daraus geschlossen, dass die Vesikel so zerstörerischen Druck
ausgleichen konnten", erklärt Mayer. "Als Überlebensstrategie, wenn man so
will." Wurde ein solches Vesikel doch vernichtet, so nahm die nachfolgende
Generation die Eiweißstruktur auf. So übernahm sie eine Funktion der
Vorgänger - ähnlich zur klassischen Vererbung.

Damit haben sie zumindest den Weg zu einer Vorstufe von Leben aufgezeigt,
sind sich Mayer und Schreiber sicher. "Wie wir es im Zeitraffer simuliert
haben, könnten vor Milliarden von Jahren solche Vesikel stabil genug
geworden sein, um bei Geysir-Ausbrüchen an die Oberfläche zu kommen", so
Schreiber. Mit der Zeit könnten weitere Funktionen hinzugekommen sein, bis
die erste Zelle entstand.

"Wir vermuten", fasst Mayer zusammen, "dass diese Art der molekularen
Evolution in der Tiefe parallel zu anderen Mechanismen oder zeitlich
versetzt zu ihnen stattgefunden hat."


Weitere Informationen unter:

https://udue.de/erstesleben 

(zur ausführlicheren Meldung des Center for Nanointegration)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1718: Neue Spinnengattung zu Ehren Greta Thunbergs beschrieben (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 12.06.2020

Neue Spinnengattung zu Ehren Greta Thunbergs beschrieben



Senckenberg-Arachnologe Peter Jäger hat eine neue Spinnengattung auf
Madagaskar benannt: Unter dem Namen Thunberga werden nun fünf Arten
innerhalb der Riesenkrabbenspinnen zusammengefasst. Der Name soll dabei
bewusst an die schwedische Klimaaktivistin Greta Thunberg und ihr
Engagement gegen den Klimawandel erinnern. Jäger will damit auf die
Bedrohung der madagassischen und globalen Artenvielfalt aufmerksam machen.
Die Studie erschien gestern im Fachjournal "Zootaxa".




[image: Bild: © Rémy Eudeline, Lyon]

Ein männliches Exemplar der neu entdeckten "Thunberg-Spinne".

Bild: © Rémy Eudeline, Lyon



Riesenkrabbenspinnen bauen keine Netze, sondern sind als aktive Jäger
bekannt. "Schon lange wird ein großer Artenreichtum innerhalb dieser
Gruppe vermutet", erklärt Dr. Peter Jäger vom Senckenberg
Forschungsinstitut und Naturmuseum in Frankfurt und fährt fort: "Bislang
wurde den afrikanischen Vertretern der Sparassidae aber wenig
Aufmerksamkeit geschenkt. Nun konnte ich dort eine bislang unbekannte
Gattung beschreiben".

Insgesamt vier Arten aus Madagaskar konnte Jäger der - von ihm neu
beschriebenen und benannten - Gattung Thunberga zuordnen. Die Vertreter
dieser Gruppe unterscheiden sich von anderen Riesenkrabbenspinnen vor
allem durch die einzigartige Bezahnung ihrer Kieferklauen (Cheliceren)
sowie ihren außergewöhnlich gepunkteten Vorderleib.




[image: Bild: © Rémy Eudeline, Lyon]

Insgesamt vier Arten aus Madagaskar und benachbarten Inseln konnten
der neu beschriebenen und benannten Gattung Thunberga zugeordnet
werden.

Bild: © Rémy Eudeline, Lyon



Auch eine gänzlich neue Art entdeckte er auf der afrikanischen Insel:
Thunberga greta. Bei der Namenswahl hat die schwedische Klimaaktivistin
Greta Thunberg den Frankfurter Arachnologen inspiriert: "Ihr Einsatz im
Kampf gegen den Klimawandel ist beeindruckend", findet Jäger. Im Sommer
2018 streikte die mittlerweile 17-jährige zum ersten Mal vor dem
schwedischen Parlament und setzte damit den Grundstein für die Fridays For
Future-Bewegung, die mittlerweile in über 100 Ländern vertreten ist. Die
Benennung der neuen Spinnengattung soll laut Jäger, der bereits an
mehreren Demonstrationen teilgenommen hat, auch ein Weckruf sein, damit
die Forderungen der Protestierenden vonseiten der Politik und Wirtschaft
gehört werden: "Die steigenden Temperaturen beeinflussen alle Bereiche der
Natur - die madagassische Endemitenvielfalt und Spinnenfauna
eingeschlossen."

Peter Jäger hat in den letzten 20 Jahren viele neue Spinnenarten
beschrieben. Thunberga greta ist genau die 400. Art, die er entdeckt hat.
Immer wieder macht er mit prominenten Namen auf Probleme aufmerksam, die
die Natur unseres Planeten betreffen. Das bekannteste Beispiel war die
südostasiatische Riesenkrabbenspinne Heteropoda davidbowie.


Originalpublikation:

Jäger, P. (2020)

Thunberga gen. nov., a new genus of huntsman spiders from Madagascar
(Araneae: Sparassidae: Heteropodinae).

Zootaxa, 4790 (2), 245-260.

Doi: 10.11646/zootaxa.4790.2.3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/602: Statistische Analysen von pflanzlichen Inhaltsstoffen erlauben erstmals soliden Test von Theorien der Pflanzenabwehr (idw)

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 12.06.2020

Statistische Analysen von pflanzlichen Inhaltsstoffen erlauben erstmals
soliden Test von Theorien der Pflanzenabwehr



Hochdurchsatzauswertungen von Stoffwechselprodukten des Kojotentabaks
belegen, dass komplexe Stoffwechseländerungen nach Insektenbefall
zielgerichtet zur Produktion von Abwehrstoffen erfolgen. Wissenschaftler
des Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie und des CNRS-Instituts für
Molekulare Pflanzenbiologie/Universität Straßburg in Frankreich
kombinierten sie umfangreiche Messungen bekannter und unbekannter
pflanzlicher Stoffwechselprodukte mittels Massenspektrometrie mit
statistischen Annahmen aus der Informationstheorie und zeigten, dass der
Stoffwechsel bei Befall zielgerichtet zur Bildung von effektiven
Abwehrstoffen gesteuert wird.

Wird die chemische Verteidigung von Pflanzen zielgerichtet gegen
Schädlinge aktiviert oder sind pflanzliche Stoffwechselveränderungen
zufällig und wirken sich auf diese Weise negativ auf Fraßfeinde aus?
Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie und des
CNRS-Instituts für Molekulare Pflanzenbiologie/Universität Straßburg in
Frankreich testeten diese seit Langem unbestätigten Hypothesen anhand des
Kojotentabaks und seiner engen Verwandten. Dabei kombinierten sie
umfangreiche Messungen bekannter und unbekannter pflanzlicher
Stoffwechselprodukte mittels Massenspektrometrie mit statistischen
Annahmen aus der Informationstheorie. Die Ergebnisse zeigen, dass der
Stoffwechsel bei Befall zielgerichtet zur Bildung von effektiven
Abwehrstoffen gesteuert wird. Zudem ergab ein vergleichender Ansatz
verschiedener Populationen und eng verwandter Arten, dass die Menge
bestimmter Pflanzenhormone für die gerichtete pflanzliche Antwort auf den
Angreifer entscheidend ist. (Science Advances, doi:
10.1126/sciadv.aaz0381, Juni 2020).

Alle Lebewesen auf der Erde können in zwei große Gruppen unterteilt
werden: diejenigen, die ihre Nahrung selbst aus abiotischen Quellen, wie
Licht, herstellen, und diejenigen, die andere Lebewesen fressen. Die
unterschiedlichen Ernährungsweisen haben Auswirkungen auf den
Stoffwechsel. Pflanzen, die ihre Energie aus Licht gewinnen, stellen viel
größere Vielfalt an Stoffwechselprodukten her als Lebewesen, die andere
fressen. Schon lange fragten sich Wissenschaftler, welche evolutionären
Kräfte hinter diesem Unterschied stecken. Bereits in den 50er Jahren wurde
die Vermutung geäußert, dass Pflanzen bestimmte Inhaltsstoffe unter
anderem zu ihrer Verteidigung nutzen. Dabei gibt es zwei unterschiedliche
Theorien, wie die Produktion solcher Abwehrstoffe erfolgt: Pflanzen
richten ihren Stoffwechsel so aus, dass sie Verbindungen mit
Abwehrfunktion entsprechend der Wahrscheinlichkeit eines zukünftigen
Angriffs produzieren. Diese Theorie heißt "optimale Verteidigung". Im
Gegensatz dazu gibt es eine zweite Theorie, die davon ausgeht, dass
Pflanzen ihren Stoffwechsel zufällig ändern. Für Pflanzenfresser ist es
daher nicht vorhersehbar, welche Stoffe gebildet werden: Sie können sich
nicht an die pflanzliche Verteidigung anpassen. Man spricht auch von der
Theorie des sich bewegenden Ziels, denn die Abwehr ist nicht
zielgerichtet, sondern trifft Angreifer wahllos.

Auch wenn einzelne Abwehrstoffe, die nach Befall gebildet werden,
inzwischen gut charakterisiert sind, konnte bislang nicht experimentell
getestet werden, welche Theorie zutrifft. Um diese Frage zu beantworten
haben Wissenschaftler vom Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie in
Jena und des CNRS-Instituts für Molekulare Pflanzenbiologie/Universität
Straßburg jetzt die ökologische Modellpflanze Nicotiana attenuata
(Kojotentabek) nach Befall durch zwei unterschiedliche Fraßfeinde
untersucht. Die Raupen des Tabakschwärmers sind dabei Spezialisten, die
nur an Nachtschattengewächsen fressen und generell gut an die Abwehrstoffe
ihrer Nahrung angepasst sind, während die Raupen des Afrikanischen
Baumwollwurms Generalisten sind und viele unterschiedliche Pflanzen
fressen können, dadurch aber weniger an einzelne Pflanzenarten und deren
Abwehrstoffe angepasst sind. Die Wissenschaftler analysierten mittels
Massenspektrometrie bekannte, aber auch neue und unbekannte
Stoffwechselprodukte, die Pflanzen nach Raupenfraß bildeten, und nutzten
ein statistisches Prinzip der Informationstheorie für ihre
Datenauswertung. Moderne Methoden der Massenspektrometrie erlauben es,
unvoreingenommen so viele Substanzen wie möglich zu messen. "Was man dann
braucht, ist eine Vorgehensweise, wie man die Daten aus verschiedenen
methodischen Ansätzen und Pflanzenarten miteinander vergleichen kann.
Außerdem ist es entscheidend, die gefundenen Substanzen zu identifizieren,
was auf dem Gebiet der Metabolomik nach wie vor eine grundlegende
Herausforderung ist. In dieser Studie haben wir einen neuen Ansatz für
die computergestützte Auswertung dieser Daten entwickelt und diesen Ansatz
angewendet, um damit Vorhersagen zu Theorien der pflanzlichen Abwehr zu
testen", erläutert Emmanuel Gaquerel, einer der Studienleiter.

"Der rechnerische Workflow, der eine unvoreingenommene und ganzheitliche
Analyse des Pflanzenstoffwechsels ermöglicht, zeigt deutlich, dass die
Stoffwechselveränderungen in Pflanzen des Kojotentabaks, die von Raupen
des Tabakschwärmers oder des Baumwollwurms angegriffen wurden, direkte
Antworten auf den Befall sind", fasst Ian Baldwin, einer der beiden
Hauptautoren, die Ergebnisse der Studie zusammen. Die Studie untermauert
also die Theorie der optimalen Abwehr: Pflanzen reorganisieren ihren
Stoffwechsel zielgerichtet für die Bildung von Abwehrsubstanzen.

"Zu unserer Überraschung beobachteten wir, dass es bei den
Stoffwechselprofilen kaum Unterschiede gab, wenn die Tabakpflanzen von
spezialisierten Tabakschwärmern oder allesfressenden Baumwollwürmern
angegriffen wurden, obwohl das Fressverhalten der beiden Schädlingsarten
sehr unterschiedlich ist", führt Dapeng Li, der Erstautor der Studie,
weiter aus. Um herauszufinden, wie sich diese Strategie der Abwehr
entwickelt hat und welche Stoffe dazu einen entscheidenden Beitrag
leisten, nutzten die Wissenschaftler Pflanzen, bei denen ein Merkmal
genetisch verändert worden war, sowie Pflanzenpopulationen derselben Art
und verschiedener eng verwandte Arten. Dabei stellten sie fest, dass die
Änderungen im Stoffwechsel als Reaktion auf Raupenfraß primär durch
geringfügige Veränderungen in der Signalkette der Pflanzenhormone,
insbesondere des Pflanzenhormons Jasmonsäure, gesteuert werden.

In weiteren Studien möchten die Wissenschaftler nun den neuen
computergestützten Workflow anwenden, um zu verstehen, wie die innere Uhr
und der Tag-Nacht-Rhythmus der Pflanzen den Stoffwechsel beeinflussen.
Denn dabei handelt es sich um ein fundamentales Problem für alle
Lebewesen, die für ihre Ernährung direkt auf das Sonnenlicht angewiesen
sind, das aber durch die Erdrotation um die Sonne nur zu bestimmten Zeiten
zur Verfügung steht.


Originalpublikation:

Li, D., Halitschke, R., Baldwin, I. T., Gaquerel, E. (2020).

Information theory tests critical predictions of plant defense theory for
specialized metabolism.

Science Advances 6: eaaz0381

https://doi.org/10.1126/sciadv.aaz0381


Weitere Informationen unter:

http://www.ice.mpg.de/ext/index.php?id=molecular-ecology&L=1 

- Abteilung Molekulare Ökologie am Max-Planck-Institut für chemische
Ökologie

http://www.ibmp.cnrs.fr/equipes/evolution-et-diversite-du-metabolisme-des-plantes/

- Evolution et diversité du métabolisme des plantes am CNRS-Institut für
Molekulare Pflanzenbiologie/Universität Straßburg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1258
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/601: Pflanzenzucht - Die besten Eltern, genetisch möglichst divers mit ähnlichen Vorlieben (idw)

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
12.06.2020

Die besten Eltern: Genetisch möglichst divers mit ähnlichen Vorlieben



Je diverser in der Genetik, desto besser. Aber nur bei ähnlichen
Vorlieben. Einem Forscherteam unter Leitung des IPK Gatersleben ist es
gelungen, die Antwort auf eine lange ungelöste Fragestellung bei der
Züchtung von Pflanzenhybriden zu liefern. So belegte es, dass Hybriden
immer leistungsstärker werden, je weiter ihre Eltern genetisch voneinander
entfernt sind. Die Frage, ob es eine ideale genetische Distanz gibt,
konnte definitiv verneint werden. Vorausgesetzt, die Eltern sind an
vergleichbare Standorte angepasst. Dieses Forschungsergebnis ist in der
jüngsten Ausgabe der wissenschaftlichen Fachzeitschrift "Science Advances"
nachzulesen.

Die Pflanzenzüchtung greift seit Jahrzehnten auf das Phänomen Heterosis
zurück: Genetisch möglichst unterschiedliche Eltern werden gekreuzt, um
Nachkommen zu erzeugen, die leistungsstärker sind als ihre Eltern im
Durchschnitt. Die sogenannte Hybridzüchtung wird sehr erfolgreich bei
Mais, Zuckerrübe, Roggen oder Sonnenblume eingesetzt. Wie weit die
genetische Distanz der Eltern sein darf, um die maximale Leistung der
Hybriden hervorzurufen, konnte wissenschaftlich bis vor Kurzem nicht
eindeutig geklärt werden. Zwei Studien in den 1960er Jahren brachten
widersprüchliche Ergebnisse. Während die eine darauf hindeutete, dass die
genetische Distanz der Eltern maximiert werden sollte, legte die andere
nahe, dass die Mehrleistung der Nachkommen ab einem gewissen Punkt der
Diversität wieder abnimmt.

"Mithilfe der Fortschritte in der Quantitativen Genetik gelang es uns zu
belegen, dass es kein Optimum für die genetische Distanz der Eltern gibt",
erklärt Prof. Dr. Jochen Reif. Er leitet die Abteilung Züchtungsforschung
am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK)
in Gatersleben und die dort angegliederte Arbeitsgruppe Quantitative
Genetik. Als wissenschaftlicher Koordinator der Forschungsaufgabe weiß er:
"Die Heterosis steigt mit der genetischen Distanz der Eltern stetig an.
Elternpopulationen können so weit auseinander liegen wie möglich, ohne
dass ihre Nachkommen in der Leistung abfallen." Für die Pflanzenzüchtung
sei das eine entscheidende Erkenntnis, brauche sie doch nicht weiter zu
befürchten, die optimale genetische Distanz verpasst zu haben. Achtung sei
jedoch geboten, wenn es um die Herkunft der Elternpopulationen gehe. Der
Genetiker erläutert: "Die Elternpopulationen müssen an die Umwelt
angepasst sein, in der ihre Nachkommen angebaut werden sollen, sonst
können negative Dominanzeffekte entstehen."

Zu diesen Ergebnissen konnte das Team unter Leitung des IPK Gatersleben im
Rahmen einer groß angelegten Forschungskooperation mit dem Namen ZUCHTWERT
kommen. Es wurde vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
gefördert und neben dem IPK Gatersleben von der Landessaatzuchtanstalt der
Universität Hohenheim sowie 15 namhaften Pflanzenzüchtungsunternehmen
durchgeführt. "Durch unsere neuesten Entwicklungen in der Biometrie und
der Quantitativen Genetik, gepaart mit dem umfangreichen Datenmaterial aus
der Züchtungsindustrie, konnten wir endlich Klarheit in diese langjährige
Fragestellung bringen", resümiert Prof. Dr. Jochen Reif und ergänzt:
"Zukünftig wird die Pflanzenzüchtung auf rationaler Basis Kreuzungspartner
für die Züchtung neuer Hybridsorten auswählen können, selbst für einen so
komplexen Organismus wie Weizen."


Originalpublikation:

Boeven et al. (2020),

Negative dominance and dominance-by-dominance epistatic effects reduce
grain-yield heterosis in wide crosses in wheat.

Science Advances,

DOI 10.1126/sciadv.aay4897

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1387: Covid-19 Contact Tracing - QRONITON-Dienst unterstützt Behörden und schützt persönliche Daten (idw)

Technische Universität München - 12.06.2020

Covid-19 Contact Tracing: QRONITON-Dienst der TUM unterstützt Behörden
und schützt persönliche Daten



Restaurants müssen neuerdings Listen mit Kontaktdaten ihrer Gäste anlegen.
Bei einer Covid-19-Infektion sollen diese helfen, Kontaktpersonen zu
warnen. Ein Team der Technischen Universität München (TUM) hat einen
IT-Dienst entwickelt, der Registrierung und Kontakt-Nachverfolgung (Contact
Tracing) vereinfacht, persönliche Daten aber vor Missbrauch schützt. Der
Dienst könnte die vom Bundesgesundheitsministerium angekündigte
Corona-Warn-App ergänzen und auch an Orten eingesetzt werden, an denen
Kontaktlisten nicht verpflichtend sind.

Restaurant- oder Friseurbesuche sind in Zeiten der Corona-Pandemie meist
mit dem Ausfüllen von Adressformularen verbunden. Neben der klassischen
Stift-und-Papier-Lösung gibt es mittlerweile auch erste digitale Angebote,
bei denen QR-Codes gescannt und Online-Formulare ausgefüllt werden müssen.
"In beiden Fällen können Unbefugte auf persönliche Daten zugreifen, was
gerade bei einem kritischen Thema wie einer Erkrankung schwerwiegende
Folgen haben kann", sagt Georg Carle, Professor für Netzarchitekturen und
Netzdienste an der TUM.

Andererseits sei ein effektive Kontaktverfolgung wichtig, um Pandemien
effektiv einzudämmen, sagt Carle. Gemeinsam mit seinem früheren
Doktoranden Johann Schlamp hat er deswegen QRONITON entwickelt, einen
Dienst, mit dem Einrichtungen ihrer Dokumentationspflicht nachkommen und
Gesundheitsämter schnell gefährdete Personen identifizieren können.
QRONITON funktioniert über QR-Codes, die mit dem Mobiltelefon gescannt
werden. Jeder Ort - sei es ein Restaurant oder ein Sitzplatz in einem
Hörsaal - kann mit einem individuellen QR-Code versehen werden. Scannt
eine Nutzerin oder ein Nutzer diesen, werden Zeit und Kontaktdaten
erfasst. Der Unterschied zu ähnlichen Ansätzen besteht in einem
ausgeklügelten, mehrstufigen Verschlüsselungssystem, das die Daten
schützt.

Beschränkter Zugriff

"Die Daten werden zwar zentral auf einem Server gespeichert", sagt Georg
Carle. "Sie sind aber so verschlüsselt, dass sie für den Serverbetreiber
nicht lesbar sind und Behörden nur auf Teilmengen zugreifen können - und
auch das nur mit Zustimmung der Betroffenen." Wird eine Infektion mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 bei einem Gesundheitsamt gemeldet,
bekommt die erkrankte Person einen persönlichen Autorisierungscode von der
Behörde. Erst wenn sie diesen in QRONITON eingegeben hat, kann die Behörde
Daten zu den besuchten Orten und direkt betroffenen Kontaktpersonen
einsehen. "Uns war der Grundsatz der Datensparsamkeit sehr wichtig", sagt
Johann Schlamp. "Das System erfasst nur eine Telefonnummer und eine
Postleitzahl, anhand der bestimmt wird, welche Behörde bei konkretem
Infektionsrisiko Zugang zu den Daten bekommen kann."

QRONITON ist browserbasiert, es muss also keine App installiert werden.
Dadurch können Nutzerinnen und Nutzer sicher sein, dass keine Daten im
Hintergrund gesammelt werden. Darüber, ob und wie viele QR-Codes sie
scannen, können sie selbst entscheiden. Auch an Nutzerinnen und Nutzer
ohne Smartphone wurde gedacht: sie können einen persönlichen QR-Code
ausdrucken und von Standortbetreibern scannen lassen.

Testlauf an der TUM

In den vergangenen Wochen wurde das System an der TUM getestet und
optimiert. Zahlreiche QRONITON QR-Codes hängen bereits im Gebäude der
Fakultäten für Mathematik und Informatik. "In dieser Testphase konnten wir
herausfinden, welche Features sinnvoll sind und das System so optimieren,
dass es auf möglichst vielen Mobiltelefonen funktioniert", sagt Schlamp.
Das Projekt wurde intensiv von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
des Munich Center for Technology in Society (MCTS) der TUM begleitet. Im
Fokus standen dabei Fragen zur Akzeptanz solcher Systeme. Außerdem wurde
sichergestellt, dass QRONITON vereinbar mit der deutschen
Datenschutzgrundverordnung ist.

"Das System ist mittlerweile startklar für den Einsatz im Alltag", sagt
Carle. "Wir sind auch schon mit Gesundheitsämtern und dem Robert
Koch-Institut in Kontakt. Das Landratsamt München mit dem für den Standort
Garching zuständigen Gesundheitsamt hat bereits Zugang zu dem System. Ich
würde mir wünschen, dass die Politik unseren Vorschlag aufgreift und die
Rahmenbedingungen für einen weiträumigen Einsatz schafft." Sinnvoll wäre
ein Einsatz überall dort, wo sich viele Personen gemeinsam aufhalten und
an denen die Möglichkeit einer Infektion mit dem Coronavirus besteht.
Neben Restaurants und Friseursalons wären das beispielsweise auch
Fitnessstudios, Kinos, öffentliche Einrichtungen und Kirchen."

Ergänzung zur Bluetooth-basierten Corona-App

In Kürze will Bundesgesundheitsminister Jens Spahn eine offizielle
Corona-Warn-App vorstellen. Diese erfasst mittels Bluetooth, wenn sich
Nutzerinnen und Nutzer der App auf eine bestimmte Distanz nähern. "So eine
dezentrale Bluetooth-basierte Lösung und unser QR-Code-System haben
individuelle Stärken", sagt Georg Carle. "Die Bluetooth-App ist sinnvoll,
um individuelle Warnungen zu verschicken und funktioniert auch, ohne dass
Nutzerinnen und Nutzer aktiv scannen müssen. Wir wollen dagegen
Gesundheitsämtern das Contact Tracing erleichtern und gleichzeitig
Restaurants und anderen Einrichtungen und deren Besuchern eine einfache
und datenschutzkonforme Möglichkeit bieten, ihren Dokumentationspflichten
nachzukommen - und vielleicht auch andere dazu ermuntern, eine freiwillige
Tracing-Möglichkeit anzubieten."


Publikationen:

Detaillierte Informationen zur Funktionsweise von QRONITON und zum
Verschlüsselungsprinzip sind auf der Website https://qroniton.eu
aufgeführt. Die Anwendung ist in JavaScript verfasst und der 
JavaScript-Programmcode über den Browser auch direkt einsehbar.

Mehr Informationen:

Der IT-Dienst wird von der Leitwert GmbH für die TUM in Form einer
Auftragsverarbeitung erbracht.

Im April hatte ein interdisziplinäres Forschungsteam der TUM bereit ein
Modell für eine datenschutzsichere Contact-Tracing-App auf Bluetooth-Basis
vorgestellt.

Lehrstuhl für Netzarchitekturen und Netzdienste:

https://www.net.in.tum.de/

Munich Center for Technology in Society:

https://www.mcts.tum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/953: Trödelministerin Karliczek präsentiert Alibi-Nothilfe statt notwendiger BAföG-Öffnung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Juni 2020

Trödelministerin Karliczek präsentiert Alibi-Nothilfe statt notwendiger BAföG-Öffnung



Zum morgigen Start der "Corona-Nothilfe" für Studierende erklärt Kai
Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Fast auf den Tag genau drei Monate nach dem Corona-Lockdown kommt
Trödelministerin Karliczek mit einer Alibi-Nothilfe für Studierende um
die Ecke. Die Ministerin war weder zu einer Soforthilfe in der Lage
noch zu einer Nothilfe, die diesen Namen auch verdient. Offenbar
unterschätzt sie die pandemiebedingte reale Notlage vieler
Studierender konsequent. Ihrem Auftrag als Ministerin für Bildung und
Chancengerechtigkeit wird Karliczek damit einmal mehr nicht gerecht.

Die Nothilfe ist vollkommen unzureichend: Erst bei weniger als 500
Euro auf dem Konto gelten Studierende überhaupt als bedürftig. Wer
noch 300 Euro hat, kann 200 Euro dazu beantragen. Dabei lagen schon
2016 die monatlichen Lebenshaltungskosten für Studierende im
Durchschnitt bei 819 Euro. Die 100 Millionen Euro Nothilfe werden
keinesfalls für alle Studierenden ausreichen, die coronabedingt in Not
geraten sind. Bisher haben 40 Prozent der drei Millionen Studierenden
ihren Nebenjob verloren, mehr als ein Fünftel ist nicht mehr in der
Lage, Rechnungen und Miete pünktlich zu zahlen. Wer eine Alibi-
Nothilfe für wenige auf den Weg bringt, riskiert sehenden Auges
massenhaften Studienabbruch - das ist unverantwortlich. Eine
vorübergehende Öffnu ng des BAföG war und wäre die richtige Antwort
auf die Corona-Krise.

Die Trägheit der Ministerin, ihre Ausflüchte gegen eine Öffnung des
BAföG und die unzureichende Alibi-Nothilfe bedrohen den Studienerfolg
von hunderttausenden Studierenden. Die nehmen die Unfähigkeit der
Bundesbildungsministerin nicht länger hin. Am 20. Juni werden sie zu
Recht erneut auf die Straße gehen und lautstark für eine echte
Nothilfe demonstrieren. Notwendig ist eine Politik, die dafür sorgt,
dass die junge Generation nicht zur Verliererin der Coronakrise wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/893: Rechtswidrige US-Sanktionen dürfen nicht unbeantwortet bleiben

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2020

Rechtswidrige US-Sanktionen dürfen nicht unbeantwortet bleiben



Anlässlich der Autorisierung von US-Sanktionen gegen Mitarbeiter des
Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) durch US-Präsident Donald
Trump erklären Katja Keul, Sprecherin für Rechtspolitik, und Jürgen
Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Als Reaktion auf Ermittlungen zu möglichen Kriegsverbrechen in
Afghanistan hat US-Präsident Donald Trump Sanktionen gegen Mitarbeiter
des Internationalen Strafgerichtshof genehmigt. Das ist eine weitere
Eskalation von der Nicht-Mitgliedschaft im IStGH zum offenen Angriff
auf das Völkerrecht. Unter Trump leidet damit nicht nur das
multilaterale System, sondern auch die Opfer schwerer
Menschenrechtsverletzungen, die auf dieses System hoffen.

Die Ermittlungen des IStGH in Afghanistan sind ein großer Fortschritt.
Dort ist eine Reihe von Staaten militärisch aktiv, die Mitglieder des
IStGH sind. Dass mögliche Taten des Nicht-Mitglieds USA nicht
angeklagt werden können, heißt nicht, dass mögliche Straftaten der
Internationalen Truppen in Afghanistan nicht aufgeklärt werden dürfen.
Noch im Irakkrieg und bei der Verantwortung des damaligen britischen
Premiers Tony Blair war der IStGH sehr zurückhaltend. Dass sich dies
nun ändert, ist erfreulich.

Die Bundesregierung und insbesondere Bundesaußenminister Heiko Maas
müssen sich aus diesem Anlass fragen lassen, was sie unternehmen, um
Bürger und Unternehmen gegen rechtswidrige US-Sanktionen zu schützen.
Europäer müssen endlich wirksam gegen den permanenten Rechtsbruch
durch unilaterale Sanktionen der USA geschützt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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SICHERHEIT/998: SIPRI-Jahrbuch - Wir brauchen dringend neue Impulse für die nukleare Abrüstung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Juni 2020

Das SIPRI-Jahrbuch zeigt: Wir brauchen dringend neue Impulse für die nukleare Abrüstung



Zum neuen Jahrbuch des Friedensforschungsinstituts SIPRI erklärt Katja
Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Dass das renommierte Friedensforschungsinstitut das Thema Atomwaffen
dieses Jahr ins Zentrum stellt, zeigt noch einmal die Notwendigkeit
atomarer Abrüstung. Umso unverständlicher ist es, dass die
Bundesregierung auf diese brisante sicherheitspolitische Lage nicht
reagiert, sondern in der Frage der Atomabrüstung alles beim Alten
belässt.

Die Atomwaffen in Deutschland sind für die Bundesregierung kein Thema.
Anstatt auf Abrüstung zu setzen, will die Bundesregierung durch die
Beschaffung neuer Trägersysteme die deutsche Teilhabe am Einsatz von
Atomwaffen unbefristet verlängern.

Die Bundesregierung muss sich von ihrer Zuschauerrolle verabschieden.
Jetzt ist ein energisches Eintreten für atomare Abrüstung nötig. Dazu
würde als erster Schritt der Abzug der Atomwaffen aus Deutschland
gehören. Die Schlussfolgerung daraus ist: Die Bundesregierung darf
keine neuen atomwaffenfähigen Flugzeuge beschaffen.

Außenminister Maas muss endlich wirksame Impulse für die atomare
Abrüstung ergreifen und den Verbotsvertrag unterstützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1920: Welt braucht anderen Umgang mit Plastik

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Juni 2020

Welt braucht anderen Umgang mit Plastik



Zu der aktuellen Berichterstattung über Plastikmüll in der Umwelt
erklären Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik, und Steffi
Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Die immer neuen Berichte über riesige Mengen von Plastik-Einträgen in
die Umwelt rufen uns in Erinnerung: Die Welt braucht einen anderen
Umgang mit Plastik. Auch die Bundesregierung muss hier mehr
Verantwortung übernehmen.

Deutschland ist weiterhin das EU-Schlusslicht beim Vermeiden von
Verpackungsabfällen. Wo viel Müll anfällt, kann auch viel Müll in die
Umwelt gelangen. Wir erwarten deshalb von der Bundesregierung
weiterhin einen gesetzlich verankerten Plan zur Reduzierung von
Plastikabfällen.

Die Bundesregierung muss ihr Engagement auf internationaler Ebene
verstärken und eine Plastikkonvention unter dem Dach der Vereinten
Nationen vorantreiben. Ziel eines globalen Abkommens muss es sein,
verbindliche Abfallreduktionsziele zu definieren und den Eintrag von
Plastik in unsere Meere und Umwelt vollständig zu stoppen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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ARBEIT/1931: Arbeit hat einen Wert - Mindestlohn jetzt deutlich erhöhen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juni 2020

Arbeit hat einen Wert - Mindestlohn jetzt deutlich erhöhen



"Wir freuen uns, dass unsere Forderung nach einem Mindestlohn von
zwölf Euro so breiten Zuspruch in der Gesellschaft findet. Die
'Geiz-ist-geil-Mentalität' hat sich ein für alle Mal überholt und
Dumpinglöhne dürfen nicht länger ein Geschäftsmodell in unserem Land
sein", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag, eine Umfrage, in der sich eine
Mehrheit der Befragten für eine Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns
auf zwölf Euro ausspricht. Ferschl weiter:

"In Zeiten der Corona-Pandemie kommt einem Effekt eines höheren
Mindestlohns besondere Bedeutung zu: Jeder Euro mehr fließt direkt in
den Konsum, stärkt also die Binnennachfrage und somit die Konjunktur.
Eine Nullrunde wäre ökonomisch kontraproduktiv. Rufen aus der CDU nach
einer Absenkung des Mindestlohns erteilen wir eine klare Absage. Bei
Unternehmen, die bedingt durch die Pandemie schwere Umsatzeinbußen
verzeichnen, leistet der Staat direkte Hilfe. Eine Dämpfung der
Nachfrage durch unzureichende Löhne verschärft hingegen die Probleme.
Es ist nicht die Aufgabe der Lohnpolitik, pandemiebedingte
Umsatzeinbußen abzufedern.

DIE LINKE wird kommende Woche einen Antrag in den Bundestag
einbringen, um den gesetzlichen Mindestlohn in einem Schritt auf zwölf
Euro ab 2021 anzuheben. Denn Arbeit hat einen Wert. Die unterste
Haltelinie in unserem Lohngefüge muss armutsfest und existenzsichernd
sein. Das erspart den Menschen Hartz IV. Ein Mindestlohn von zwölf
Euro stärkt aber auch eine angemessene Tarifentwicklung, insbesondere
in den unteren Tarifgruppen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Juni 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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AUSSEN/2002: Türkische Angriffe auf Flüchtlingsdörfer im Norden des Irak verurteilen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Juni 2020

Türkische Angriffe auf Flüchtlingsdörfer im Norden des Irak verurteilen



"DIE LINKE verurteilt die Angriffe der türkischen Armee auf zivile
Ziele im Norden des Irak und fordert einen sofortigen Stopp der
Militäroffensive 'Adlerklaue'. Die Bundesregierung muss die Aggression
des NATO-Partners Türkei klar und deutlich verurteilen und
Konsequenzen ziehen. Die Türkei darf nicht länger durch
Wirtschaftshilfen und Waffenlieferungen aus Deutschland unterstützt
werden", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und Obfrau der
Fraktion DIE LINKE im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Die türkischen Bombardements im Nachbarland Irak sind ein Akt der
Aggression und völkerrechtswidrig. Erdogans Angriffe auf Überlebende
des IS-Terrors in jesidischen Dörfern der Sindschar-Region und das
kurdische Flüchtlingslager Machmur, in dem rund 12.000 Menschen unter
dem Schutz des UNHCR leben, sind auch ein direkter Angriff auf die
Vereinten Nationen. Die Bundesregierung muss das ebenso rechtswidrige
wie rücksichtslose Vorgehen der türkischen Armee in aller Schärfe
verurteilen und erneute Massenvertreibungen durch Erdogans Truppen wie
im Norden Syriens verhindern helfen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Juni 2020
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BILDUNG/963: Karliczeks Selbstinszenierung ist keine Hilfe

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Juni 2020

Karliczeks Selbstinszenierung ist keine Hilfe



"Die Selbstinszenierung von Anja Karliczek als Krisenretterin der
Studierenden ist blanker Hohn", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf die Überbrückungshilfe für Studierende in akuter Notlage. Gohlke
weiter:

"Die Bundesbildungsministerin hat alle Hilferufe der Betroffenen und
die Forderung der LINKEN nach einem Drei-Milliarden-Euro-Sozialfonds
beharrlich ignoriert. Nach über drei Monaten werden die Studierenden
nun vor die schlechte Wahl zwischen Miniunterstützung und
KfW-Schuldenfalle gestellt. Und mit dem Antragsbeginn ist immer noch
nicht gesagt, wann die 100 Millionen Euro Nothilfemittel überhaupt
fließen. Zumal diese mitnichten ausreichen. Von 500 Euro pro Kopf alle
monatlichen Lebenshaltungskosten zu zahlen, ist schier unmöglich. Das
müsste sogar Frau Karliczek einleuchten.

Ich kann die Studierenden nur ermuntern, kommenden Samstag ihre Not
und Wut direkt vor das Bundesbildungsministerium in Berlin zu tragen.
Denn was Anja Karliczek abzieht, stellt eine gesamte
Hochschulgeneration vor die existenzielle Frage von Verschuldung oder
Studienabbruch. Damit wird vor allem die Chancengleichheit von
Studierenden aus Arbeiterfamilien massiv beeinträchtigt. Um diesen
Irrweg zu stoppen und Bildungsgerechtigkeit in Taten umzusetzen,
brauchen wir umgehend eine Reform des BAföG, damit es zu einem
existenzsichernden Instrument wird, das viel mehr Menschen erreicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Juni 2020
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RECHT/638: Amthorgate - Politik darf nicht käuflich sein

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Amthorgate: Politik darf nicht käuflich sein



Zur Debatte um die Lobbytätigkeit des CDU-Bundestagsabgeordneten
Philipp Amthor und die Einführung eines verpflichtenden Lobbyregisters
sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Bundestag, Regierung, Justiz - die Staatsgewalt darf nicht käuflich
sein, sonst steht die Demokratie in Frage. Sie muss auch jeden
Anschein von Käuflichkeit vermeiden.

Der Amthorgate-Skandal wirft ein ungünstiges Licht auf den Bundestag.
Philipp Amthor sollte Konsequenzen aus seinen Verfehlungen ziehen und
sein Mandat abgeben. Wichtiger aber sind die Konsequenzen, die der
Bundestag für seine eigene Arbeit ziehen muss.

Warum durfte Philipp Amthor im Direktorium einer Firma sitzen, mit der
er als Abgeordneter zu tun hatte? Warum tauchten die Aktienoptionen,
die er erhielt, nicht in den Berichten über Nebeneinkünfte auf? Die
Antwort auf solche Fragen liegt in der Nachlässigkeit des Bundestages
bei den Regeln für Lobbytransparenz, Nebentätigkeiten und
Korruptionsbekämpfung. Die Linke, aber auch NGOs wie Lobbycontrol,
warnen schon lange vor zu viel Einfluss der Wirtschaft auf
Gesetzgebungsprozesse und zu löchrigen Schutz gegen politische
Korruption.

Politik muss jeden Verdacht ausschließen, sie sei käuflich. Davon sind
wir in Deutschland noch weit entfernt.

Ein verpflichtendes Lobbyregister wäre ein notwendiger erster Schritt
zur Wiederherstellung des Vertrauens in die demokratischen
Institutionen. Es muss ergänzt werden um ein Beschäftigungsverbot für
Lobbyistinnen und Lobbyisten in Bundesministerien und von Abgeordneten
bei Unternehmen und Lobbyorganisationen. Wer an Gesetzen schreibt,
darf nicht gleichzeitig von ihnen profitieren.

Die Nebenverdienste von Abgeordneten müssen inklusive aller geldwerten
Leistungen, einschließlich Aktienoptionen, auf Euro und Cent
veröffentlicht werden.

Abgeordnetenbestechung muss wirksam unter Strafe gestellt werden. Wer
Gegenleistungen für Handlungen oder Unterlassungen im Zusammenhang mit
der Ausübung des Abgeordneten-Mandats annimmt, gehört bestraft.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Bundesgeschäftsstelle
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WIRTSCHAFT/2275: Keine Belohnung für Vertragsbruch

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Juni 2020

Keine Belohnung für Vertragsbruch!



"Jetzt die Mobilfunkbetreiber mit einer Milliarde Euro von ihren
vertraglichen Verpflichtungen zu entlasten, ist eine
Steuerverschwendung sondergleichen. Die vielen Mobilfunklöcher in
Deutschland sind nicht erst seit gestern ein Ärgernis. Die
Mobilfunkbetreiber haben sich vertraglich verpflichtet, sie zu
schließen. Jetzt schon in den Entwurf der Abschlusserklärung zum
Mobilfunkgipfel zu schreiben, dass man sie aus dieser Verantwortung
zumindest teilweise zu entlassen gedenkt, stellt einen neuerlichen
Skandal aus dem Hause Scheuer dar", kommentiert Klaus Ernst,
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE und
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Energie im Deutschen
Bundestag, Medienberichte im Vorfeld des morgigen Mobilfunkgipfels
über Pläne des Verkehrsministeriums, 1,1 Milliarden Euro für den
Mobilfunkausbau bereitzustellen. Ernst weiter:

"Statt mit den Telekommunikationskonzernen Klartext zu reden und sie
an ihre vertraglichen Pflichten zu erinnern, knickt Scheuer ein und
belohnt letztlich die Verzögerungstaktik der Unternehmen. Dabei wären
eigentlich Schadensersatzforderungen angebracht, wenn die vertraglich
vereinbarte Abdeckung von 99 Prozent der Haushalte bis Ende dieses
Jahres nicht eingehalten wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Juni 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9916: Heute im Bundestag Nr. 609 - 15.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 609

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 14.34 Uhr

1. Geteiltes Echo auf Entsendegesetz-Novelle

2. Kampagne zu Grundrechtsbeschränkung

3. Bilanz des ISF-Projekts Spectre

4. Transport von Nutztieren

5. Forstliche Versuchsflächen

6. Pflanzenschutzmitteldatenbank des BVL



1. Geteiltes Echo auf Entsendegesetz-Novelle

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Auf ein geteiltes Echo ist bei Experten der
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Novellierung des
Arbeiternehmer-Entsendegesetzes gestoßen. In einer Anhörung des
Ausschusses für Arbeit und Soziales am Montag kamen die Fachleute
teils zu sehr unterschiedlichen Urteilen. Die Vertreter der
Gewerkschaften kritisierten unter anderem, die Vorlage werde den
politischen Zielsetzungen nicht gerecht, für eine Gleichbehandlung von
inländischen und ausländischen Arbeitnehmern sowie einen fairen
Wettbewerb zu sorgen. Vertreter der Arbeitgeberverbände hingegen
befürchten, die geplante Neuregelung könne zu mehr Bürokratie führen
und so die Entsendung von Arbeitnehmern für deutsche Unternehmen
insgesamt erschweren.

Ziel des Gesetzentwurfs der Bundesregierung (19/19371) ist die
Umsetzung der EU-Entsenderichtlinie in deutsches Recht. Bundesweite
allgemeinverbindliche Tarifverträge sollen nicht mehr nur im
Baugewerbe gelten, sondern in allen Branchen nach dem
Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf Arbeitgeber mit Sitz im Ausland
angewendet werden, wenn diese Arbeitnehmer im Inland beschäftigen.
Neben dem Gesetzentwurf lagen der Anhörung auch Anträge der FDP
(19/259) und der Fraktion Die Linke (19/19259) zugrunde.

Besonders strittig bewertet wurde in der Anhörung unter anderem, dass
regionale Tarifverträge nicht vom Gesetzentwurf erfasst werden sollen.
So betonte Nadine Absenger vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), dass
die regionalen Tarifverträge ihre Wirkung bislang nur bei
Langzeitentsendungen entfalten würden. "Das ist eine Einschränkung der
EU-Entsenderichtlinie", ergänzte sie. Darüber hinaus wertete sie es
als problematisch, dass der Entwurf nur die Erstreckung auf drei
Entgeltstufen vorsehe. Eine solche Regelung sei geeignet, Lohndumping
Vorschub zu leisten.

Roland Wolf von der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA) vertrat hingegen die Auffassung, bei
kurzzeitigen Entsendungen von weniger als 12 bis 18 Monaten sei es
"sogar unzulässig, regionale Tarifverträge zu erstrecken". Die
EU-Richtlinie schreibe nur Entgelttarifverträge in dieser Phase vor,
wenn "sie zwingend verbindlich seien".

Dieser Einschätzung widersprach Franz Josef Düwell, ehemaliger
Vorsitzender Richter am Bundesarbeitsgericht: Die regionalen
Tarifverträge seien sehr wohl mit dem deutschen System vereinbar, da
die Tarifautonomie es zulasse, an den Betriebssitz ebenso anzuknüpfen
wie an den Arbeitsort. Werde letzteres ausgeschlossen, sei dies ein
"unzulässiger Eingriff in die Tarifautonomie", betonte Düwell.

Dem widersprach Martin Franzen, Arbeitsrechtler an der Universität
München. Er wies darauf hin, dass die EU-Richtlinie grundsätzlich auf
"allgemeinverbindliche Tarifverträge" abstelle. In Deutschland sei die
Anknüpfung an Bundestarifverträge, und damit der Ausschluss regionaler
Verträge, geltendes Recht. "Dies hat die EU-Kommission nie bemängelt"
und zeige, dass die EU-Entsenderichtlinie nicht dazu zwinge, regionale
Verträge zu erfassen, so Franzen. Allerdings schließe sie es auch
nicht aus, räumte er ein.

Einen anderen Kritikpunkt brachte Indra Harder, Gesamtmetall -
Gesamtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- und
Elektro-Industrie, an. Sie äußerte die Befürchtung, die geplante
Novelle werde mit ihren Regelungen zu zeitlichen Ausnahmen und
Beschränkungen für mehr Bürokratie sorgen.

 * 

2. Kampagne zu Grundrechtsbeschränkung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP fordert in einem Antrag (19/19880) eine
Aufklärung- und Informationskampagne zu den Grundrechtsbeschränkungen
im Zuge der Corona-Pandemie. Diese soll dem Antrag zufolge bei der
Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) in Auftrag gegeben und
altersgerecht, mehrsprachig sowie medienbruch- und barrierefrei
gestaltet werden.

Im Zuge der Maßnahmen zum Gesundheitsschutz seien viele Grundrechte
eingeschränkt, um der Corona-Pandemie zu begegnen und einer
Überlastung des Gesundheitssystems und der staatlichen Institutionen
vorzubeugen. Die Demokratie lebe vom faktengetragenen Streit innerhalb
der Meinungspluralität. Auch wenn Teile der Politik bereits von einer
"Neuen Normalität" sprechen würden, seien die derzeitigen
Einschränkungen von Grundrechten alles andere als "normal". Sie seien
vielmehr in der Geschichte der Bundesrepublik ohne Beispiel. Die bpb
sei als unabhängige und ausgewogene Institution von hoher Akzeptanz in
der Bevölkerung getragen. In Zeiten von geschlossenen
Bildungseinrichtungen und starker Einschränkungen des öffentlichen
Lebens sei der demokratische Streit und der öffentliche Austausch von
Positionen erschwert, aber umso wichtiger.

 * 

3. Bilanz des ISF-Projekts Spectre

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um eine Bilanz des aus Mitteln des EU-Fonds Innere
Sicherheit (ISF) geförderten Projekts "Spectre" geht es in der Antwort
der Bundesregierung (19/19799) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/19238). Zielsetzung des ISF-Projekts war danach die
Identifizierung und Zerschlagung von mindestens 50 "Organisierten
Kriminellen Gruppen" und die Sicherstellung von Vermögenswerten in
Höhe von mindestens zwei Millionen Euro.

"Diese Ziele wurden erreicht", heißt es in der Antwort weiter. Im
Rahmen des Projekts "Spectre" seien durch die beteiligten
Mitgliedsstaaten insgesamt 78 operative Maßnahmen unterstützt sowie
bislang 50 mobile OK-Gruppen zerschlagen worden. Deutschland sei dabei
an 14 Maßnahmen beteiligt gewesen, die zu 75 Festnahmen und zur
Beschlagnahme von zirka 6,4 Millionen Euro geführt haben. Da einige
der operativen Maßnahmen noch nicht abgeschlossen seien, "könnten sich
noch Veränderungen - auch hinsichtlich der Zahl der
Verdächtigen/Beschlagnahmesummen - ergeben".

 * 

4. Transport von Nutztieren

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung sieht keinen Grund ein
Moratorium für Lebendtiertransporte in Drittländer zu initiieren,
schreibt sie in der Antwort (19/19718) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/19301). Die Fragesteller sehen die Regelungen
der Verordnung (EG) 1/2005 über den Schutz von Tieren beim Transport
als derzeit nicht gesichert und haben sich nach einem Stopp der
Lebendtiertransporte erkundigt. Die Bundesregierung verweist auf die
Zuständigkeit der Länder, die die Vorgaben der Verordnung ausreichend
überwachen, "zusätzliche Maßnahmen sind nicht erforderlich". Im Jahr
2018 wurden rund 42.000 Zuchtrinder in den Nahen Osten und
Zentralasien exportiert, im letzten Jahr waren es nach vorläufigen
Zahlen etwa 22.000 Rinder. Ob und aus welchen Gründen
Veterinärbehörden Genehmigungen für Lebendtierexporte verweigert
hätten, sei der Bundesregierung nicht bekannt. Das Bundesamt für
Güterverkehr (BAG) kontrolliere nicht auf Grundlage des
Tierschutzrechts, sodass lediglich Zufallsfunde übermittelt werden
können. Die Zahl der Kontrollen ist von 972 (2011) auf 225 (2019)
gesunken.

 * 

5. Forstliche Versuchsflächen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Das Thünen-Institut (TI) für Forstgenetik betreut
340 aktive Versuchsflächen, die zusammen 321,5 ha umfassen. Etwa die
Hälfte der Fläche werde für Herkunftsversuche genutzt, rund ein
Viertel für Einzelbaum-Nachkommenschaftsprüfungen, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/19705) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/19296). Dabei arbeite das TI regelmäßig mit den
forstlichen Versuchsanstalten der Länder zusammen. Neben gemeinsamen
Programmen und Drittmittelprojekten beteiligt sich das TI an der
Arbeitsgemeinschaft der Länderinstitutionen für Forstpflanzenzüchtung
(ARGE). In der kommenden Bundeswaldinventur wird der Bund ebenfalls
eng mit den Ländern zusammenarbeiten, um ein forstgenetisches
Monitoring der Hauptbaumarten Fichte, Kiefer, Buche und Eiche
durchzuführen. Die Länder unterhalten zudem Versuchsflächen mit
Nebenbaumarten, etwa Esche, Robinie, Douglasie, Pappel.

Nach Angaben der Bundesregierung musste das Thünen-Insitut in den
vergangen zehn Jahren etwa 15 ha Versuchsfläche aufgeben, weil durch
zu hohe Pflanzenverlusten keine wissenschaftliche Auswertung mehr
möglich war. Gründe für das Baumsterben seien vor allem Schäden durch
Trockenheit, Borkenkäferbefall, Pilzbefall oder Sturmschäden.
Allerdings führen auch Baumaßnahmen und Personalreduktion zu einem
Rückgang der forstlichen Untersuchungsflächen. Bei der Neuanlage von
Versuchsflächen gebe es zudem einen Engpass bei der "Verfügbarkeit von
Waldflächen, die den Anforderungen des Versuchswesens genügen".

 * 

6. Pflanzenschutzmitteldatenbank des BVL

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) stellt maschinenlesbare
Pflanzenschutzzulassungsdaten generell kostenfrei zur Verfügung. Das
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/19679) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19293). Die Fragesteller wollten
wissen, warum die Zulassungsdaten in einer Internetdatenbank kostenlos
abgerufen werden können, die direkte Ausgabe als Datenbankformat
allerdings ein kostenpflichtiges Abonnement benötigt. Nach Angaben der
Bundesregierung beinhalten beide Bereitstellungsformen dieselben
maschinenlesbaren Daten (u.a. Anwendungsgebiete, Zulassungsende,
Anwendungsbestimmungen, Wirkstoffgehalte). Über das
Fachinformationssystem für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (FIS-VL) können angeschlossene Behörden
kostenfrei direkt auf die Datenbank zugreifen. An Verbesserungen der
Ausgabeform werde im Rahmen der Initiative Tech4Germany gearbeitet.
Die optimierte Pflanzenschutzmitteldatenbank soll besonders den
landwirtschaftlichen Unternehmen nutzen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9915: Heute im Bundestag Nr. 608 - 15.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 608

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 12.29 Uhr

1. Immer mehr Firmen mit älteren Inhabern

2. Keine Währungsreform geplant

3. Aufhebung der Binnengrenzkontrollen

4. Waldschäden in Deutschland

5. Überprüfung der Coronahilfen

6. Rückzahlung von Coronahilfen

7. Ökolandbau in der Ackerbaustrategie



1. Immer mehr Firmen mit älteren Inhabern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung prüft in enger Abstimmung mit
den Ländern die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Erbschafts- und
Schenkungsvorgänge bei Unternehmen. Wie die Regierung in ihrer Antwort
(19/19763) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19350) weiter
schreibt, sei das Bundesministerium der Finanzen mit den Ländern
darauf bedacht, unverhältnismäßige Folgen für die Unternehmen mit
Blick auf die Dauer der Corona-Krise zu vermeiden.

Nach Angaben der Regierung ist der Nachfolgebedarf in
mittelständischen Unternehmen hoch und werde zunehmen. "Die Zahl der
Unternehmen mit älteren Inhaber/innen steigt seit geraumer Zeit
kontinuierlich an und liegt weit über früher üblichen Werten.
Gegenwärtig sind 44 Prozent 55 Jahre oder älter. Zum Vergleich: Im
Jahr 2002 waren es lediglich 20 Prozent. In absoluten Zahlen
ausgedrückt sind das etwas über 1,5 Mio. Unternehmensinhaber",
erläutert die Regierung.

 * 

2. Keine Währungsreform geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat keine Notfallpläne zur
Gewährleistung einer schnellen Währungsreform, beispielsweise zur
Wiedereinführung einer Deutschen Mark. In einer Antwort (19/19745) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/19378) heißt es weiter, die
Regierung stelle keinerlei Überlegungen bezüglich einer Währungsreform
an.

 * 

3. Aufhebung der Binnengrenzkontrollen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Einschränkungen des Grenzverkehrs und europäische
Freizügigkeit in Zeiten der Corona-Pandemie" sind Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/19776) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/19377). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, sind die vorübergehend wiedereingeführten
Binnengrenzkontrollen zu Luxemburg zum 15. Mai 2020 ausgelaufen.
"Sofern das Infektionsgeschehen es zulässt, ist vorgesehen, die
vorübergehend wiedereingeführten Binnengrenzkontrollen am 15. Juni
2020 auch zu den übrigen Staaten aufzuheben", heißt es in der Antwort
vom 3. Juni weiter. Darin verweist die Bundesregierung zudem darauf,
dass mit Wirkung vom 16. Mai 2020 alle grenzüberschreitenden
Verkehrswege im Rahmen des deutschen Grenzregimes wieder geöffnet
seien.

 * 

4. Waldschäden in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Für das "Fernerkundungsbasierte Nationale
Erfassungssystem Waldschäden (FNEWs)" werden derzeit Verträge mit den
Entwicklungspartnern erarbeitet. Das schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/19710) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/19313). Das System soll künftig Waldschäden direkt auf der
Bundesebene erfassen, bisher geben die Länder Auskunft über die
Schadflächen im jeweiligen Bundesland. Geschädigte Waldflächen
verlieren lebende Biomasse, sodass die Kohlenstoffbindung für einige
Jahrzehnte vermindert wird. Die Auswirkungen der derzeitigen
Waldschäden auf das Klimaschutzziel können nach Angaben der
Bundesregierung allerdings erst mit der Bundeswaldinventur 2022
quantifiziert werden. Neben Deutschland seien weitere
mitteleuropäische Länder vom Waldsterben stark betroffen, etwa
Tschechien, die Slowakei und Österreich.

 * 

5. Überprüfung der Coronahilfen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Länder haben rund 2.500 Strafanzeigen wegen
Subventionsbetrug gestellt, bisher laufen etwa 2.300
Ermittlungsverfahren. Zum jetzigen Zeitpunkt gebe es allerdings keine
belastbaren Zahlen über die Gesamtauszahlungen der
Corona-Soforthilfen, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung
(19/19712) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19311). Ein
Abschlussbericht soll bis spätestens 31. März 2021 vorgelegt werden
und über die Bewilligungen, Ablehnungen, Auszahlungen und
Rückforderungen der Hilfsgelder informieren. Getätigte Zahlungen
werden von den Ländern stichprobenartig und verdachtsabhängig geprüft.
Bei Verstößen werde der Bewilligungsbescheid aufgehoben und der
Begünstigte aufgefordert, die gewährte Soforthilfe zurückzuzahlen.
Zahlungen auf ausländische Konten erfolgten den Angaben zufolge in
fünf Bundesländern, insgesamt wurden 52 Überweisungen getätigt. Der
Abgleich von Steuernummern und Kontoverbindungen mit den Finanzämtern
finde nur zum Teil statt, maßgeblich seien die jeweiligen
Durchführungsverfahren der Länder.

 * 

6. Rückzahlung von Coronahilfen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Soforthilfen für Soloselbstständige und kleine
Unternehmen werden durch Verwaltungsakte bewilligt, sodass bei
Streitigkeiten der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/19711) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/19309). Die Abgeordneten wollten wissen, wie
fälschlich ausgezahlte Soforthilfen zurückgefordert werden können.
Nach Angaben der Bundesregierung würden hierfür die
Bewilligungsbescheide geändert oder aufgehoben, es gälten dabei die
jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften. Die Auszahlung der
bewilligten Beihilfen selbst sei allerdings kein Verwaltungsakt,
sondern als Erfüllungshandlung ein Realakt. Sofern zurückgeforderte
Leistungen nicht gezahlt werden, liege es an den Ländern,
entsprechende Vollstreckungsmaßnahmen einzuleiten. Derzeit gebe es
keine validen Rückmeldungen zu Fällen von Überkompensation, die
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen habe den
Strafverfolgungsbehörden bis Mitte Mai allerdings etwa 3.600 Meldungen
mit Hinweisen auf ein betrügerisches Erlangen von Soforthilfen
gegeben.

 * 

7. Ökolandbau in der Ackerbaustrategie

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die FDP-Fraktion interessiert sich für das Ziel der
Ackerbaustrategie, eine Ökolandbau-Quote von 20 Prozent bis 2035 zu
erreichen. In einer Kleinen Anfrage (19/19489) wollen die Abgeordneten
von der Bundesregierung wissen, wie sich die durchschnittliche
Förderung von Ökobauern entwickelt hat und welche Flächen derzeit
ökologisch bewirtschaftet werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9914: Heute im Bundestag Nr. 607 - 15.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 607

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. Barrierefreie Umrüstung von Sportstätten

2. Entwicklung der Schwimmkompetenz

3. Situation im Gütertransportsektor erfragt

4. Unbesetzte Planstellen in BMVI-Behörden

5. Umsetzungsstand wichtiger Bahnprojekte

6. Folgen der Corona-Krise für Luftverkehr



1. Barrierefreie Umrüstung von Sportstätten

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Da es aktuell keinen flächendeckenden
Sportstättenatlas für alle Sportstätten in Deutschland gibt, kann laut
Bundesregierung zu einem etwaigen Finanzbedarf für eine barrierefreie
Umrüstung keine Aussage getroffen werden. Das geht aus der Antwort
(19/19466) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17706) hervor.
Die Bundesregierung verfüge daher über keine Kenntnis, "in welchem
Zeitrahmen eine komplett barrierefreie Umgestaltung aller deutschen
Sportstätten realisierbar wäre", heißt es in darin weiter.

Zur Beantwortung der Frage, ob die Bundesregierung ein eigenständiges
Förderprogramm für barrierefreie Sportstätten plant, wird mitgeteilt:
Länder, Kommunen und Verbände konstatierten seit Jahren den hohen
Sanierungsbedarf bei Sportstätten bundesweit. Vor diesem Hintergrund
sei die Bereitstellung von Bundesmitteln für die Sanierung von
Sportstätten gemäß Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2021 und zum
Finanzplan bis 2024 im Rahmen einer Erhöhung der Bundesmittel für die
Städtebauförderung beabsichtigt. Die Details der Umsetzung, vor allem
auch zur möglichen Höhe und Ausgestaltung der städtebaulichen
Förderung, seien im Rahmen des weiteren Aufstellungsverfahrens zum
Bundeshaushalt 2021 zu klären, schreibt die Bundesregierung und macht
zugleich darauf aufmerksam, dass bei der Förderung grundsätzlich auch
das Bauordnungsrecht zu berücksichtigen sei.

Die Gesetzgebungskompetenz für das Bauordnungsrecht, welches unter
anderem die Regelung verbindlicher baulicher Standards auch zur
Barrierefreiheit sowie Fragen des baulichen Bestandsschutzes umfasst,
liege in der alleinigen Zuständigkeit der Länder, heißt es in der
Vorlage. Die Länder würden daher auch darüber entscheiden, welche
DIN-Normen sie ordnungsrechtlich für verbindlich erklären. Der Bund
könne hierzu keine Angaben machen.

 * 

2. Entwicklung der Schwimmkompetenz

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Entwicklungen und Erkenntnisse zur
Schwimmkompetenz" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/19686). Darin erkundigen sich die Abgeordneten bei
der Bundesregierung unter anderem danach, wie sich die Todeszahl nach
Unfällen durch Ertrinken und Untergehen in Deutschland in den letzten
zehn Jahren entwickelt hat. Gefragt wird auch, wie viele Schwimmbäder
in Deutschland für den Schwimmunterricht von Schulen geeignet sind.

 * 

3. Situation im Gütertransportsektor erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "EXIT-Strategie Grenzüberschreitender Güterverkehr"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/19616).
Darin machen die Abgeordneten darauf aufmerksam, dass die Corona-Krise
nicht nur den grenzüberschreitenden Personen-, sondern auch den
Güterverkehr hart getroffen habe. Die Krise erfordere klare,
frühzeitig abgestimmte Schritte, um die Güterwirtschaft aus dem
aktuellen Zustand der Grundversorgung wieder hochzufahren, schreiben
die Abgeordneten. Allerdings lägen vom Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI) bisher keine Maßnahmen vor, wie die
Revitalisierung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs ausgestaltet
werden soll.

Die FDP-Fraktion will nun von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie hoch die Summe der Schadensfälle im
Transportversicherungssektor in den Monaten Februar und März 2020 ist.
Gefragt wird auch, wie viele Unternehmen im Gütertransportsektor pro
Woche Insolvenz anmelden. Zudem erkundigen sich die Parlamentarier, ob
die Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern anstrebt, die
Sonderregelungen für Lkw-Fahrer an Sonn- und Feiertagen über den 30.
Juni 2020 hinaus zu verlängern.

 * 

4. Unbesetzte Planstellen in BMVI-Behörden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Besetzung der Planstellen in den nachgeordneten
Behörden des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19526). Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung
unter anderem nach der Entwicklung der Mitarbeiterzahlen, den
geleisteten Überstunden, den unbesetzten Planstellen und den für
Personal zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln.

 * 

5. Umsetzungsstand wichtiger Bahnprojekte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Umsetzungsstand wichtiger
Schieneninfrastrukturprojekte erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/19527). Die Abgeordneten wollen zudem von der
Bundesregierung wissen, ob die in der laufenden 19. Legislaturperiode
verabschiedeten Planungsbeschleunigungsgesetze ihrer Auffassung nach
eine beschleunigende Wirkung auf die Umsetzung der Projekte haben.

 * 

6. Folgen der Corona-Krise für Luftverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Einbruch der Passagierzahlen im Luftverkehr als
Ergebnis der Corona-Krise und die sich daraus ergebenden Folgen
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19528). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
sich die Fluggastzahlen im ersten Quartal dieses Jahres im Vergleich
zum letzten Jahr entwickelt haben und ob die Regierung von einem
weiteren Rückgang der Passagierzahlen ausgeht. Welche Folgen eine
Anhebung der Luftverkehrsteuer nach Ansicht der Bundesregierung für
die deutsche Luftverkehrsbranche in Zeiten der Corona-Krise hat,
interessiert die Liberalen ebenso.

 * 
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BUNDESTAG/9913: Heute im Bundestag Nr. 606 - 15.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 606

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 10.58 Uhr

1. Mit 6,4 Milliarden Euro in Haftung

2. Zweiter Citytunnel für S-Bahn Hamburg

3. FDP fragt nach Schulden der DB AG

4. FDP fragt nach Insolvenzrisiko der FBB

5. Beklagte Planfeststellungsbeschlüsse

6. Risiken beim Finanzdatenaustausch



1. Mit 6,4 Milliarden Euro in Haftung

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesrepublik Deutschland will im Rahmen eines
kreditfinanzierten Arbeitsmarktprogramms der Europäischen Union mit
bis zu 6,4 Milliarden Euro haften. Mit dem von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Übernahme von
Gewährleistungen im Rahmen des europäischen Instruments zur
vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von
Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss an den
COVID-19-Ausbruch (19/19860) soll die Bundesregierung zur Übernahme
der entsprechenden Gewährleistung ermächtigt werden. Wie es in der
Begründung des SURE-Gewährleistungsgesetzes weiter heißt, soll das
europäische Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der
Minderung von Arbeitslosigkeit zu Risiken in einer Notlage der
Europäischen Union erlauben, Darlehen von bis zu 100 Milliarden Euro
zu den günstigen Finanzierungsbedingungen der Union auszureichen. Die
Empfängerländer könnten diese Mittel verwenden, um Kurzarbeit oder
vergleichbare Maßnahmen sowie unterstützende Maßnahmen im
Gesundheitsbereich zu finanzieren.

Damit die Kredite in dieser Höhe zu vorteilhaften Konditionen vergeben
werden können, seien Garantien der Mitgliedstaaten in Höhe von
insgesamt 25 Milliarden Euro erforderlich, schreibt die
Bundesregierung. Jeder Mitgliedstaat hafte entsprechend seinem Anteil
am Bruttonationaleinkommen der Europäischen Union. Somit würden auf
die Bundesrepublik rund 6,4 Milliarden Euro entfallen.

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleichlautend mit
dem von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachten
Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 19/19494.

 * 

2. Zweiter Citytunnel für S-Bahn Hamburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei den Überlegungen zu einem zweiten Citytunnel für
die S-Bahn Hamburg handelt es sich nach Angaben der Bundesregierung um
einen "Konzeptvorschlag der Gutachter im Rahmen der laufenden
Planungen zum Deutschlandtakt". Für diese Planungen seien keine dem
Projekt zurechenbaren Kosten entstanden, heißt es in der Antwort der
Regierung (19/19644) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/19306). Da die Arbeiten zum Deutschlandtakt noch nicht
abgeschlossen sind, könnten keine belastbaren Aussagen zu einem Beginn
der Planungen oder Baumaßnahmen für den Citytunnel sowie zu möglichen
Tunnelverläufen oder Haltestellen getroffen werden, schreibt die
Regierung. Derzeit werde eine Trassen- und Kostenermittlung für das
Projekt nach der für alle Projekte des Bundesverkehrswegeplans
angewandten standardisierten Methode vorbereitet.

 * 

3. FDP fragt nach Schulden der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Schulden der Deutschen Bahn AG (DB AG) und
ihrer Tochterunternehmen zum Stichtag 26. Mai 2020 erkundigt sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/19529) wollen die
Parlamentarier von der Bundesregierung wissen, wie sie die Entwicklung
der Verschuldung der DB AG bewertet und welche Schlussfolgerungen sie
daraus zieht. Gefragt wird auch, ob die Regierung plant, dem Bundestag
Vorschläge zu unterbreiten, die von ihm festgelegte Schuldenobergrenze
für die DB AG anzupassen.

 * 

4. FDP fragt nach Insolvenzrisiko der FBB

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Finanzplanung und Insolvenzrisiko der Flughafen
Berlin Brandenburg GmbH" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/19687). Die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB)
sei die Betreiberin des zukünftigen Flughafens Berlin Brandenburg, der
im Oktober 2020 den Betrieb aufnehmen soll, schreiben die Liberalen.
Die bautechnischen Probleme, die seit 2012 zu einer mehrfachen
Verschiebung des Eröffnungstermins führten, würden zunehmend durch
eine mögliche finanzielle Schieflage der FBB überschattet, die das
Potential einer Insolvenz in sich bürgen könnte, heißt es weiter. Die
Bundesrepublik Deutschland sei mit einem Anteil von 26 Prozent
Gesellschafterin der FFB. Vor diesem Hintergrund wolle die
FDP-Fraktion in Erfahrung bringen, "welche Erkenntnisse und
Einschätzungen der Bundesregierung zu den Vermögenswerten, der
Finanzplanung und dem Insolvenzrisiko der FBB vorliegen", heißt es in
der Kleinen Anfrage.

Die Bundesregierung wird gefragt, welche Einschätzungen und
Vorausberechnungen ihr zur Entwicklung der Einnahmen und des
Eigenkapitals, des Außenfinanzierungsbedarfes und des
Immobilienvermögens der FBB für die Jahre 2020 bis 2024 "unter
Nichtbeachtung der Effekte durch die SARS-CoV-2-Pandemie" vorliegen.

 * 

5. Beklagte Planfeststellungsbeschlüsse

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach beklagten Planfeststellungsbeschlüssen bei
Bundesverkehrswegen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19661). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, wie viele Aus- und Neubauprojekte mit einem Volumen von mehr
als 75 Millionen Euro in den vergangenen zehn Jahren im Bereich der
Bundesautobahnen realisiert wurden und wie oft dabei der
Planfeststellungsbeschluss beklagt wurde. Die gleiche Fragestellung
bezieht sich auch auf Projekte der Bundesschienenwege und der
Bundeswasserstraßen. Die Liberalen wollen zudem wissen, wie viele
dieser Klagen sich als unbegründet erwiesen hätten und von den
Gerichten daher abgewiesen worden seien. Schließlich wird noch
gefragt, wie viele Klagen gegen Planfeststellungsbeschlüsse von
Umweltverbänden stammten.

 * 

6. Risiken beim Finanzdatenaustausch

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die im Rahmen des automatischen
Informationsaustauschs über Finanzkonten aus dem Ausland erhaltenen
und an das Ausland übermittelten Datensätze und die damit verbundenen
Risiken geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/19807).
Die Bundesregierung soll die Volumina der übermittelten und
empfangenen Daten beziffern. Außerdem wird nach Risiken bei der
Datenübermittlung und nach Problemen wegen Korruption gefragt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2043: Regierungspressekonferenz vom 12. Juni 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 12. Juni 2020

Regierungspressekonferenz vom 12. Juni 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Eröffnung des virtuellen
"Global Forum 2020" des American Jewish Committee, Kabinettssitzung,
Besprechung mit den Regierungschefs und Regierungschefinnen der
Bundesländer, Regierungserklärung im Deutschen Bundestag, Gipfel der
Europäischen Union mit den sechs Ländern der Östlichen Partnerschaft,
Videokonferenz des Europäischen Rats), Kabinettssitzung (Zweites
Corona-Steuerhilfegesetz, Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des
Kraftfahrzeugsteuergesetzes, Bundesprogramm "Überbrückungshilfe für Kleine
und mittelständische Unternehmen, die ihren Geschäftsbetrieb im Zuge der
Corona-Krise ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen müssen"), Logo der
deutschen EU-Ratspräsidentschaft, Nationale Wasserstoffstrategie, Aufbau
einer nationalen Reserve an persönlicher Schutzausrüstung, Soforthilfe für
Soloselbstständige und Kleinstbetriebe, Nachbesetzung des
Botschafterpostens in Slowenien, Status der Hagia Sophia, Lage in Libyen,
Corona-Warn-App, Programm "Polizei 2020", Verhalten der Bundespolizei bei
Antirassismus-Demonstrationen, geplante Verschärfung des Sexualstrafrechts,
Diskussion über eine Streichung des Begriffs "Rasse" aus dem
Grundgesetz


Sprecher: StS Seibert, Baron (BMWi), Fichtner (BMU), Wickert (BMZ),
Gülde (BMG), Kolberg (BMF), Sting (BMFSFJ), Adebahr (AA), Alter (BMI), Kall
(BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag! Zu den Terminen der Bundeskanzlerin: Schon
jetzt, an diesem Sonntag, dem 14., wird die Bundeskanzlerin zur Eröffnung
des virtuellen "Global Forum 2020" des American Jewish Committee eine
Video-Grußbotschaft sprechen. Dieses Forum sollte ursprünglich an drei
Tagen hier in Berlin stattfinden. Es wurde aufgrund der Pandemieumstände
nun zu einer virtuellen Veranstaltung umgewandelt, und die Bundeskanzlerin
wird wie gesagt am Sonntag ein Grußwort sprechen.

Am Mittwoch nächster Woche wird wie gewohnt unter Leitung der
Bundeskanzlerin um 9.30 Uhr die Sitzung des Bundeskabinetts stattfinden.

Ebenfalls am Mittwoch wird sie um 15 Uhr zu ihrer regulären Besprechung mit
den Regierungschefs und Regierungschefinnen der Bundesländer im
Bundeskanzleramt zusammentreffen. Man wird tatsächlich zusammentreffen. Das
wird also eine Veranstaltung in physischer Anwesenheit sein. Natürlich
gelten die strikten Abstandsregeln. Es wird dabei sicherlich erneut um die
Auswirkungen der Coronapandemie gehen. Es wird sicherlich einen Austausch
über das Konjunkturpaket geben. Weitere Themen sind die Umsetzung der
Energiewende, die Beschleunigung des flächendeckenden Mobilfunknetzausbaus,
aktuelle europapolitische Fragen wie das Verhältnis zu Großbritannien und
die Vorbereitung der deutschen EU-Ratspräsidentschaft, die ja am 1. Juli
beginnen wird. Im Anschluss wird dann im Bundeskanzleramt eine
Pressekonferenz stattfinden.

Am kommenden Donnerstag, den 18. Juni, wird ab 15 Uhr der Gipfel der
Europäischen Union mit den sechs Ländern der sogenannten Östlichen
Partnerschaft stattfinden. Das sind Armenien, Aserbaidschan, Weißrussland,
Georgien, Moldau und die Ukraine. Das ist eine Videokonferenz. Sie wird
unter Leitung des Präsidenten des Europäischen Rates, Charles Michel,
stattfinden. Es wird auch dabei um die Bekämpfung der Coronapandemie gehen,
um die schon geleisteten umfangreichen europäischen Hilfen für diese Länder
rund um den Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen.

Die strategische Zielsetzung dieser Östlichen Partnerschaft der EU mit
diesen sechs Ländern ist ja, einen gemeinsamen Raum der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Stabilität zu schaffen. Ein Gipfel mit
persönlicher Anwesenheit und mit einer gemeinsamen Gipfelerklärung soll
Anfang des kommenden Jahres nachgeholt werden.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin an der Videokonferenz des Europäischen
Rates teilnehmen. Um 9 Uhr am Donnerstag wird sie dazu eine
Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag zum Europäischen Rat und
zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft abgeben. Wir werden am Donnerstag um
11 Uhr hier ein Briefing zu diesen Themen mit Herrn Corsepius und mir
anbieten.

Am Freitag folgt dann also die Videokonferenz des Europäischen Rates, in
deren Mittelpunkt thematisch sicherlich der Vorschlag der EU-Kommission für
einen europäischen Aufbauplan und einen angepassten mehrjährigen
Finanzrahmen stehen wird. Die Kommission hatte diesen Plan ja am 27. Mai
mit dem Aufbauinstrument "Next Generation EU" vorgestellt, und darüber
werden sich die Staats- und Regierungschefs jetzt erstmals austauschen.

Sie wissen: Deutschland und Frankreich haben mit ihrer Initiative einen
wichtigen Baustein für diesen Vorschlag geliefert. Jetzt geht es darum, bis
zur Sommerpause eine Einigung zu finden. Aus unserer Sicht ist es wichtig,
dass wir hiermit rasch vorankommen. - Das sind die Termine, die für die
kommende Woche absehbar sind.

Was den Bericht aus der Kabinettssitzung angeht, kann ich es an manchen
Stellen kurz machen, weil zwei Minister die Presse darüber heute ja schon
ausführlich informiert haben.

Es ging in dieser Kabinettssitzung - das war ja auch der Grund, warum eine
Kabinettssitzung am Freitag zusätzlich angesetzt wurde - darum, die
Umsetzung der Maßnahmen, auf die sich der Koalitionsausschuss vergangene
Woche geeinigt hatte - das umfassende Konjunktur- und Zukunftsprogramm -,
voranzubringen. Die Absicht der Bundesregierung ist, den Großteil der
steuerlichen Konjunkturmaßnahmen in einem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz
umzusetzen. Dieses Steuerpaket hat die Bundesregierung heute beschlossen.
Das ist die zweite Tranche nach dem ersten Corona-Steuerhilfegesetz. Es
wird mit schnell wirksamen Maßnahmen nach unserer Überzeugung Kaufkraft und
Investitionen stärken und der Wirtschaft insgesamt kräftige konjunkturelle
Impulse geben.

Ich erwähne nur Überschriften: die befristete Absenkung der
Mehrwertsteuersätze, sowohl des vollen als auch des ermäßigten
Steuersatzes, vom 1. Juli bis zum 31. Dezember dieses Jahres, den
Kinderbonus in Höhe von 300 Euro, der in zwei Tranchen je 150 Euro für
jedes kindergeldberechtigte Kind gezahlt wird - das soll in den Monaten
September und Oktober erfolgen - die gestiegene steuerliche Entlastung von
Alleinerziehenden, die - das ist für die Unternehmen und ihre Liquidität
sehr wichtig - Ausweitung der Verlustverrechnung, verbesserte
Abschreibungsmöglichkeiten und die steuerliche Forschungsförderung, die
ebenfalls ausgeweitet wird, um einen starken Impuls für mehr
unternehmerische Forschung zu setzen. - Aber darüber sind Sie ja wie gesagt
von den Ministern schon ziemlich ausführlich ins Bild gesetzt worden.

Der nächste Punkt in der Kabinettssitzung war das
Kraftfahrzeugsteuergesetz. Schon im Klimaschutzprogramm 2030 hatte die
Bundesregierung ja beschlossen, die Kraftfahrzeugsteuer stärker an den
CO2-Emissionen auszurichten und die Steuerbefreiung für Elektro-Pkw zu
verlängern. Das hat der Koalitionsausschuss in seinen aktuellen Beschlüssen
auch noch einmal bekräftigt. Unser Ziel ist es, Klimaschutz und bezahlbare,
sozial gerechte Mobilität miteinander zu vereinen. Heute folgt also die
Umsetzung mit diesem vom Kabinett beschlossenen Siebten Gesetz zur Änderung
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes.

Die Kernmaßnahmen des Gesetzes sind zum einen ein neuer CO2-Tarif für
Neuzulassungen ab dem 1. Januar 2021. Oberhalb des schon bekannten
Freibetrags von 95 Gramm CO2 pro Kilometer wird es zukünftig eine
progressive Besteuerung mit Steuersätzen von zwei bis vier Euro je Gramm
CO2 pro Kilometer geben.

Der zweite Tarifbaustein ist, dass die Hubraum-Besteuerung unverändert
bestehen bleibt. Es wird aber für Pkw bis zum Schwellenwert von 95 Gramm
eine Entlastung durch einen neuen Steuerfreibetrag in Höhe von 30 Euro
geben. Wenn also nur eine Steuer auf Hubraum anfällt, dann muss bei diesen
besonders emissionsarmen Pkw nur der Betrag gezahlt werden, der über diese
30 Euro hinausgeht. Diese Entlastung soll für Erstzulassungen ab heute bis
Ende 2024 gelten, maximal fünf Jahre und längstens bis Ende 2025.

Die Steuerbefreiung für Elektro-Pkw wird fortgeführt. Auch zwischen 2020
und 2025 erstmals zugelassene Elektro-Pkw werden von der Kfz-Steuer
befreit. Das soll längstens bis Ende 2030 gelten. - Ich glaube, das reicht
jetzt erst einmal an Überschriften. Aber natürlich kann das Ressort noch
alle Detailfragen dazu beantworten.

Zum Schluss hat das Bundeskabinett heute Eckpunkte für ein Bundesprogramm
beschlossen. Es hat den Titel "Überbrückungshilfe für Kleine und
mittelständische Unternehmen, die ihren Geschäftsbetrieb im Zuge der
Corona-Krise ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen müssen". Das haben
der Wirtschaftsminister und der Finanzminister gemeinsam vorgelegt.

Es ist ja so, dass bei zahlreichen Kleinen und mittelständischen
Unternehmen der Geschäftsbetrieb aufgrund der Pandemie immer noch ganz oder
teilweise eingeschränkt ist. Bei dieser Überbrückungshilfe geht es darum,
diesen Unternehmen für drei weitere Monate Hilfe bei der Sicherung ihrer
Existenz zu geben. Das gilt auch für gemeinnützige Unternehmen, und es gilt
auch für Organisationen, die dauerhaft wirtschaftlich am Markt tätig sind.
Auch sie gehören zum Kreis derjenigen, die einen Antrag stellen können.
Unternehmen, deren Umsatz im April und Mai zusammengenommen um mindestens
60 Prozent gegenüber den Vorjahresmonaten eingebrochen ist, können einen
Zuschuss zu den betrieblichen Fixkosten in den Monaten Juni bis August 2020
erhalten. Das Programm hat insgesamt ein Volumen von maximal 25 Milliarden
Euro.

Frage: Herr Seibert, zur Ratspräsidentschaft: Haben Sie uns Informationen
über die Kosten des Logos mitgebracht?

StS Seibert: Ach so! Nein, die habe ich heute nicht dabei. Aber ich
verspreche, mich zu bemühen, Sie möglichst - - - Ich habe es, ehrlich
gesagt, vergessen. Ich bemühe mich!

Frage: Herr Seibert, bei der Ministerpräsidentenkonferenz werden
wahrscheinlich, wie Sie sagten, auch Energiefragen angesprochen werden.
Dabei wird wahrscheinlich auch der Kohleausstieg eine Rolle spielen. Wie
wichtig ist denn aus Ihrer Sicht die Frage, Strukturhilfen usw. sehr
schnell zu beschließen und vielleicht noch vor der Sommerpause im
parlamentarischen Verfahren zu einem Ende zu kommen? Hilfsweise stelle ich
die Frage auch an das Umweltministerium und das Wirtschaftsministerium.

StS Seibert: Ja, da würde ich einmal das Umwelt- und das Wirtschaftsressort
darum bitten, diesen Punkt vielleicht zu übernehmen.

Baron: Ich kann gerne beginnen. Das Kohleausstiegsgesetz und das
Strukturstärkungsgesetz sind natürlich zwei zentrale Anliegen der gesamten
Bundesregierung; denn wir gestalten ja damit den Strukturwandel über die
nächsten Jahrzehnte hinweg bis zum Jahr 2038, in dem der Kohleausstieg
gelingen soll. Beides befindet sich im parlamentarischen Verfahren. Deshalb
ist die Zeitplanung natürlich auch Aufgabe der parlamentarischen Organe.
Ziel der Bundesregierung war immer, das möglichst im ersten Halbjahr zu
verabschieden. Das ist auch weiterhin unser Ziel. Aber ich kann nur noch
einmal sagen: Die Zeitplanung liegt jetzt nicht in unseren Händen, sondern
in denen des Parlaments.

Fichtner: Ich kann das nur unterstreichen und vielleicht noch ergänzen,
dass natürlich viele der Projekte, die jetzt Teil dieser
Strukturentwicklung sind, auch für den Klimaschutz ganz bedeutend sind. Ein
Beispiel ist zum Beispiel PtX-Technologien, also Wasserstofftechnologien,
die wir in der Region Lausitz ansiedeln wollen. Das sind Dinge, bei denen
es darauf ankommt, auch möglichst schnell damit loszulegen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wird das bei der Ministerpräsidentenkonferenz
ein größeres Thema sein?

StS Seibert: Ich habe gesagt, dass Themen der Energiewende Themen sein
werden. Ansonsten würde ich Sie darauf verweisen, dass das anschließend in
der Pressekonferenz besprochen werden wird. Der gesamte Energiekomplex war
ja eigentlich bereits im März als ein Thema für eine
Ministerpräsidentenkonferenz geplant gewesen. Dann kam die Pandemie und hat
natürlich notwendigerweise die ganze Aufmerksamkeit der Ministerpräsidenten
und Ministerpräsidentinnen gefordert. Aber es war immer klar, dass dieses
Thema ganz oben auf der Prioritätenliste bleibt und deswegen auch alsbald
behandelt werden muss.

Frage: Sie hatten erwähnt, dass auch Corona ein Thema sein werde. Ist
geplant, dass es dann auch neue Beschlüsse über die Umsetzung von
Coronamaßnahmen geben wird? Thüringen ist da ja jetzt wieder einen Schritt
weiter nach vorne gegangen. Vielleicht können Sie das bitte noch einmal
sagen.

StS Seibert: Ich muss Sie erst einmal auf den Tag verweisen, an dem es
passieren wird. Bund und Länder stehen ständig miteinander in Kontakt, was
den Stand der Pandemie angeht und was die Umsetzung von gemeinsam
beschlossenen Maßnahmen angeht. Zunächst einmal wissen Sie, dass der letzte
Beschluss, der am 27. Mai gemeinsam gefasst wurde, beispielsweise
Kontaktbeschränkungen bis zum 29. Juni festgeschrieben hat. Das ist also
der Rahmen, in dem wir uns bewegen, und zwar natürlich auch bei einer
zunehmenden Übernahme von Verantwortung durch die einzelnen Länder. Ich
kann den Besprechungen und Beratungen hier nicht vorgreifen.

Frage: Meine Frage zum Thema Wasserstoff geht gleichermaßen an BMWi und
BMU. Im Moment haben wir es im Wesentlichen noch mit sogenanntem grauen
Wasserstoff zu tun. Unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ist dessen
Energieeffizienz im Grunde miserabel. Können Sie sicherstellen, dass
zukünftig Wasserstoff aus "renewables", also grün erzeugt wird?

Fichtner: Diese Frage geht ein bisschen weit weg vom ursprünglichen Anlass.
Sollen wir das trotzdem jetzt behandeln?

Vorsitzender Feldhoff: Machen Sie!

Fichtner: Die Wasserstoffstrategie - das wird das Wirtschaftsministerium
bestimmt auch gleich sagen - fokussiert sich auf grünen Wasserstoff. Dieser
Wasserstoff wird aus Wind- und Sonnenstrom hergestellt.

Grauen Wasserstoff gibt es. Er wird jetzt nicht verboten, aber er wird auch
nicht staatlich gefördert. Wir setzen darauf, dass sich durch die
Entwicklung, die wir jetzt anschieben, am Ende grüner Wasserstoff am Markt
durchsetzen wird.

Baron: Ich kann das nur unterstreichen. Wir haben die Wasserstoffstrategie
diese Woche vorgelegt. Darin liegt der Fokus natürlich auf grünem
Wasserstoff. Übergangsweise wird es auch grauen Wasserstoffs bedürfen. Aber
diesen Übergang müssen wir eben gehen, um auf den Weg zu grünem Wasserstoff
zu kommen und dann eben wirklich zur Nummer eins in der Welt bei
Wasserstofftechnologien zu werden.

Zusatzfrage: Mir ist bewusst, dass das am Mittwoch schon Thema war, als Sie
die Wasserstoffstrategie vorgelegt haben. Aber gerade deswegen: Wie sieht
der Pfad aus? Sie sagen, Sie hofften darauf, Sie setzten darauf. Welche
Zeitdimensionen haben Sie, um tatsächlich in Deutschland eingesetzten
Wasserstoff als nicht mehrheitlich grauen, sondern als mehrheitlich grünen
definieren zu können?

Baron: Der Pfad, den die Wasserstoffstrategie beschreibt, geht über
Handlungsfelder. Die Handlungsfelder sind so gewählt, dass man sagt: Wir
müssen dort mit dem Einsatz beginnen, wo die Kosten am realistischsten
sind, wie zum Beispiel bei industriellen Anwendungen oder im
Schwerlastverkehr, da, wo man mit den Kosten schnell heruntergehen kann, um
eben auch den Markt dafür zu bereiten, dass es über grünen Wasserstoff
funktionieren kann. Dieses Ziel definiert die Wasserstoffstrategie, nämlich
über Handlungsfelder vorzugehen und dort den Pfad klar zu bestimmen, um
einen Markt zu entwickeln. Dazu muss man eben in den Handlungsfeldern
beginnen, in denen die Kosten realisierbar sind.

Fichtner: Alles das stimmt. Ein Beispiel für ein Feld, das wir regulieren
werden, ist der Luftverkehr. Dort können wir zum Beispiel über Quoten
vorschreiben, wie viel grüner Wasserstoff eingesetzt werden muss. Bisher
gibt es ihn auf dem Markt noch nicht. Deswegen ist ein gewisser Vorlauf
nötig. Aber das haben wir jetzt in der Wasserstoffstrategie angelegt, und
das wird dann auch als ordnungsrechtliche Vorschrift kommen.

StS Seibert: Sie wissen ja auch, wenn ich das noch sagen darf - vielleicht
haben es die beiden Kollegen auch gerade schon gesagt -, dass wir ja auch
die Befreiung der Produktion grünen Wasserstoffs von der EEG-Umlage
anstreben. Auch darin liegt ein klarer Förderaspekt.

Der grüne Wasserstoff wird natürlich unsere Verbindungen auch zu Ländern
beispielsweise Nordafrikas verstärken. Der Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Marokko ja bereits ein erstes
Abkommen zu diesem Thema unterschrieben.

Zusatzfrage: Wird es technisch möglich sein, in Nordafrika oder anderswo
erzeugten grünen Wasserstoff über die Liquid-Gas-Terminals an der
Nordseeküste, die in Deutschland sehr umstritten sind, zu importieren, oder
verbietet sich das technologisch?

Baron: Diese Frage kann ich jetzt nicht abschließend beantworten. Das ist
eine Möglichkeit. Wie sich die Märkte entwickeln werden, kann ich jetzt
nicht vorhersagen.

Das konkrete Projekt, das wir diese Woche mit Marokko vorgestellt haben -
ich weiß nicht, ob die Kollegen vom Entwicklungsministerium ergänzen wollen
-, ist jetzt ein erstes Projekt, das den Fokus auf Marokko legt, um auch
Dinge auszuprobieren und zu testen. Aber konkret kann ich die Frage jetzt
nicht mit Ja oder Nein beantworten.

Fichtner: Was die internationale Zusammenarbeit zum Beispiel mit Marokko
angeht, ist auch wichtig, dass es nicht darum geht, dass diese Länder
alles, was sie produzieren, exportieren, sondern es geht auch darum, die
Energiewende in diesen Ländern selbst voranzutreiben. Wenn Marokko selbst
jetzt zum Teil auch mit deutscher Hilfe und deutschen Anlagen grünen
Wasserstoff herstellen und damit wiederum seine Ammoniakproduktion, die
dort bedeutend ist, unterstützen kann, dann hilft das natürlich auch dem
Klimaschutz in anderen Ländern. Export und Import sind am Ende natürlich
ein Teil der Geschichte, aber eben auch nur ein Teil.

Was die Terminals angeht, kommt es tatsächlich darauf an, dass sie so
technologieoffen angelegt sind, dass auch die grünen, klimafreundlichen
Optionen möglich bleiben.

Vorsitzender Feldhoff: Will das BMZ noch etwas ergänzen?

Wickert: Mit der Anlage in Marokko wollen wir natürlich einerseits die
Situation dort stabilisieren. Wir wollen Arbeitsplätze schaffen und jungen
Menschen auch Visionen geben. Wir wollen natürlich auch die Umwelt
entlasten, weil dadurch zig Tonnen CO2 eingespart werden.

Wie das dann in das deutsche Netz eingespeist werden kann, wenn exportiert
werden wird, ist noch nicht abschließend geklärt.

Frage: Können Sie sagen, wann und wie der Wasserstoff aus Marokko nach
Deutschland kommen soll?

Werden die industriellen Anlagen, die Deutschland zu entwickeln hofft, nur
grünen Wasserstoff produzieren, oder können Sie in anderen Ländern auch
grauen produzieren?

Fichtner: Was die Technik angeht, geht es um Elektrolyse. Das ist kein
Hexenwerk. Man nimmt Wasser und Strom. Wenn man Ökostrom nimmt, dann wird
daraus grüner Wasserstoff.

Zusatzfrage: Das ist mir klar. Aber man könnte die Anlage ja auch mit
Brennstoffen betreiben. Das haben wir ja gerade gehört. Das ist ja grauer
Wasserstoff.

Ist das ausgeschlossen?

Fichtner: Bei Elektrolyseuren funktioniert es so, wie ich es gerade
beschrieben habe. Das ist etwas anderes, als wenn man Pyrolyse oder so
etwas betreibt.

Wickert: Zum Zeitplan kann ich noch nichts Genaues sagen.

Zusatzfrage: Warum nicht?

Wickert: Weil es mir gerade nicht vorliegt. Das könnte ich noch
nachreichen.

Zusatz: Aber das ist verabschiedet worden. Es gibt detaillierte Pläne.

Wickert: Ich kann Ihnen das nur nachreichen. Ich habe es nicht dabei.

Frage: Die beiden Minister haben gerade schon sehr viel erläutert. In Punkt
54 im Konjunkturprogramm, direkt vor dem Punkt zum Stallumbau, geht es um
den Aufbau der nationalen Reserve für persönliche Schutzausrüstung und die
gesetzliche Verpflichtung der Bundesländer zum Aufbau ähnlicher Reserven,
also von Beständen an tauglichen Atemschutzmasken, persönlicher
Schutzausrüstung wie Schutzanzügen und Desinfektionsmitteln.

Daher die Frage: Wie viel von den Lockdownmaßnahmen hätte man sich sparen
können, und wie viel von dem heute vorgestellten Konjunkturprogramm wäre
nicht nötig gewesen, wenn, wie seit mehr als zehn Jahren von allen
Fachleuten, Bundesgremien und auch Landesgremien empfohlen, beim Ausbruch
der Pandemie der nationale oder der Ländervorrat an persönlicher
Schutzausrüstung vorhanden gewesen wäre? Es gab immerhin schon einmal eine
Pandemiestrategie eines Bundesministers für Gesundheit.

Die Frage geht an das Gesundheitsministerium, an den Regierungssprecher und
an wen auch immer, der noch antworten will.

Gülde: Ich kann gern anfangen. Zu der Strategieplanung des Bundes haben wir
uns hier schon mehrfach geäußert. Dem hätte ich jetzt eigentlich gar nichts
weiter hinzuzufügen.

Die Schutzreserve ist - das haben wir bereits bestätigt - im Aufbau.

Inwieweit eine bundesweite Schutzreserve beziehungsweise auch eine
Landesbevorratung mit Desinfektionsmitteln und Masken tatsächlich
Lockdownmaßnahmen verhindert hätte, vermag ich jetzt wirklich nicht zu
sagen. Ich denke auch, dass man das tatsächlich voneinander trennen muss.
Das eine sind die Schutzausstattungen, die von den Kliniken und im
ambulanten ärztlichen Bereich vorgehalten werden. Was die Eindämmung des
Virus und des Ausbruchs anbelangt, sind das Maßnahmen, die darüber hinaus
getroffen werden müssen. Ich denke, man muss vorsichtig sein, dieses Thema
nicht zu stark zu vermengen.

Zusatz: Ich darf Sie aber daran erinnern, dass in den Kliniken, für die
diese Vorräte bestimmt gewesen wären - - - Nach großen Pandemieübungen
wurde das in der Pandemiestrategie von Gesundheitsminister Daniel Bahr und
in anderen Papieren ausdrücklich empfohlen, weil im Pandemiefall auf dem
Weltmarkt so schnell kein Ersatz beschafft werden kann.

Das hat dazu geführt, dass in deutschen Kliniken und in Arztpraxen ein
eklatanter Mangel an Schutzausrüstungen, an einfachen OP-Masken, an
Desinfektionsmitteln geherrscht hat. Der musste dann von den Beschaffern
gefüllt werden.

Vorsitzender Feldhoff: Darf ich an die Frage erinnern?

Zusatzfrage: Die Frage kommt. Aber der Sprecher sagte gerade, dass er dazu
nichts weiter sagen müsse und dass ich dabei irgendetwas vermengen würde.
Ich denke nicht, dass ich irgendetwas vermengt habe, sondern es ist dazu
gekommen, dass für die normale Bevölkerung keine tauglichen Masken
vorhanden waren.

Daher noch einmal die Frage: Wenn wir diese Vorräte für Kliniken und für
andere sowie eine Beschaffungsstrategie gehabt hätten, wie sie immer
gefordert worden ist, wie viel von dem Lockdown und von den heute
vorgestellten Konjunkturmaßnahmen hätte man dann sparen können?

Gülde: Dazu kann ich Ihnen keine Aussage treffen. Dazu liegen mir keine
Informationen vor.

StS Seibert: Ich denke, dass niemand eine hypothetische Rückbetrachtung
dieser Art seriös anstellen kann. Deutschland stand wie auch andere
europäische und fast alle Länder auf der Welt einer gewaltigen
Herausforderung gegenüber. Diese Herausforderung hieß, unsere Bevölkerung
zu schützen, unser Gesundheitssystem vor Überlastung zu schützen, einer
Überlastung, die in anderen Ländern leider eingetreten ist.

Mit einer großen gemeinsamen - ich würde fast sagen: nationalen -
Anstrengung zwischen allen Ebenen des Staates und vor allem mit dem aktiven
Mitziehen von Millionen von Menschen ist es gelungen, diese Überlastung für
unser Gesundheitssystem zu vermeiden und bisher relativ glimpflich durch
diese schwere Gesundheitskrise zu kommen. Wenn ich sage "relativ
glimpflich", dann füge ich hinzu, dass achteinhalbtausend Menschen, die ihr
Leben verloren haben, natürlich achteinhalbtausend Fälle von Familien, die
trauern, sind und dass das nicht geringzureden ist.

Jetzt sollten wir uns, denke ich, freuen, dass wir an dem Punkt stehen, an
dem die täglichen Infektionszahlen in einer Weise zunehmen, die wir
handhaben können, an dem es noch gerade möglich ist, die
Infektionskettennachverfolgung durch die Gesundheitsämter und den
öffentlichen Gesundheitsdienst zu betreiben.

Ja, die Beschaffung von Schutzausrüstung hat hohe Priorität. Dazu hat das
Bundesgesundheitsministerium enorm viel unternommen. Aber niemand kann
Ihnen heute eine Antwort auf die Frage "Was wäre gewesen, wenn ...?" geben.
Das ist hier schlicht nicht seriös zu beantworten.

Frage: Es geht um die Frage der Hilfe für Soloselbstständige und
Kleinfirmen. Uns erreichen immer wieder Berichte und Anfragen von Menschen,
die in diese Kategorie fallen und die sagen, es werde Soforthilfe
versprochen, es gebe Programme, und dann warteten sie zwei Monate und
länger auf die Soforthilfe und hätten eben nicht die Rücklagen, um das
irgendwie auffangen zu können, wie es größere Unternehmen vielleicht
könnten. Es ist ein Unterschied zwischen der Ankündigung eines Ministers
und der Realisierung der Hilfe vor Ort.

Wer ist dafür zuständig? Wie wird gemonitort? Wie kann gewährleistet
werden, dass solche Prozesse in der Umsetzung nicht die Ausmaße annehmen,
die sie offenbar haben?

Ich weiß nicht, wer die Frage beantworten kann, aber ich finde, sie stellt
sich.

Baron: Sie sprechen die geltenden Vollzugshilfen für Kleine Unternehmen und
Soloselbstständige an. Heute sind im Kabinett noch die Überbrückungshilfen
für den Mittelstand dazugekommen, die diese Hilfen noch einmal erweitern.

Für all diese Hilfen gilt, dass die Auszahlung über die Landesbehörden
erfolgt. Für die Soforthilfen, die bis Ende Mai galten, haben wir diese
Liste von Anfang an auf unserer Webseite veröffentlicht. Das sind in
einigen Bundesländern die Landesinvestitionsbanken; in anderen
Bundesländern sind es andere Institutionen, die die Auszahlung und
Abwicklung übernehmen. Es entspricht der föderalen Zuständigkeit, dass der
Bund das Programm und die Mittel zur Verfügung stellt, während die
Abwicklung und Auszahlung über die Bundesländer und die dort genannten
zuständigen Stellen erfolgt.

Dabei kann es Beispiele geben, wie Sie sie nennen. Es gibt aber auch sehr
viele Beispiele in die andere Richtung. Wir haben auch sehr viele Beispiele
dafür bekommen, dass ein Antrag am Montag der einen Woche gestellt wurde
und das Geld am Montag der darauffolgenden Woche auf dem Konto war.
Insofern gibt es sicherlich Beispiele in jeder Richtung. Ich kann die
Einzelfälle nicht beurteilen. Ob es an fehlenden Informationen im Antrag
lag, ob der Antrag korrekt ausgefüllt wurde, all das kann ich nicht
beurteilen, sondern es ist Aufgabe der zuständigen Landesbehörden, das zu
beurteilen.

Das Antragsvolumen der Abrufung dieser Sofortprogramme und Zuschüsse ist
jedenfalls sehr hoch. Rund 13 Milliarden Euro von den Soforthilfen für
Kleine Unternehmen und Soloselbstständige, die bis zum 31. Mai galten,
wurden bewilligt. Daran sehen Sie, dass die Mittel abgerufen werden und
auch fließen.

Woran es bei den von Ihnen genannten Beispielen liegt, vermag ich nicht zu
beurteilen.

Zusatzfrage: Wie wird überprüft, ob die Definition, wofür Mittel eingesetzt
werden können, die Sachlage tatsächlich trifft?

Ein konkretes Beispiel: Ein freier Musiker meldet sich und sagt: Mit den
Hilfen könnten wir zwar neue Instrumente kaufen, die brauchen wir aber gar
nicht, sondern der Lebensunterhalt ist bedroht, weil wir nicht auftreten
und spielen können. Dafür können wir diese Mittel aber nicht einsetzen.

Wie wird überprüft, ob die zur Verfügung gestellten Mittel tatsächlich so
eingesetzt werden können, dass sie dem Ziel der Existenzsicherung am besten
dienen?

Baron: Auch hier müssen wir zwischen den Soforthilfen unterscheiden, die
bis zum 31. Mai galten. In den Fällen sind die Bedingungen im
Antragsformular genannt, dass sie eben für Betriebskostenausgaben dienen,
und diese sind glaubhaft zu versichern. Das ist also ähnlich, als wenn Sie
in einer Steuererklärung Angaben machen. Auch da müssen Sie Angaben
versichern. Wenn Sie sie bewusst falsch wählen, dann ist das dann zu
prüfen, auch von den zuständigen Behörden vor Ort. Natürlich müssen Sie
glaubhaft versichern, dass die Angaben zutreffen und Sie diese
wahrheitsgemäß abgeben.

Heute sind im Kabinett ja erweiterte Hilfen verabschiedet sind. Es geht um
Überbrückungshilfen für den Mittelstand mit einem Gesamtvolumen von 25
Milliarden Euro. Da wird die Systematik des Antrags eine etwas andere sein,
weil es eben auch um größere Summen geht. Im Einzelfall ist der
Maximalbetrag, der möglich ist, 150 000 Euro für drei Monate, wiederum ohne
den Nachweis von Betriebskosten, die geltend gemacht würden, und fehlenden
Umsätzen in den genannten Zeiträumen.

Da muss ein zweistufiges Verfahren durchgeführt werden. In der ersten Stufe
muss über die Steuerberater in einer Plausibilitätsprüfung, die am Ende
auch noch einmal abgerechnet werden kann, eine Angabe von Betriebskosten
gemacht werden. Dieses zweistufige Verfahren in diesen Überbrückungshilfen
ist jetzt neu und unterscheidet sich etwas von dem der Vollzugshilfen, die
bis zum 31. Mai galten.

Frage: Ich hätte ganz gern eine Frage an das BMU zur Kfz-Steuer als Teil
des Pakets gestellt.

Herr Fichtner, ich hätte gern gewusst: Ist die Nachbesserung, die es jetzt
gab, aus umweltpolitischer Sicht, also vom Klimaeffekt her, aus der Sicht
Ihrer Ministerin ausreichend oder nicht zu gering? Wer profitiert
eigentlich davon? Sind das nicht vor allem französische und italienische
Autos, also Kleinwagen mit einem relativ geringen COissionsvolumen?

Fichtner: Die Frage, wer davon profitiert, ist jetzt keine umweltpolitische
Frage. Deshalb haben wir dazu auch keine BMU-Position.

Insgesamt hat sich die Ministerin gestern schon einmal zur Kfz-Steuer
geäußert. Sie hat das einen Kompromiss genannt, den sie mittragen kann. Es
ist kein Geheimnis, dass sie sich auch größere Fortschritte für den
Klimaschutz hätte vorstellen können. Aber mit Blick auf das Gesamtbild ist
das eine tragbare Reform. Denn für den Klimaschutz ist ja nicht
entscheidend, wie viel Kfz-Steuer man bezahlt, sondern entscheidend ist,
dass man sich beim nächsten Autokauf für ein sparsameres,
klimafreundlicheres Fahrzeug entscheidet. Da ist die Kfz-Steuer nur eine
von vielen Rahmenbedingungen. Es gibt noch einige mehr, die wir in der
Bundesregierung in den letzten Monaten auf den Weg gebracht haben.

Ganz zu Anfang würde ich die Innovationsprämie als Teil des
Konjunkturprogramms nennen. Sie wurde im letzten Jahr schon mit dem
Klimapaket erhöht und verlängert und wird jetzt mit dem Konjunkturpaket
noch einmal verdoppelt - 6000 Euro vom Staat. Das ist tatsächlich ein
starkes Signal, das gezielt für emissionsfreie Fahrzeuge wirkt.

Ein zweites Beispiel ist die Ausweitung der steuerlichen Vorteile für
Elektroautos bei der Dienstwagensteuer. Das ist auch ein ganz wichtiger
Hebel im Neuwagenbereich, wo Dienstwagen ja einen großen Teil einnehmen.

Sie erinnern sich, dass wir 2021 den COeis einführen. Das heißt, jeder
Verbraucher weiß, Benzin und Diesel werden künftig Jahr für Jahr teurer. Im
Gegenzug werden Strompreise entlastet, sodass sich das Stromtanken künftig
auch im Vergleich rechnen wird.

Die Ausweitung der Förderung der Ladeinfrastruktur ist ein weiterer Punkt.

All das zusammen sind wichtige Faktoren, die dazu führen, dass sich der
Kauf von Elektroautos künftig stärker lohnen wird denn je.

Zusatzfrage: Darf ich den zweiten Teil der Frage dann an das
Wirtschaftsministerium weiterreichen? Wer profitiert am meisten von allem
davon? Sind es Kleinwagen, die dann vor allem aus Italien und Frankreich
kommen? Haben Sie da irgendwelche Untersuchungen gemacht?

Baron: Sie müssen die Frage noch einmal wiederholen. Beziehen Sie sich
jetzt auf die Kfz-Steuer oder fragen Sie zur Kaufprämie?

Zusatzfrage: Eigentlich zur Kfz-Steuer. Das ist ja auch noch einmal eine
Entlastung für die besonders emissionsarmen Autos, die einen geringen
COsstoß haben. Sind das nicht oft Kleinwagen, die davon profitieren, vor
allem Hersteller aus Frankreich oder Italien?

Baron: Eine solche Bewertung liegt mir jetzt nicht vor, welche Automodelle
da besonders betroffen sind. Der Gesetzentwurf wurde ja auch vom
Finanzministerium eingebracht. Ich kann dazu jetzt nichts ergänzen. Ich
könnte nur prüfen, ob wir dazu Informationen haben. Ich weiß aber nicht, ob
die Kollegen eventuell ergänzen können.

Vorsitzender Feldhoff: Herr Kolberg schüttelt mit dem Kopf.

Frage: Ich würde zum einen gern wissen, warum erst ab dem 96. Gramm COe
Klimakomponente greift? Sind also die ersten 95 Gramm COsstoß dann immer
noch "for free"? Warum wird das nicht ab dem ersten Gramm so gehandhabt?

Da der Kollege gerade nach den Profiteuren fragt, frage ich einmal nach
denen, die dabei angeblich verlieren, also nach der Lenkungswirkung. Wer
soll jetzt davon abgehalten werden, einen SUV, einen Porsche oder einen
Ferrari zu kaufen? Wenn man sich die Zahlen von Ihnen ansieht und das auf
die Autos überträgt, dann würde ein Audi Q8, ein riesiger SUV, im Jahr 42
Euro mehr kosten. Wenn ein Porsche 911 gekauft wird, würde das den
Porsche-Fahrer 100 Euro pro Jahr mehr kosten. Wenn Sie einen Ferrari 812
kaufen, wären das satte 350 Euro mehr. Glaubt die Bundesregierung, dass
diese Zahlen, diese paar hundert Euro mehr, irgendeinen Ferrari- oder
Porsche-Käufer von einem Neukauf abhalten würden? Das ist ja Ihre
Intention, korrekt?

Fichtner: Es ist ja so, wie ich es gerade gesagt habe. Es ist tatsächlich
nur eine von mehreren Rahmenbedingungen. Ich habe jetzt vier andere
aufgezählt. Am Ende ist das Ziel, dass das Gesamtbild dazu führt, dass sich
Menschen eher für sparsamere, klimafreundlichere Fahrzeuge entscheiden.

Kolberg: Das kann ich nur so unterschreiben. Wir wollen durch eine Vielzahl
von Maßnahmen und nicht nur durch eine einzige Maßnahme eine
Lenkungswirkung erzeugen. Diese Maßnahmen sind aufeinander abgestimmt und
erzielen die Wirkung, die eben vom Umweltministerium geschildert wurde.

Zusatzfrage: Gut, Sie zweifeln nicht die Zahlen an, die ich Ihnen gerade
vorgetragen habe.

Ich habe noch die Frage gestellt, warum erst ab dem 96. Gramm CO- -

Kolberg: Am Ende muss man natürlich immer irgendwo eine Grenze ziehen. Sie
wurde hier an dieser Stelle gezogen, um eben diese Wirkung zu erzielen,
über die wir gesprochen haben.

Es ist ein abgestimmtes Paket, um Mobilität in eine klimafreundliche
Richtung zu drängen. Wir haben eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen. Auch
im Klimapaket sind Maßnahmen enthalten. Wir haben die Elektromobilität
durch Kaufprämien unterstützt und sorgen so dafür, dass klimafreundliche
Mobilität in Deutschland vorangebracht wird.

Fichtner: Ich kann noch ergänzen: 95 Gramm sind auch der COelwert, der auf
europäischer Ebene als Flottengrenzwert festgelegt wurde. Wenn Sie sich
einmal von Umweltverbänden oder vom Umweltbundesamt Informationen geben
lassen, welche Autos 95 Gramm und weniger ausstoßen, dann sehen Sie, das
sind schon sehr saubere und sparsame Fahrzeuge.

Baron: Ich habe nichts zu ergänzen.

Frage: Eine kurze Frage zu der COsteuerung. Es gäbe ja die Möglichkeit, den
C.A.R.E.-Diesel zuzulassen, also diesen Biodiesel zweiter Generation, der -
salopp gesagt - aus altem Frittenfett und eben nicht aus Palmöl hergestellt
wird. Gibt es dafür Pläne, den dann auch für neue Verbrennungsmotoren
zuzulassen? Damit ließe sich der COsstoß von modernen Verbrennungsmotoren
um bis zu zwei Dritteln senken.

Die Frage zur Klimabilanz: Die Elektroautos werden heute so besteuert und
so behandelt, als würden sie mit 100 Prozent Ökostrom fahren. Sie werden
befreit. Sie fahren aber nicht mit 100 Prozent Ökostrom. Ist da irgendetwas
geplant? Einige Hersteller von Verbrennungsautos sprechen da von einer
Ungleichbehandlung vor dem Steuerrecht, zumal die Klimabilanz von E-Autos
auch umstritten ist, von der Schraube bis zu 150 000 Kilometern.

Fichtner: Zum C.A.R.E-Diesel müsste ich kurz in mein Tablet sehen. Die
Frage kann ich später beantworten. Die Frage hatten wir vor ein paar
Monaten schon einmal.

Zu der anderen Frage: Es geht ja hier um Markteinführung. Wir können nicht
warten, bis der deutsche Strommix bei 100 Prozent Ökostrom ist und danach
erst anfangen, Elektroautos einzuführen, sondern wir müssen das parallel
machen. Sie wissen, dass wir das Ziel haben, uns komplett mit Ökostrom zu
versorgen. Dann wollen wir gern auch Elektroautos auf den Straßen sehen,
und das muss beides gleichzeitig passieren, nicht nacheinander.

Zusatzfrage: Die Frage richtet sich auch eher an das Finanzministerium, das
für die Besteuerung zuständig ist. Warum werden die Autos heute so
behandelt, als würden sie mit 100 Prozent Ökostrom fahren, obwohl sie es ja
nun nachweislich nicht tun oder man nicht sehen kann, womit der
Elektrowagen gerade betankt oder geladen wird? Wenn es der deutsche
Energiemix ist, müssten sie anders besteuert werden.

Kolberg: Wir handeln hier als eine Bundesregierung. Der Sprecher des
Umweltministeriums hat Ihnen eben die Erläuterung gegeben, was hinter
dieser Entscheidung steht. Dem kann ich mich nur anschließen.

Frage: Wäre es eine sinnvolle lenkungswirkende Maßnahme, wenn Dienstwagen
ab Überschreiten des Zielwerts, also mit einem Ausstoß von mehr als 95
Gramm COom Steuerprivileg befreit würden, wenn sie dann also nicht mit dem
ersten Gramm "ab dann" besteuert würden, sondern generell gesagt würde,
dass Dienstwagen, die die Zielmarke reißen, keine Steuerprivilegien mehr
genießen? Ist das Bestandteil von Planungen, des Paketes? Wenn nein, warum
nicht?

Kolberg: Das kann ich mir gleich noch einmal ansehen. Da komme ich auf Sie
zurück.

Vorsitzender Feldhoff: Herr Fichtner, haben Sie in Ihrem Tablet etwas
gefunden?

Fichtner: Der Kollege hat mir gerade angeboten, ihm die Mail einfach
weiterzuleiten, wenn das jetzt nur für ihn von Interesse ist.

Frage: An das Familienministerium: Ihre Ministerin hat heute vor dem
Kanzleramt gesagt, der Familienbonus werde im Jahr 2020 für jedes Kind
ausgezahlt. Jetzt habe ich vielleicht eine Spezialfrage: Gilt das auch für
Kinder, die im Februar schon 18 Jahre alt geworden sind, dann ihre
Ausbildung beenden und jetzt kein Kindergeld mehr bekommen? - Das wäre so
eine Frage.

Dann habe ich heute Morgen irgendwo etwas zur Auszahlung gelesen. Geplant
war doch einmal eine Auszahlung in drei Raten von 100 Euro. Ist das nach
wie vor richtig?

Sting: Ich sage einmal kurz etwas Allgemeines. Herr Seibert hat sich ja
schon zu den Summen und auch zur Auszahlung geäußert. Ministerin Giffey hat
sich heute auch noch einmal dazu geäußert.

Es ist so, dass jedes Kind, das 2020 einen Kindergeldanspruch hat, diesen
Kinderbonus automatisch mit dem Kindergeld ausgezahlt bekommt. Dafür muss
kein eigener Antrag gestellt werden. Das funktioniert ganz automatisch für
jedes kindergeldberechtigte Kind, und zwar in zwei Raten. Das war in der
vergangenen Woche noch ein bisschen unklar. Jetzt steht fest, dass es zwei
Raten in der Höhe von 150 Euro sein werden. Voraussichtlich werden diese im
September und im Oktober ausgezahlt. Das ist der Plan. So hat es die
Ministerin auch gerade erläutert.

Zusatzfrage: Das würde jetzt die folgende Frage aufwerfen: Wenn die Rate
quasi mit dem Kindergeld zusammen ausgezahlt wird, dann bekommt ein Kind,
für das die Eltern keinen Kindergeldanspruch mehr haben, keine Rate, wenn
es die Ausbildung schon im Laufe des Jahres abgeschlossen hat. Die Frage
ist: Gilt das sozusagen auch rückwirkend für jedes Kind, das im Jahr 2020
Kindergeldanspruch hatte?

Sting: Das müsste ich mit unserem Fachreferat klären. Vielleicht kann hier
der Kollege übernehmen.

Ich kann nur noch eine Sache ergänzen:

Auf uns sind Fragen zugekommen, was für Menschen gilt, die gerade ein Kind
erwarten. Dazu hat sich die Ministerin auch geäußert. Auch wenn Familien
erst im November oder im Dezember ein Kind bekommen, der Anspruch
betrachtet das ganze Jahr 2020. Wenn jemand im November ein Kind bekommt,
dann bekommt die Familie in zwei Raten 150 Euro. Wer im Dezember ein Kind
bekommt, bekommt einmalig 300 Euro. Alle in diesem Jahr sind versorgt.

Kolberg: Genau. Das ist ja in dem Steuergesetz enthalten, das wir heute ins
Kabinett gebracht haben. Das steht auch in der Pressemitteilung, die wir
herumgeschickt haben. Das hat der Minister heute auch in der
Pressekonferenz noch einmal erwähnt.

Die Regelung ist so, dass im September und Oktober 2020 ausgezahlt wird.
Das ist entschieden, und das ist auch klar. Die Kinder, für die im
September 2020 kein Anspruch auf Kindergeld besteht, werden ebenfalls
berücksichtigt, wenn für sie in einem anderen Monat des Jahres 2020 ein
Kindergeldanspruch besteht. Es geht also um den Kindergeldanspruch, und
daran knüpft sich dann auch die Auszahlung des Bonus.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Auswärtige Amt. Es geht um die neuen
Botschafter für die deutsche Botschaft in Slowenien. Können Sie erklären,
wie die Entsendung funktionieren wird? Wo sieht das Auswärtige Amt die
Vorteile einer solchen Entsendung?

Dann noch die zweite Frage: Über Gleichberechtigung wird in der deutschen
Politik viel gesprochen. Wie funktioniert sie im Auswärtigen Amt? Wie hoch
ist der Anteil von Botschafterinnen, und wie wird sie gefördert?

Adebahr: Wir freuen uns, dass Frau Kauther und Herr Pollmann erstmals in
der 150-jährigen Geschichte des Auswärtigen Amtes als Botschafterehepaar
einen Botschafterposten gemeinsam ausüben werden.

Ich möchte dazu sagen: Es gibt im Auswärtigen Amt dieses Jobsharing-Modell
auf hohen Positionen schon jetzt - das ist uns wichtig zu betonen -, und
zwar an Auslandsvertretungen, im Generalkonsulat in Montreal und als
stellvertretende Botschafter in Stockholm und Ottawa. Auch diese
Botschaften und das Generalkonsulat sind derzeit auf diesen Posten mit
Ehepartnern besetzt, die sich den Job in dem klassischen Jobsharing teilen.

Frau Kauther und Herr Pollmann haben sich überlegt - da waren sie in der
Ausgestaltung frei -, dass jeder von ihnen ein Dreivierteljahr den
Botschafterposten übernehmen will. Dann wechseln sie, und dann kommt der
andere an die Reihe.

Ich kenne die beiden. Das sind ganz tolle Botschafter, die dorthin gehen.
Für sie war auch das Argument, dass dadurch die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gegeben sein wird, ausschlaggebend, um sich dieses Modell zu
überlegen.

Zur generellen Frage der Gleichberichtigung und wie es im Auswärtigen Amt
aussieht: Das Auswärtige Amt, insbesondere der Bundesaußenminister, fühlt
sich diesem Ziel verpflichtet. Wir streben bis 2025 eine paritätische
Besetzung der Führungspositionen an.

Zur Wahrheit gehört auch: Die Ausgangslage dafür war beziehungsweise ist im
Auswärtigen Amt nicht ganz leicht. Das Diplomatengeschäft war häufig
klassisch männlich dominiert. Das hängt auch mit der Einstellungspraxis in
das Auswärtige Amt in den vergangenen Jahrzehnten zusammen. Die Frauen, die
man in den 80er- und 90er-Jahren nicht eingestellt hat, hat man heute nicht
auf solchen Posten. Wir sind aber da dran und versuchen jetzt, bei der
Einstellungspraxis strikt auf die Parität zu achten. Wir konnten in den
letzten fünf Jahren den Frauenanteil in Führungspositionen schon ziemlich
gut steigern. Im Inland machen Frauen in Führungspositionen etwas mehr als
ein Drittel aus. Im Ausland werden 42 Vertretungen von Frauen geleitet; das
sind knapp 20 Prozent. Das ist okay, aber nichts, worauf wir uns ausruhen
wollen. Das muss noch viel, viel mehr werden.

Wir haben im Auswärtigen Amt ein ganzes Bündel von Maßnahmen aufgesetzt, um
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erreichen: flexible
Arbeitszeiten, Jobsharing-Modelle im In- und Ausland und - das ist mein
persönlicher Eindruck - das Homeoffice, das wir in den letzten Monaten
kennengelernt haben. Ich hoffe, davon werden wir viel hinübernehmen und uns
weiter flexibilisieren. Es gab vorher Teleheimarbeit, und jetzt reden alle,
glaube ich, nur noch von Homeoffice. Ich hoffe, wir werden weiter zu einem
Ausbau dieses Modells kommen.

Es gibt seit dem letzten Jahr - auch das ist eine Initiative des
Außenministers - eine Anlaufstelle für Chancengleichheit und
Geschlechtergerechtigkeit im Auswärtigen Amt. Wir versuchen, uns darum ganz
doll zu kümmern.

Frage: Wie kommentiert die Bundesregierung die kürzlich gemachten Aussagen
türkischer Offizieller, die Hagia Sophia in eine Moschee umzuwandeln?

Wie kommentiert die Bundesregierung die Berichte, dass türkische
Kriegsschiffe die Kontrolle eines Frachtschiffs im Rahmen der
EU-Marinemission IRINI behindert haben?

Adebahr: Ich kann mit dem Thema IRINI anfangen. Die andere Frage ist
wahrscheinlich eine religionspolitische Frage, für die ich mich nicht ganz
zuständig fühle.

Zu IRINI: Die Medienberichte über diesen Zwischenfall sind uns bekannt.
Nach den uns vorliegenden Informationen wollte ein Schiff der Operation
IRINI im Rahmen seines Auftrags am Mittwoch ein Frachtschiff kontrollieren
und ist von türkischen Schiffen davon abgehalten worden. Das sind die
Berichte, die wir im Moment kennen.

Was passiert jetzt? Die Leitung der Operation IRINI wird Informationen zu
diesem Vorfall sammeln, zusammentragen und diese Unterlagen - so ist es in
den Regularien der Sicherheitsratsresolution und der Operation IRINI
vorgesehen - zur Bewertung an einen Experten oder an das zuständige
Expertenpanel der Vereinten Nationen übermitteln. Dort wird dann eine
Bewertung der Sache vorgenommen werden, die ich hier heute "obviously"
nicht vornehmen kann, weil das eine Sache ist, die gerade noch im Anlaufen
ist.

Was ich gerne tue, ist, in diesem Zusammenhang noch einmal erneut an die
Zusagen von allen Beteiligten der Berliner Libyen-Konferenz, die damals
dabei waren, zu erinnern und den Appell an alle beteiligten Staaten zu
erneuern, die Zufuhr von Waffen und Kämpfern nach Libyen zu unterbinden und
die einschlägigen Sicherheitsratsresolutionen dazu zu respektieren.

StS Seibert: Die Diskussion über den Status der Hagia Sophia ist ja nicht
neu. Ich persönlich kenne, offen gestanden, diese letzte Wendung nicht und
kann deswegen dazu auch nicht Stellung nehmen.

Alter: Das Gleiche gilt für uns. Ich kenne die Äußerung nicht. Ich weiß
nicht, von wem sie kommt, was sie beinhaltet und möchte sie an dieser
Stelle auch nicht kommentieren.

Frage: Frau Adebahr, zwei Fragen zu dem Komplex Libyen. Der deutsche
Botschafter hat mit Herrn Haftar gesprochen. Können Sie dazu Näheres sagen?

Das Treffen fand vor dem Hintergrund statt, dass vor Kurzem mehrere
Massengräber mit hunderten von Toten in Gebieten, die bis vor Kurzem unter
der Kontrolle der Truppen von Herrn Haftar waren, entdeckt worden sind.
Gibt es dazu eine Stellungnahme?

Kann Herr Haftar vor diesem Hintergrund überhaupt noch Teil einer
politischen Lösung für Libyen sein?

Adebahr: Was die Massengräber angeht: Wir teilen die Sorge der Vereinten
Nationen und der UN-Mission UNSMIL über diese Massengräber. Diese befinden
sich in der von der Zentralregierung vor Kurzem wieder eingenommenen und
zuvor von der LNA und den verbündeten Milizen gehaltenen Stadt Tarhuna. Wie
die Vereinten Nationen begrüßen auch wir die Einsetzung eines Ausschusses
durch das Justizministerium der Regierung der Nationalen Einheit, mit denen
die Identität der Opfer festgestellt und vor allen Dingen auch die
Hintergründe dieses Fundes aufgeklärt werden. Das ist uns, wie auch den
Vereinten Nationen, ein sehr großes Anliegen. Das sollte möglichst schnell
geschehen.

Zur Frage in Bezug auf Herrn Haftar: Ja, es ist richtig: Der deutsche
Botschafter für Libyen hat in den letzten Tagen in Ost- und West-Libyen
Gespräche mit einer ganzen Reihe von Akteuren geführt. Auch das gehört zu
unserem Engagement als Follow-up des Berliner Prozesses dazu.

So viel kann ich aus den vertraulichen Gesprächen berichten: Ja, wir haben
bei allen Seiten eine Bereitschaft festgestellt und hoffen, an den
5+5-Gesprächen, die ja hier schon viele Male Thema waren, teilzunehmen. Auf
diesen Weg arbeiten wir in diesen vertraulichen Gesprächen diplomatisch
hin. Wir sind nach wie vor der Ansicht, dass es jetzt sehr schön wäre, wenn
diese ohne Verzögerung unter der Leitung der Vereinten Nationen fortgesetzt
werden könnten.

Frage: Frau Adebahr, ich würde ganz gerne auf das Waffenembargo
zurückkommen. Die Türkei hat in den letzten Wochen massiv Waffen nach
Libyen geliefert. Russland hat Kampfflugzeuge nach Libyen verlegt. Es ist
ja nicht so, dass die Appelle der Bundesregierung und anderer erhört worden
wären. Deswegen noch einmal konkret die Frage: Was kann man tun? Glauben
Sie, dass IRINI das wirklich stoppen kann?

Eine andere Frage: Die amerikanische Seite hat vorgeschlagen, künftig zwei
Libyen-Beauftragte zu haben, wenn ich das richtig sehe: einen UN Special
Envoy sowie einen Beauftragten für den innerlibyschen Prozess. Ist das eine
Vorstellung, die die Bundesregierung teilt?

Adebahr: Zur Frage des Waffenembargos und des Unterlaufens: Sie haben,
glaube ich, gehört - und haben den Zusammenhang, in dem ich das gesagt
habe, wahrgenommen -, dass wir noch einmal an alle appellieren, dass dieses
Waffenembargo eingehalten und umgesetzt wird. Glauben wir, dass IRINI dazu
einen Beitrag leistet? Ja, klar. Wir haben sehr dafür geworben, dass diese
Mission auf EU-Ebene entsteht. Wir werden uns für ihre gute und planmäßige
Operation sehr einsetzen und diese unterstützen.

Ich will Sie gerne noch einmal auf die Erklärung hinweisen, die die
Außenminister Deutschlands, Italiens und Frankreichs gemeinsam mit Herrn
Borrell vor, glaube ich, zwei oder drei Tagen abgegeben haben, in der wir
auch noch einmal darauf gedrungen haben, jetzt die 5+5-Militärkommission
tagen zu lassen, um Verhandlungen über einen Waffenstillstand
herbeizuführen, indem wir noch einmal aufgerufen haben, sämtliche
militärische Operationen sofort einzustellen und dies auf der Grundlage des
Waffenstillstandsabkommens vom 23. Februar zu tun. Denn es ist ja nicht so,
dass es nichts gibt. Wir arbeiten weiter für die Umsetzung der Beschlüsse
der Berliner Konferenz. Die politischen Gespräche, die es in dem
Zusammenhang gibt, und auch die Einigkeit und diese Erklärung, die Sie dort
sehen, sind klare Stellungnahmen und Positionierungen, die wir vornehmen.

Zur Frage des Special Envoy: Es gibt - das wurde hier, glaube ich, schon
von Herrn Burger ausgeführt - unterschiedliche Vorstellungen zur
Ausgestaltung des Engagements der Vereinten Nationen in Libyen. Wir
beteiligen uns in New York ganz intensiv daran, dazu unter den Mitgliedern
des Sicherheitsrats einen Konsens zu finden. Man muss ehrlich hinzufügen:
Das Ganze kostet Zeit. Das ist eigentlich Zeit, die wir gerade nicht haben,
weil wir vorankommen wollen. Insofern sind wir da dran, sind guten Mutes,
haben Hoffnung und setzen uns sehr dafür ein, dass es dafür bald eine
Lösung gibt.

Ich nehme jetzt nicht zu einzelnen Vorschlägen, die in der Diskussion sind,
Stellung. Uns leitet in dieser Debatte das Ziel, Frieden für die Menschen
in Libyen und schnell eine handlungsfähige Mission der Vereinten Nationen
hinzubekommen. Das ist das Ziel, an dem sich hoffentlich auch alle
orientieren. In diesem Geiste sind wir in den Gesprächen aktiv.

Frage: Zwei Lernfragen und eine Verständnisfrage.

Frau Adebahr, mit welchen Akteuren hat der deutsche Botschafter für Libyen
in den letzten Tagen neben Herrn Haftar geredet? Sie sagten, es seien
mehrere Akteure gewesen. Können Sie diese benennen?

Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie Sorge über die Massengräber
geäußert haben?

Adebahr: Ich glaube, ich brauche das, was ich zu den Massengräbern gesagt
habe, nicht zu wiederholen.

Zu den Gesprächen, die der Botschafter geführt hat, habe ich gesagt: Er hat
in Ost- und in Westlibyen Gespräche geführt. Dabei würde ich es in diesem
Forum gerne belassen.

Zusatzfrage: Ist geheim, mit wem er dort geredet hat? Wollen Sie das nicht
öffentlich machen?

Adebahr: Das hatten wir auch schon oft: Das sind vertrauliche diplomatische
Gespräche mit Vertretern in Ost- und in Westlibyen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wie bewertet die Bundesregierung das
Seerechtsübereinkommen zwischen Griechenland und Italien, das eine
griechisch-italienische Wirtschaftszone erweitert hat, was auch
Auswirkungen auf Libyen und die Ölverbindung zwischen Libyen und Italien
hat?

StS Seibert: Dazu müsste ich Ihnen etwas nachreichen.

Frage: Herr Seibert, ich wollte fragen, ob Sie schon sagen können, an
welchem Tag die Corona-Warn-App vorgestellt wird. Falls nicht, können Sie
sagen, wann Sie bekanntgeben, an welchem Tag sie vorgestellt wird?

StS Seibert: Die zweite Antwort ist natürlich: rechtzeitig - und wirklich
rechtzeitig. Die Entwicklung der App ist abgeschlossen. Es ist jetzt
sozusagen die Zeit der allerletzten Praxistestungen. Das alles läuft auf
die nächste Woche zu. In genau diesem Zielkorridor sind wir. Wir lassen Sie
es sehr rechtzeitig wissen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium, und zwar, was aus dem
Bund-Länder-Projekt "Polizei 2020" geworden ist.

Alter: Das Projekt läuft. Allerdings habe ich den aktuellen Stand jetzt
nicht parat. Ich müsste Ihnen dazu etwas nachreichen.

Zusatzfrage: Was heißt, dass das Projekt läuft?

Alter: Das Projekt "Polizei 2020" hat insbesondere zum Inhalt, dass auch
der Informations- und Datenaustausch zwischen den Polizeien auf Bund- und
Länderebene verbessert werden kann. Das hat viel damit zu tun, dass die
Datenverfügbarkeit und der konzeptionelle Ansatz des Datenaustauschs
verändert werden. Das ist ein Projekt, das auf mehrere Jahre angelegt ist.
Ich kann Ihnen jetzt ad hoc nicht sagen, was der aktuellste Projektstand
ist.

Frage: Herr Alter, können Sie sagen - oder gegebenenfalls auch nachreichen -
, wann dieses Projekt beschlossen worden ist und ob alle Bundesländer dabei
mitmachen?

Alter: Auch das werde ich nachreichen. Vielleicht bekomme ich in dieser
Pressekonferenz noch die Information. Wenn ich auf die Uhr schaue, ist es
allerdings nicht wahrscheinlich, dass wir die Information noch bekommen.
Ich reiche das aber gerne nach.

Frage: Am Montag war hier die Polizeigewalt vom Wochenende Thema. Eine
Frage war offengeblieben, die Sie bisher nicht nachgereicht haben: War die
Bundespolizei am Wochenende bei Antirassismus-Demos in Städten vor Ort? Es
gibt viele Bildbeweise, die das belegen. Haben Sie Berichte über
Polizeigewalt der Bundespolizei?

Alter: Nein. Uns liegen keine Berichte über Polizeigewalt der Bundespolizei
vor. Die Frage, die offengeblieben war, war die, ob die Bundespolizei im
Rahmen dieser Demonstrationen im Einsatz war. Das ist schon deswegen nicht
auszuschließen, weil die Bundespolizei im Bereich des Bahnverkehrs originär
zuständig ist. Wenn Demonstrationsteilnehmer zu einem Demonstrationsort
anreisen, nutzen sie auch häufig diese Verkehrsmittel. Insofern kann man
die Frage mit "Ja" beantworten. Allerdings war es nach unserer Kenntnis
jedenfalls so, dass die Bundespolizei nicht für Landespolizeien an
konkreten Demonstrationsorten im Einsatz war.

Zusatzfrage: Herr Seibert, haben Sie mittlerweile die Bilder von
Polizeigewalt in mehreren Städten gesehen?

StS Seibert: Es ist wie neulich: Ich habe einzelne Bilder gesehen. Ich
halte es - wie bei allen Polizeieinsätzen - weiterhin für richtig, dass das
örtlich entschieden wird, dass das da, wo es Beschwerden, Klagen oder
Kritik an Einsätzen gibt, örtlich mit der Kenntnis dessen, was wirklich vor
Ort im gesamten Zusammenhang geschehen ist, geklärt wird. Dafür gibt es ja
die Möglichkeiten.

Frage: Eine Frage an das Bundesjustizministerium: Frau Lambrecht hat
gestern angekündigt, Maßnahmen zur Verschärfung des Sexualstrafrechts beim
schweren Missbrauch vom Kindern und beim Besitz von Kinderpornografie zu
ergreifen. Kann man da konkret sagen, was geplant ist und bis wann die
ersten Schritte passiert sein sollen?

Kall: Ja das kann man sagen und das hat die Bundesjustizministerium gestern
auch in Interviews gesagt. Ich kann das gleich gerne noch einmal erläutern.
Sie sprachen nur gerade vom schweren sexuellen Missbrauch: An der Stelle
ändert sich nichts und muss sich nichts ändern, weil das schwere und
schwerste Verbrechen nach dem Strafgesetzbuch sind und gerade keine
"Vergehen", wie es in dieser Woche in Ihrer Zeitung manchmal hieß. Es sind
schwere Verbrechen. Wenn beispielsweise Kinder vergewaltigt werden, dann
liegt das Mindeststrafmaß nicht unter zwei Jahren und die Höchststrafe bei
15 Jahren, und es gibt die Möglichkeit der Sicherheitsverwahrung. Wenn
Kinder körperlich misshandelt werden, dann beträgt das Mindeststrafmaß fünf
Jahre und die Höchststrafe 15 Jahre, ebenfalls mit der Möglichkeit der
Sicherungsverwahrung. Sie haben ja zum Beispiel an den Urteilen im Fall
Lügde - 13 Jahre und Sicherungsverwahrung - gesehen, dass diese Strafen
auch verhängt werden. Das sind also schwere und schwerste Verbrechen. Die
Bundesjustizministerin hat gestern gesagt: Schlimmere Taten kann es kaum
geben.

Die Frage "Vergehen oder Verbrechen?" unterscheidet sich ja im Strafrecht
danach, ob es ein Jahr Mindeststrafe gibt, und beim Grundtatbestand des
sexuellen Kindesmissbrauchs liegt der Strafrahmen bisher zwischen sechs
Monaten und zehn Jahren. Diese Taten sind nicht mit sexueller Gewalt
verbunden, jedenfalls nicht mit körperlicher Gewalt - das muss man immer
erklären -, sondern zum Beispiel - so hat es auch die Justizministerin
gestern gesagt - mit Berührungen in sexueller Weise. Das ist überhaupt
nicht irgendwie zu verharmlosen, aber man muss es von solchen Taten
unterscheiden, wie ich sie vorher genannt habe und die alle, wie gesagt,
nach dem Strafgesetzbuch schwere Verbrechen sind. Mit Blick auf diesen
Grundtatbestand hat die Ministerin gestern angekündigt, einen Vorschlag zu
machen beziehungsweise einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Mindeststrafe
auf ein Jahr anzuheben - die Höchststrafe beträgt zehn Jahre. Wie gesagt,
der sexuelle Kindesmissbrauch, der nicht mit Gewalt, nicht mit Misshandlung
verbunden ist, sondern mit den Formen, die ich gerade genannt habe, wäre
damit, wenn es der Bundestag dann so beschließt, auch ein Verbrechen.

Die zweite, ganz konkrete Änderung, die Frau Lambrecht angekündigt hat, ist
im Bereich der Kinderpornografie die gewerbs- und bandenmäßige Verbreitung.
Kurz gesagt: Wer damit Geld verdient oder kriminelle Tauschringe betreibt -
die Gegenleistung muss nicht in Geld bestehen, sondern kann auch im
Austausch von kinderpornografischen Bildern oder Videos bestehen -, soll
auch als Verbrecher mit einer Mindeststrafe von einem Jahr bestraft werden.
Bisher beträgt dort die Mindeststrafe sechs Monate und das Höchstmaß zehn
Jahre. Künftig würde das, wenn es denn so künftig, bei ein bis zehn Jahren
liegen.

Insofern hat Frau Lambrecht gestern ganz konkrete Vorschläge gemacht, die
ich Ihnen hier jetzt noch einmal nennen konnte. Sie hat gleichzeitig
gesagt, dass es eine permanente Aufgabe ist, jeden Tag für den
bestmöglichen Schutz von Kindern vor sexueller Gewalt und sexueller
Misshandlung zu sorgen und dass da ganz viele Bereiche gefordert sind:
Jugendämter, die Familiengerichte, der Kinderschutz und eben natürlich auch
das Strafrecht und die strafrechtlichen Grundlagen.

Ich kann vielleicht noch darauf hinweisen, dass erst vor zwei Monaten,
Mitte März, die letzten Strafrechtsverschärfungen in diesem Bereich in
Kraft getreten sind. Das eine betrifft die Ausweitung des sogenannten
Cybergroomings, also wenn Erwachsene den Kontakt zu Kindern anbahnen und
Kindern WhatsApp-Nachrichten oder SMS schicken, um einen Kontakt
aufzubauen. Auch das ist jetzt schon eine Tat, die sich im rechtlichen
Sinne sexueller Kindesmissbrauch nennt, und das ist erst im März
ausgeweitet worden. Die zweite Änderung war, die Ermittlungsmöglichkeiten
dadurch deutlich auszuweiten, dass es Ermittlern ermöglicht wurde,
computergenerierte Kinderpornografie - also keine echten
Missbrauchsabbildungen - zu nutzen, um sich Zugang zu Darknet-Portalen zu
verschaffen, die so etwas als Zugangshürde verlangen. Wie gesagt, diese
beiden Änderungen sind erst Mitte März in Kraft getreten. Das zeigt, glaube
ich, ganz gut, dass es eine permanente Arbeit ist und auch wir permanent
daran arbeiten, das Strafrecht weiterzuentwickeln.

Zusatzfrage: Können Sie noch sagen, bis wann der Gesetzentwurf vorliegen
soll und was dazu geführt hat, dass die Ministerin zumindest in diesen zwei
Punkten auf die Forderungen, die die Innenminister der Länder ja schon im
vorigen Jahr erhoben haben und die im Mai auch die Jugendminister aller
Länder unterstützt haben, einzugehen? Was hat sie also bewegt, aktuell doch
in diesen zwei Punkten ihre Position zu verändern?

Kall: Zu Ihrer ersten Frage. Die Ministerin hat es gestern Abend im "heute
journal" gesagt: Das kann sehr schnell gehen. Unser Haus, das
Justizministerium, hat den Auftrag, den Gesetzentwurf sehr schnell zu
erarbeiten und vorzulegen. Das sind die Worte von Frau Lambrecht von
gestern Abend.

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich nur noch einmal wiederholen: Es ist eine
Daueraufgabe, eine permanente Aufgabe, und wir arbeiten permanent daran.
Insofern gibt es auch keine Veränderungen. Die letzten
Strafrechtsverschärfungen gab es vor zwei Monaten, und gestern hat Frau
Lambrecht die beiden genannten konkreten Ankündigungen gemacht.

Zusatzfrage: Die Ministerin vorher aktiv gesagt: Nein, das sei mit ihr
nicht zu machen. Diese zwei Punkte, die sie gestern vorgestellt hat, hat
sie monatelang nicht angefasst, auch auf Bitten unter anderem aus der
Bundesregierung heraus und auf Forderungen von allen Jugendministern der
Länder und allen Innenministern dieses Landes nicht.

Kall: Ich kann jetzt nur noch ein drittes Mal wiederholen: Wir arbeiten
permanent daran, im Strafrecht die Grundlagen dafür zu schaffen, dass
sexueller Kindesmissbrauch bestmöglich bekämpft werden kann.

Ich bitte auch noch einmal, zu differenzieren: All die schrecklichen Taten
aus den letzten Monaten, über die öffentlich diskutiert wird, sind schwere
Verbrechen, und das alles nach heutiger Rechtslage.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium zum Thema Streichung des Begriffs
"Rasse" aus dem Grundgesetz: Der Minister hat sich dazu geäußert,
allerdings ein bisschen abwartend beziehungsweise unklar. Deshalb noch
einmal die Frage: Teilen Sie, teilt der Minister die Auffassung, dass es
keine menschlichen Rassen gibt und dass deshalb der Begriff nach heutigem
Verständnis, so wie er in der Verfassung steht, falsch ist? Das würde ja
nahelegen, dass man ihn zumindest ersetzt. Würde Ihr Haus das unterstützen?

Alter: Der Minister hat sich für eine Diskussion um diese Frage offen
gezeigt. Er hat aber auch darauf hingewiesen, dass die Tatsache, dass
unsere Verfassung so formuliert ist, wie sie im Moment formuliert ist, auch
historische Gründe hat. Artikel 3 des Grundgesetzes ist keine auch nur
scheinbare Akzeptanz von Rassekonzepten zu entnehmen. Vielmehr ist es so,
dass mit dieser Diskriminierungsvorschrift zum Ausdruck gebracht werden
soll, dass vermeintliche Rassekonzeptionen nicht akzeptabel sind und eine
Diskriminierung aufgrund solcher Gedankenmodelle nicht zulässig sind. Den
Vätern und Müttern des Grundgesetzes war es eben gerade nach der Nazizeit
wichtig, deutlich zu machen, dass das nicht geht; denn unmittelbar zuvor
sind ja durch diese Gedanken Millionen von Menschen in die Vernichtung
getrieben worden.

Das ist der historische Hintergrund für diese Formulierung. Der Minister
hat gesagt: Wir können darüber reden, allerdings müssen wir die Diskussion
unter Berücksichtigung aller Argumente führen. Das Ergebnis hat er
ausdrücklich offen gelassen.

Kall: Ich würde für die Justizministerin und unser Ministerium gerne noch
ergänzen, dass wir für eine Ersetzung des Begriffs "Rasse" in Artikel 3
Absatz 3 offen sind und dass auch wir finden, dass es eine breite
Diskussion braucht, so wie es, wenn es Veränderungen an den Grundrechten,
an den ersten 20 Artikeln des Grundgesetzes gab - Sie wissen, dass das sehr
selten ist -, breite Diskussionen im parlamentarischen Raum und in der
Öffentlichkeit darüber gegeben hat. Wir wollen darauf hinweisen, dass man,
wenn man den Begriff "Rasse" ersetzt, der ja die historischen Gründe hat,
die Herr Alter gerade genannt hat, natürlich dafür sorgen muss, dass der
neue Begriff, den man einfügt, den gleichen breiten Schutz vor jeglicher
rassistischer Diskriminierung beinhaltet und von den Gerichten in jedem
Fall in der gleichen Breite ausgelegt wird, wie es bisher der Fall ist.

Frage: Herr Seibert, wie steht die Kanzlerin zu dieser Debatte? Ist sie
dafür, den Begriff "Rasse" aus dem Grundgesetz zu streichen?

StS Seibert: Zunächst einmal würde ich gern festhalten, dass das Ziel, uns
jeder Form von Rassismus entgegenzustellen, uns alle eint - und ich denke,
auch die Menschen auf beiden Seiten dieser Debatte eint. Es ist richtig vom
Kollegen, dass man auch noch einmal auf den historischen Zusammenhang der
Formulierungen des Artikel 3 hinweist. Die Verfasser des Grundgesetzes
haben nach Jahren, in denen ein staatlicher Rassenwahn unser Land und den
ganzen Kontinent in namenloses Unglück gestürzt hat, 1949 mit dieser
Formulierung ein ganz klares Zeichen gesetzt. Ich denke, dafür muss man
ihnen, wie für das gesamte Grundgesetz, dankbar sein.

Jetzt, 71 Jahre später, gibt es eine gesellschaftliche und auch eine
parteipolitische Debatte. Diese Debatte ist wichtig, und auf beiden Seiten
dieser Debatte kommen nachdenkenswerte Argumente. Insofern ist die
Bundeskanzlerin wie auch der Bundesinnenminister und die
Bundesjustizministerin für diese Debatte grundsätzlich offen. Aber da gibt
es mancherlei zu bedenken.

Zusatzfrage: Was genau?

StS Seibert: Das ist ja hier genannt worden: Der historische Zusammenhang,
die Tatsache, dass mit Streichen oder nicht Streichen eines Begriffes das
Problem vielleicht noch nicht gelöst ist. Es ist eine Debatte. Die
Bundeskanzlerin ist offen für eine solche Debatte. Was man von beiden
Seiten hört, macht durchaus nachdenklich.

Alter: Wenn ich nur noch einen Satz ergänzen darf: Es ist beispielsweise
auch zu berücksichtigen, dass diese Begrifflichkeit auch in vielen
internationalen Grundsatzdokumenten enthalten ist, beispielsweise in der
Genfer Flüchtlingskonvention oder in der Menschenrechtskonvention. Das
macht deutlich, dass wir hier keine isolierte Diskussion führen können. Wir
können die Diskussion führen, allerdings unter Berücksichtigung der
Komplexität, die dieses Thema mit sich bringt.

Frage: Das Justizministerium und das Innenministerium haben eine Studie zum
"racial profiling" bei der Polizei aufgelegt. Können Sie sagen, von wann
diese Studie ist, also wann sie beschlossen haben, diese Studie zu machen,
und ob alle Bundesländer da mitmachen?

Alter: Ich würde gern beginnen, und zwar zunächst einmal mit der Position
des BMI zum Thema. Die ist nämlich sehr klar: "racial profiling" ist
unzulässig, und die diskriminierungsfreie Anwendung polizeilicher
Befugnisse ist ein wesentlicher Bestandteil der polizeilichen Ausbildung
von der ersten Ausbildungsstunde an. Gleichwohl wissen wir, dass es
Einzelfälle gibt, die uns berichtet werden. Wir haben hier auch Stellung
genommen. Es sind nicht viele Fälle, aber es sind Fälle, die uns zum Teil
extern, aber in großer und überwiegender Anzahl durch interne Hinweise
bekannt werden.

Es ist natürlich auch so, dass die Thematik auch von externen unabhängigen
Gremien betreut wird, die sich mit vielen Staaten auseinandersetzen, so
etwas der UN-Ausschuss zur Beseitigung von Rassendiskriminierung oder die
Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz, die sich in
regelmäßigen Abständen mit Staaten beschäftigen - damit auch mit der
Polizei - und dann ihre Berichte vorlegen. Im Rahmen dessen wird die
Thematik "racial profiling" immer benannt. Wir beschäftigen uns seit vielen
Jahren damit. Ich habe hier dargestellt, was wir auch aktiv tun, etwa
dadurch, dass wir in der Aus- und Fortbildung mit NGOs zusammenarbeiten und
versuchen, die Betroffenenperspektive mit einzubinden, um eine höhere
Sensibilisierung für das Thema zu erreichen.

Im März 2020 ist der Bericht der Europäischen Kommission gegen Rassismus
und Intoleranz vorgelegt worden, der mehrere Empfehlungen enthält, unter
anderem auch die Empfehlung zu diesem Thema, eine Studie zu machen, um die
Faktenlage zu diesem Thema noch etwas stärker herauszustellen. Wir
beschäftigen uns mit diesen Empfehlungen routinemäßig, auch in diesem Jahr,
und sind daher mit dem Bundesjustizministerium in Gesprächen und denken
darüber nach, wie man diese Empfehlung umsetzen kann.

Zusatzfrage: Aber die Studie läuft ja schon, oder nicht?

Alter: Es gibt noch keine Studie und es ist auch noch nicht klar, wie diese
Studie konkret ausgestaltet werden soll. Auch das Studiendesign ist noch
offen. Ich will es noch einmal sagen: Diese konkrete Empfehlung ist vom 17.
März 2020, und wir sind dazu in Gesprächen.

Zusatzfrage: Haben Sie schon mit den Bundesländern darüber gesprochen, ob
die mitmachen würden?

Alter: Nein, diese Gespräche sind nach meiner Kenntnis noch nicht geführt
worden. Es findet jetzt zunächst einmal auf Bundesebene ein Austausch
statt, wie man das realisieren kann. Es ist Ausdruck dessen, was wir hier
mehrfach gesagt haben, nämlich dass wir uns dieser Thematik nicht
grundsätzlich verweigern, damit einhergehend aber auch nicht sozusagen die
Botschaft aussenden wollen, wir hätten ein Riesenproblem zu lösen. Wir
beschäftigen uns vielmehr ganz neutral damit - das ist auch angemessen -,
und auf der Grundlage der Empfehlungen führen wir jetzt die Gespräche.

Kall: Ich kann das, was Herr Alter gesagt hat, für uns nur unterstreichen:
Diese Studie steht am Anfang, das hören Sie heraus. Es ist aber klar, dass
es diese Studie geben soll. Das ist aus unserer Sicht auch sehr wichtig,
und wir haben uns dafür gerade aufgrund der Empfehlungen der Europäischen
Kommission gegen Rassismus und Intoleranz sehr eingesetzt. Dabei geht es
vor allem auch darum, das, was von Rassismus Betroffene über Fälle von
"racial profiling" berichten, ernst zu nehmen, wissenschaftlich zu
dokumentieren und diesem Phänomen wirklich eine klare Faktenbasis zu geben,
um darauf aufbauend über mögliche Gegenmaßnahmen diskutieren zu können.
Insofern ist das aus unserer Sicht eine wichtige Studie, an der wir uns
beteiligen.

Kolberg: Ich möchte noch etwas zu der Frage mit den Dienstwagen
nachreichen. Da sind zwei Punkte auseinanderzuhalten: Erstens gibt es im
Corona-Steuerhilfegesetz, das wir heute auf den Weg gebracht haben, eine
Verbesserung für Dienstwagen. Sie bezieht sich auf die Besteuerung privater
Nutzung im Bereich der Einkommensbesteuerung, und da geht es nur um
Dienstwagen ohne CO2-Emissionen. Zweitens: Im Kraftfahrzeugsteuergesetz
gibt es keine spezielle Regelung; da wird zwischen der privaten Nutzung und
der Nutzung als Dienstwagen grundsätzlich nicht unterschieden. Die
Besteuerung knüpft da an den Hubraum und die CO2-Emissionen an - darüber
haben wir eben ja schon gesprochen. Dabei spielt also grundsätzlich keine
Rolle, ob es sich um einen Dienstwagen oder um einen Privat-Pkw handelt.

Frage: Das bedeutet - und das war ja der Inhalt meiner Frage -, eine
mögliche Lenkungswirkung dadurch, dass man beschließt, Dienstwagen, die den
Richtwert von 95 Gramm CO2 pro Kilometer überschreiten, nicht mehr zu
fördern oder absetzbar zu machen, wird als Maßnahme nicht in Aussicht
genommen?

Kolberg: Ich habe ja eben gesagt: Im Einkommensteuergesetz ist es schon so.
Die Förderung, die wir jetzt zusätzlich machen, bezieht sich nur auf
Fahrzeuge ohne CO2-Emissionen.

Freitag, 12. Juni 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 12. Juni 2020
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EUROPA/1695: Ziel des Brexit-Spitzentreffens muss mindestens ein Rahmenabkommen sein

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Juni 2020

LINK: Ziel des Brexit-Spitzentreffens muss mindestens ein
Rahmenabkommen sein



Zum Spitzentreffen der EU mit Großbritannien erklärt der
europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Um Großbritannien ab 2021 zur unabhängigen Handelsnation erklären zu
können, nimmt Premierminister Johnson augenscheinlich auch einen
harten Brexit billigend in Kauf. Mit dieser Strategie riskiert er
nach der Corona-Krise einen zweiten Schock für die bereits
krisengeschüttelte Wirtschaft. Daran kann auch Großbritannien kein
Interesse haben. Johnson muss jetzt endlich Pragmatismus zeigen. Ziel
des Brexit-Spitzentreffens muss es sein, mindestens ein
Rahmenabkommen zu erreichen. Dieses könnte der europäischen und der
britischen Wirtschaft eine gewisse Planungssicherheit bieten. Die
Bundesregierung muss Deutschland dennoch zwingend auch auf einen
'No-Deal-Brexit' vorbereiten, denn dieser bleibt leider ein
realistisches Szenario. Jetzt die Hände in den Schoss zu legen, wäre
grob fahrlässig."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3134: Bundesregierung muss schnell Vereinbarungen mit Reisestaaten außerhalb der EU treffen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Juni 2020

KLINGE: Bundesregierung muss schnell Vereinbarungen mit
Reisestaaten außerhalb der EU treffen



Zur Aufhebung der Reisewarnung für 27 europäische Länder erklärt der
tourismuspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Marcel Klinge:

"Dass die Reisewarnung für 27 europäische Länder aufgehoben wurde,
ist für den Tourismus ein wichtiger Schritt, der allerdings schon
früher möglich gewesen wäre. Klassische Urlaubsländer rund um das
Mittelmeer hatten bereits vor einiger Zeit geeignete Hygiene-Konzepte
entwickelt. Außenminister Maas hat sich unnötig viel Zeit gelassen.
Es muss nun schnell der nächste Schritt folgen. Die pauschale
Reisewarnung für über 160 weitere Staaten raubt der Reisewirtschaft
das wichtige Sommergeschäft und verstärkt die Unsicherheit bei vielen
Menschen. Deshalb fordert die FDP-Fraktion die Bundesregierung auf,
schnell Vereinbarungen mit Reisestaaten außerhalb der EU zu treffen,
die geeignete Sicherheits- und Hygiene-Konzepte sowie niedrige
Corona-Fallzahlen haben. Bleibt dies aus, droht vielen kleinen und
mittelständische Betriebe die Insolvenz. Die Große Koalition muss
zügig nachlegen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5514: Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.06.2020

Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern

Christian Baldauf: Sexueller Missbrauch von Kindern ist Mord an
Kinderseelen - Gesamtkonzept zur Bekämpfung und deutliche Erhöhung der
Mindeststrafen nötig



Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, spricht
sich für ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs
von Kindern und eine deutliche Erhöhung der Mindeststrafen aus:

"In Deutschland werden Tag für Tag ca. 43 Kinder Opfer sexuellen
Missbrauchs, d.h. rd. 16.000 Kinder im Jahr. Das ist nur die Spitze
des Eisbergs. Es ist von einer großen Dunkelziffer auszugehen. Auch in
Rheinland-Pfalz nehmen die Straftaten, bei denen Kinder Opfer
sexueller Gewalt werden, deutlich zu. Aus der rheinland-pfälzischen
Kriminalitätsstatistik für 2019 geht hervor, dass insgesamt die
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung sprunghaft angestiegen
sind. Im Bereich der Verbreitung, dem Erwerb, dem Besitz und der
Herstellung kinderpornografscher Schriften (Erzeugnisse) stieg die
Zahl auf 681 (+72,4%) Fälle an. Auch wenn ein Großteil der
Tatverdächtigen Minderjährige waren, zeigen die Zahlen, dass es
insgesamt auch einen deutlichen Anstieg bei volljährigen
Tatverdächtigen gibt.

Wir brauchen dringend ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung des sexuellen
Missbrauchs von Kindern und der Fertigung und Verbreitung von
Kinderpornografie. Dazu gehört zum einen eine deutliche Verschärfung
des Strafrahmens für die verschiedenen hier greifenden Delikte. Zum
anderen müssen wir die beteiligten Institutionen stärken. Das beginnt
bei den Strafverfolgungsbehörden und reicht bis hin zu den
Jugendämtern. Nur, wenn wir hier einen klaren Schwerpunkt bilden und
den notwendigen personellen, sächlichen und finanziellen Rahmen
schaffen, können Fahndungserfolge wie jüngst in Nordrhein-Westfalen
erzielt werden."


Zur Problematik im Einzelnen:

"Differenzierung ist wichtig: Ein Großteil der betroffenen Kinder und
Jugendlichen wird missbraucht, ohne dass hiervon Videoaufnahmen oder
ähnliches von den Missbrauchshandlungen gefertigt werden. Der
Missbrauch findet in der `realen Welt` statt - in den Kinderzimmern,
den Schrebergärten oder auf Campingplätzen. Er dringt nicht nach
außen. In solchen Fällen ist es der Polizei durch ihre
Ermittlungsarbeit, wenn überhaupt nur äußerst schwer möglich, diese
aufzuspüren. Deshalb ist es besonders wichtig, dass die staatlichen
Einrichtungen, Ärzte sowie Verwandte, Freunde, Bekannte und Nachbarn
bei Verdacht von sexuellem Missbrauch sofort aktiv werden und die
Polizei verständigen.

Daneben gibt es auch den sexuellen Missbrauch von Kindern und
Jugendlichen, der gefilmt und verbreitet wird. Er wird - jedenfalls im
Darknet - öffentlich. Hier haben die Ermittler die Möglichkeit, das
Darknet zu durchsuchen und die Täter ausfindig zu machen. Für die
Bekämpfung der Kinderpornografie ist es deshalb notwendig, dass die
Polizei besser personell ausgestattet wird und die Rechtsgrundlagen
erhält, um noch effektiver gegen Kinderpornographie vorgehen zu
können. In diesem Zusammenhang muss die Vorratsdatenspeicherung
verbessert werden. Hier darf es keinen Täterschutz mehr geben - kein
Kinderpornokonsument hat Anspruch auf Privatsphäre.

Egal, ob der Missbrauch `nur` in der analogen Welt erfolgt oder auch
in die digitale Welt dringt - er ist widerwärtig und muss hart
bestraft werden. Dass die Bundesjustizministerin zwischenzeitlich
härteren Strafen zugestimmt hat, begrüße ich.

Der Konsum von Kinderpornografie ist häufig der `Einstieg`. Durch die
zu- nehmende Digitalisierung ist es viel leichter als früher, an
Kinderpornos zu kommen. Deshalb ist Abschreckung notwendig. Die
Verbreitung, den Erwerb und den Besitz von Kinderpornografie in
jeglicher Form von einem Vergehen zu einem Verbrechen hochzustufen,
ist der erste richtige Schritt. Hier ist es aber notwendig, die
Mindeststrafe auf zwei Jahre anzuheben, damit die Strafe nicht mehr
zur Bewährung ausgesetzt werden kann. Niemand stößt nämlich `durch
Zufall` auf Kinderpornos. Diese müssen aktiv im Darknet gesucht
werden.

Im Bereich des sexuellen Missbrauchs und der gewerbsmäßigen
Herstellung kinderpornografischer Schriften ist es aber nicht mit
einer marginalen Anhebung des Strafrahmens getan. Hier ist der
Gesetzgeber verpflichtet, den Strafrahmen deutlich anzuheben und keine
Kosmetik zu betreiben. Ich fordere:

Wer Kinder schwer sexuell missbraucht muss für mindestens 14 Jahre
ins Gefängnis. Wer Kinder schwer sexuell missbraucht und hiervon
Aufnahmen macht und diese veröffentlicht um damit Geld zu verdienen,
sollte für mindestens 15 Jahre in das Gefängnis. Denn der sexuelle
Missbrauch an Kindern ist `Mord an Kinderseelen`. Diese Straftat muss
deshalb auch entsprechend hart bestraft werden. Die betroffenen Kinder
leiden ihr Leben lang darunter.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine solche Erhöhung der
Mindestfreiheitsstrafe sehe ich nicht. Denn das Strafgesetzbuch sieht
als Höchstmaß der Freiheitsstrafe fünfzehn Jahre vor. In Anbetracht
des begangenen Unrechts erscheint die Ausschöpfung dieses Rahmens mehr
als vertretbar.

Mir ist bewusst, dass durch die drakonischen Strafen wahrscheinlich
kein sexueller Missbrauch verhindert werden wird. Denn die Täter sind
psychisch krank bzw. verfügen über hohe kriminelle Energie. Deshalb
steht bei einem solch harten Strafrahmen auch nicht allein die
Abschreckung, sondern die Bestrafung des getanen Unrechts im Fokus.
Zudem ist es gerade bei psychisch kranken Triebtätern notwendig und
wichtig, dass sie möglichst lange in Gewahrsam genommen werden. Denn
nur so werden unsere Kinder effektiv geschützt.

Harte Strafen alleine reichen aber nicht aus. Wir brauchen auch eine
noch stärkere Präventionsarbeit und eine Verzahnung von staatlichen
Einrichtungen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5513: App ist wichtiger Baustein zur Eindämmung des Coronavirus (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 15.06.2020

App ist wichtiger Baustein zur Eindämmung des Coronavirus -
Freiwilligkeit und Datenschutz sicherstellen



Am morgigen Dienstag soll die Corona-App der Bundesregierung
vorgestellt werden. Dazu erklärt Pia Schellhammer, digitalpolitische
Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Trotz einiger Lockerungen ist die Corona-Pandemie noch nicht
ausgestanden. Die Corona-App bietet die Möglichkeit, das
allgegenwärtige Ansteckungsrisiko besser im Blick zu behalten. Ganz
wichtig: Die App kann Abstand und Mund-Nasen-Schutz als Maßnahmen zur
Eindämmung des Virus nicht ersetzen. Aber sie ist ein Baustein, um das
Infektionsgeschehen zu kontrollieren und ermöglicht es den
Gesundheitsämtern, schnell und gezielt Infektionsketten zu
durchbrechen. Wir wollen deshalb alle Bürgerinnen und Bürger in
Rheinland-Pfalz ermutigen, die App zu installieren und so gemeinsam
für mehr Sicherheit zu sorgen. Denn nur, wenn viele Menschen die App
nutzen, kann sie zuverlässig funktionieren.

Wir GRÜNEN haben den Prozess zur Entwicklung einer Corona-App von
Anfang an konstruktiv-kritisch begleitet und betont, dass eine solche
App für uns nur auf freiwilliger Basis und auf Grundlage höchster
Datenschutz- und IT-Sicherheitsstandards denkbar ist. Personen, die
die App nutzen, dürfen nicht bevorzugt werden - genauso wenig dürfen
diejenigen, die sie nicht nutzen, benachteiligt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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VERKEHR/903: Dringend benötigte Hilfen für Busbranchen können jetzt fließen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Dringend benötigte Hilfen für Busbranchen können jetzt fließen



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Bela Bach, zuständige Berichterstatterin:

Das Bundeskabinett hat umfangreiche Überbrückungshilfen für kleine und
mittelständische Unternehmer, insbesondere auch für Unternehmen aus
der Bus- und Bustouristikbranche, beschlossen.

"Mit den vom Bundeskabinett beschlossenen Überbrückungshilfen erhalten
insbesondere die stark unter der Corona-Krise leidenden Bus- und
Bustouristikunternehmen dringend benötigte Liquiditätshilfen. Die
Hilfen sind notwendig, um Insolvenzen in der Busbranche abzuwenden.
Trotz der Lockerungen dürfen Busunternehmen weiterhin nur
eingeschränkt ihren Betrieb ausüben. Ferner gehören Bus- und
Bustouristikunternehmen zu den Branchen, die im engen Kontakt zum
Endkunden stehen.

Außerdem erschweren die geltenden Abstandsregeln, Fahrverbote und
bundesweite Hygienebestimmungen häufig einen wirtschaftlichen
Weiterbetrieb. Die beschlossenen Hilfen werden in Form von Zuschüssen
gewährt. Als Voraussetzung wird angenommen, dass die
Geschäftstätigkeit in Folge der Corona-Krise vollständig oder zu
wesentlichen Teilen zum Erliegen gekommen ist. Ebenso muss der Umsatz
in den Monaten April und Mai 2020 um durchschnittlich mindestens 60
Prozent gegenüber April und Mai 2019 eingebrochen sein. Die Förderung
beträgt höchstens 150.000 Euro für drei Monate. Für kleine Unternehmen
mit bis zu fünf bzw. zehn Beschäftigten gelten niedrigere
Deckelungsbeträge (9.000 bzw. 15.000 Euro). Wir begrüßen ausdrücklich,
dass bei Kleinunternehmen mit sehr hohen Fixkosten die
Deckelungsbeträge in begründeten Ausnahmefällen auch überschritten
werden dürfen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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ASIEN/996: Vor großen Herausforderungen - Der 13. Nationale Volkskongress beriet in Peking (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 24 vom 12. Juni 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Vor großen Herausforderungen


Der 13. Nationale Volkskongress beriet in Peking

Von Klaus Wagener



Die 2.900 Delegierten des Nationalen Volkskongresses der Volksrepublik
China standen vor einer komplizierten Situation. Dabei gehörte der Umstand,
dass der Kongress wegen der Covid-19-Epidemie von März auf Ende Mai
verschoben wurde, noch zu den geringsten Problemen. Viel gravierender sind
die durch die Seuchenbekämpfung verursachten ökonomischen Schwierigkeiten
und die zunehmende ökonomische, politische und letztlich auch militärische
Aggressivität des US-Imperiums. Die Situation in Hongkong eskaliert nach
der partiellen Beruhigung durch den Lockdown wieder. Die US-Regierung und
die imperialen Kampfmedien sehen hier eine geeignete Bühne, um von dem
eigenen Corona-Desaster und der gigantischen Reichen-Bereicherung in der
Krise abzulenken. Die China-Falken in der Trump-Mannschaft haben eine
drastische Verschärfung der Huawei-Blockade durchgesetzt. Der US-Präsident
hat gedroht, den Handel mit China völlig einzufrieren und hat die Lage im
Südchinesischen Meer durch wiederholte Militärprovokationen in der Straße
von Taiwan und Waffenlieferungen an die abtrünnige Insel angeheizt. Donald
Trump möchte im Wahlkampfjahr gern den starken Mann geben. Es dürfte
allerdings eine Fehleinschätzung sein, davon auszugehen, dass das 
China-Bashing nach der US-Wahl vorüber ist.

Das Imperium ist mit der Krise 2007 ff. in eine Phase der strukturellen
Schwäche eingetreten. Mit Ausbruch der Krise 2020 hat sich diese Schwäche
nochmals verstärkt. In fast allen größeren Städten der USA ist es nach dem
Mord an George Floyd zu aufstandsähnlichen Protesten der Millionen
Arbeitslosen, Verarmten und Entrechteten gekommen. Zweistellige
Billionensummen müssen "gedruckt" und in den Markt gepresst werden, um
einen Totalabsturz zu vermeiden. Diese Schwäche soll durch Aggressivität
kompensiert werden. Die eurasischen Mächte, allen voran China, sind
erklärtermaßen vom Pentagon und auch vom Weißen Haus als strategische
Herausforderer und Gegner markiert worden. Die Trump-Regierung versucht,
die große Verunsicherung in dieser Krise zu nutzen, um die antichinesische
Agenda zu popularisieren und durchzusetzen. Diese Lage dürfte sich
kurzfristig kaum bessern. Im Gegenteil.

Schon vor Corona hat die chinesische Führung klargemacht, dass sie den
bisherigen Kurs außenpolitischer Zurückhaltung aufgeben und künftig den
Angriffen Washingtons entschlossen entgegentreten wird. Im Falle
Australiens, dessen rechts-neoliberale Führung sich ausgesprochen lautstark
an dem Versuch beteiligte, China für den Ausbruch von SARS CoV-2
verantwortlich zu machen, handelte Peking sehr schnell und verhängte einen
Zoll von 80 Prozent auf australische Gerste. Diese Haltung ließen die
Delegierten des Nationalen Volkskongresses auch in Bezug auf Hongkong
erkennen. Hongkong ist seit 1997 wieder Teil des chinesischen
Staatsgebietes nach 156 Jahren autoritärer britischer Kolonialherrschaft.
Der britische Statthalter wurde von London eingesetzt. Wahlen gab es nicht.
Nachdem es die Hongkonger Verwaltung 23 lang Jahre nicht geschafft hat, das
vereinbarte Sicherheitsgesetz zu erlassen, was die US-Dienste als Einladung
begriffen, eine der bei ihnen so beliebten gewalttätigen 
Farben-Konterrevolutionen zu orchestrieren, hat es der Volkskongress nun getan -
nach fast einem Jahr des Vandalismus und des Terrors der
"Schwarzmaskierten" gegen Andersd
enkende. Ziel des Sicherheitsgesetzes ist es, den Vandalismus, den Terror
und die Einmischung des Auslands zu unterbinden, nicht den Status der
kapitalistischen Sonderverwaltungszone, "Ein Land, zwei Systeme", zu
beenden.

Der zentrale Schwerpunkt des Volkskongresses aber war, die Wirtschaft des
Landes nach der erfolgreichen Bekämpfung der Pandemie wieder zu voller
Leistungsfähigkeit zurückzuführen. Das dürfte angesichts der zerrissenen
internationalen Produktionsketten, des enormen globalen Nachfrageeinbruchs
und der inzwischen massiven US-Sanktionen keine leichte Aufgabe sein. Der
Volkskongress hat daher darauf verzichtet, ein Wachstumsziel zu
formulieren, da die Wirtschaftsentwicklung in der derzeitigen
Krisensituation von vielen Faktoren abhängig ist, die sich außerhalb der
Entscheidungsbefugnis der chinesischen Führung befinden. Allerdings ist
eine rasche wirtschaftliche Erholung dringend erforderlich, um den
Aggressionen des Imperiums wirksam entgegentreten zu können. So wird getan,
was im Lande selbst möglich ist. Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur wird
mit großer Energie weiter vorangetrieben. Noch in diesem Jahr soll das
Schienennetz auf 146.000 Kilometer und das Hochgeschwindigkeitsnetz auf
39.000 Kilometer ausgebaut werden. Großprojekte wie die 17,3 Kilometer
lange Zhoushan-Daishan-Brücke oder Versorgungseinrichtungen wie der 2,2
Milliarden Kubikmeter fassende Staudamm des Wassersteuerungs- und
Stromerzeugungprojektes in der autonomen uigurischen Provinz Xinjiang
werden trotz Corona planmäßig fertiggestellt. Derzeit werden etwa 10.000 
5G-Basistationen wöchentlich in China aufgebaut und große Anstrengungen zur
Verbesserung der eigenen Chip-Produktion unternommen. Die chinesische
Wirtschaft befand sich schon vor Corona in einer komplizierten Umbauphase,
weg von der exportlastigen Billigproduktion hin zu Produktionen mittlerer
und hoher Qualität mit hohen Wertschöpfungs- und größeren
Binnenmarktanteilen. Durch die protektionistischen Blockadestrategien des
US-Imperiums werden dieser Trend und die Tend
enz zur Entkopplung der US-dominierten "westlichen" Sphäre von den
aufstrebenden, durch die Belt-and-Road-Initiative verbundenen eurasischen
und afrikanischen Mächten weiter verstärkt werden. Die Volksrepublik hat
hierzu ein deutliches Signal gesetzt und im gemeinsamen Kampf gegen 
Covid-19 ein Schuldenmoratorium für 77 Staaten mit niedrigem Sozialprodukt
erlassen.

 * 
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TÜRKEI/016: Demokratische Partei der Völker (HDP) - startet Demokratiemarsch auf Ankara (Civaka Azad)

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

HDP startet Demokratiemarsch auf Ankara



Mit einem "Demokratiemarsch gegen den Putsch" will die Demokratische Partei
der Völker (HDP) ab dem heutigen Tag, dem 15. Juni, ihren demokratischen
Aufbruch gegen den autoritären Regierungskurs in der Türkei einleiten. Die
Startpunkte des Marsches Edirne, die westlichste Großstadt der Türkei, wo
auch der frühere Ko-Vorsitzende Selahattin Demirtaş inhaftiert ist und
der südöstlichsten Stadt Colemêrg (türk . Hakkari) in der Nähe des
Dreiländerecks Türkei-Irak-Iran. Ziel der beiden Demonstrationszüge soll
nach einem fünftägigen Marsch mit Zwischenhalten in verschiedenen Städten
am 20. Juni die Hauptstadt Ankara sein. Das Motto des Protestzuges ist
"Demokratiemarsch gegen den politischen Putsch", unter welchem die HDP die
Absetzung ihrer gewählten Bürgermeisteren und Abgeordneten versteht. Der
HDP-Abgeordnete Tayyip Temel erklärte zu dem Marsch auf Ankara, dass es bei
der Aktion nicht nur um den Mandatsentzug von Abgeordneten geht, sondern
vielmehr um eine Initiative, um den grundsätzlichen Machtmissbrauch der
Regierungspartei AKP zu stoppen.

Sternmarsch als Teil des demokratischen Aufbruchs

Die HDP hatte bereits Anfang Juni ihre Roadmap [1] für demokratischen
Aufbruch vorgelegt. In einem Neun-Punkte-Plan ruft die HDP
gesellschaftliche Interessengruppen dazu auf, die gemeinsamen Kräfte zu
bündeln. Die Türkei schlittere in die wohl größte Krise ihrer jüngeren
Geschichte: "Tiefe soziale, politische und wirtschaftliche Spannungen, die
das ganze Land fest im Griff haben, werden durch die Corona-Pandemie weiter
verschärft. Die Politik der Erdoğan-Regierung führt nur zu einer
weiteren Destabilisierung und der Zunahme von Armut, Arbeitslosigkeit und
Unterdrückung der Bevölkerung." Um eine demokratische Entwicklung der
Türkei nachhaltig zu fördern, bedarf es eines neuen demokratiepolitischen
Ansatzes, so die HDP. Die Zusammenkünfte mit gesellschaftlichen
Interessengruppen und Aktivitäten wie Massenproteste und Aktionen des
zivilen Ungehorsams sollen als Teil eines demokratischen Aufbruchs auch
nach dem Sternmarsch auf Ankara bis zum Weltfriedentag am 1. September
fortgeführt werden.

Türkische Regierung will den Marsch unterbinden

Unterdessen hat das türkische Innenministerium eine Anordnung erlassen, auf
deren Basis mehrere Provinzen abgeriegelt und alle öffentlichen
Veranstaltungen verboten worden sind. Damit soll der Demokratiemarsch der
HDP verboten werden. So hat der Gouverneur der Provinz Edirne, dem
westlichen Startpunkt des Marsches, kurzfristig eine Einreisesperre
erlassen, um den Protest zu sabotieren. Auch weitere Städte wie Wan (Van)
und Tekirdağ, durch welche die beiden Demonstrationszüge führen
sollen, wurden bereits öffentliche Versammlungsverbote verhängt, die mit
der Corona-Pandemie begründet werden.


Anmerkung:

[1] https://anfdeutsch.com/aktuelles/hdp-legt-roadmap-fuer-demokratischen-aufbruch-vor-19528

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137
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FINANZEN/555: Zuschuss für Studierende in akuter Notlage kann ab Dienstag beantragt werden (BMBF)

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 15.06.2020

Zuschuss für Studierende in akuter Notlage kann ab Dienstag beantragt
werden

Online-Antrag über www.ueberbrueckungshilfe-studierende.de



Ab Dienstag können Studierende, die infolge der Corona-Pandemie in
besonders akuter Not und unmittelbar auf Hilfe angewiesen sind,
Überbrückungshilfe in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses bei ihrem
Studenten- bzw. Studierendenwerk beantragen. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Die Corona-Pandemie hat in Deutschland die gesamte Gesellschaft erfasst.
Ziel der Bundesregierung ist es, Härten für die Menschen in Deutschland
abzufedern und so gut wie möglich durch diese schwere globale Krise
durchzukommen. Dies gilt auch für Studierende.

Mir ist bewusst: viele Studierende haben ihre Jobs verloren, bei vielen ist
die Unterstützung durch ihre Familie weggebrochen. Deshalb habe ich von
Beginn der Pandemie an umfangreiche Maßnahmen ergriffen, um Härten für
Studierende abzufedern. Wir haben ein Paket geschnürt, das neben
Anpassungen des BAföG eine Überbrückungshilfe mit zwei Sicherungsnetzen
umfasst. Das ist ein umfassendes Paket, das der aktuellen Ausnahmesituation
entspricht.

Im BAföG habe ich bereits im März per Erlass klarstellen lassen, dass
BAföG-Geförderte keine Nachteile erleiden sollen, wenn zum Beispiel
Lehrangebote oder Prüfungen wegen der Corona-Pandemie nicht stattfinden
können. Verdienen die Eltern pandemiebedingt weniger, kann ein
Aktualisierungsantrag für den laufenden BAföG-Bewilligungszeitraum gestellt
werden. Die Anrechnungsregeln im BAföG haben wir angepasst: Wer in der
aktuellen Krise in systemrelevanten Branchen unsere Gesellschaft
unterstützt, behält damit seine volle BAföG-Förderung.

Zudem haben wir für betroffene Studierende eine Überbrückungshilfe
geschaffen. Das größte Sicherungsnetz ist der bewährte KfW-Studienkredit,
der grundsätzlich jedem Studierenden stabile und schnelle Unterstützung
bietet. Dieser ist bereits seit Mai bis Ende März 2021 für alle zinslos
gestellt und seit Juni für ausländische Studierende geöffnet, die bislang
nicht antragsberechtigt waren. Viele Studierende haben dieses Angebot
genutzt: Im Mai hat sich die Zahl der Anträge im Vergleich zum April mehr
als vervierfacht. Das entspricht einem Finanzvolumen im Mai von über 167
Millionen Euro. Auch die rund 60.500 Studierenden, die schon bisher einen
Studienkredit bezogen haben, werden durch die Zinsvergünstigung bis Ende
März 2021 entlastet. Das ist Hilfe, die spürbar im Portemonnaie der
Betroffenen ankommt.

Seit 1. Juni können auch ausländische Studierende den KfW-Studienkredit
beantragen. Das betrifft Bürger von Drittstaaten und EU-Bürger, die sich
seit weniger als drei Jahren in Deutschland aufhalten. Für diese Gruppe
konnte es erst etwas später losgehen, weil die Antragstechnik erst
entsprechend angepasst werden musste. Auch das gab es noch nicht. Mir ist
es wichtig, dass ausländische Studierende in Deutschland in Notlagen nicht
allein gelassen werden. Die hohen Antragszahlen dieser Zielgruppe in den
ersten Tagen zeigen, dass es richtig war, den KfW-Studienkredit für
Studierende aus dem Ausland zu öffnen.

Nun spannen wir das zweite Sicherungsnetz der Überbrückungshilfe auf. Mit
einem nicht rückzahlbaren Zuschuss unterstützen wir nachweislich besonders
bedürftige Studierende in pandemiebedingt akuter Notlage. Anträge können ab
diesem Dienstag online gestellt werden. Das BMBF hat dafür 100 Millionen
Euro bereitgestellt. Geprüft und bearbeitet werden die Anträge vor Ort, bei
den Studenten- und Studierendenwerken. Ich danke allen Beteiligten im
Deutschen Studentenwerk und den Studierendenwerken im ganzen Land für ihre
Arbeit beim Aufspannen dieses Sicherungsnetzes. Insbesondere allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den 57 Studenten- und
Studierendenwerken bin ich dankbar für ihren Einsatz und den Kraftakt, den
die Beratung und Bearbeitung bedeutet. Ihnen allen danke ich von Herzen,
dass sie für die Studierenden da sind.

Der Zuschuss kann bis zu einer Höhe von jeweils bis zu 500 Euro in den
Monaten Juni, Juli und August 2020 online beantragt werden. Alle
Studierenden an staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen sind
antragsberechtigt, aus dem In- wie Ausland, unabhängig von Alter oder
Semesterzahl.

Wir nehmen die Sorgen und Nöte von Studierenden ernst. Deshalb haben wir
ein einmaliges Unterstützungspaket für sie geschnürt. Denn wir dürfen nicht
zulassen, dass die Corona-Pandemie Studierende in den Abbruch oder die
Aufgabe ihres Studiums treibt."

Achim Meyer auf der Heyde, der Generalsekretär des Deutschen
Studentenwerks, erläutert die Dimension des Vorhabens: "Wir sind uns mehr
als bewusst, dass viele Studierende akut finanzielle Hilfe benötigen und
diese eher erwartet haben. Aber es handelt sich um ein ambitioniertes
Projekt. Wir mussten in wenigen Wochen ein völlig neues online-gestütztes
Förderverfahren für die bundeseinheitliche Überbrückungshilfe entwickeln.
Uns ist wichtig, dass die Studierenden nun erstmal für den Juni die Hilfe
beantragen können. Da wir parallel noch das Online-Portal programmieren
müssen, können die Auszahlungen voraussichtlich erst ab dem 25. Juni 2020
erfolgen."


Hintergrund:

Studierende in akuter Notlage können die Überbrückungshilfe ab Dienstag um
12 Uhr mittags in einem bundesweit zugänglichen, einheitlichen Online-Tool
beantragen. Dafür hat das Deutsche Studentenwerk (DSW) als Dachverband der
deutschen Studentenwerke ein eigenes Portal geschaffen:
www.ueberbrueckungshilfe-studierende.de

Antragsberechtigt sind Studierende aus dem In- und aus dem Ausland, die an
staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen in Deutschland
immatrikuliert sind. Die Anzahl der Semester oder das Alter sind keine
Ausschlussgründe. Entscheidend ist die nachgewiesene, akute
pandemiebedingte Notlage.

Nicht antragsberechtigt sind Studierende an Verwaltungsfachhochschulen oder
Bundeswehrhochschulen, Studierende im berufsbegleitenden Studium bzw.
dualen Studium, Gasthörer/innen sowie Studierende an staatlich nicht
anerkannten Hochschulen.

Über das Portal werden die Anträge der Studierenden automatisch an das für
sie zuständige Studenten- oder Studierendenwerk weitergeleitet. Die Anträge
werden ab dem 25. Juni 2020 von den 57 im DSW organisierten Studenten- und
Studierendenwerke bearbeitet und ausgezahlt.

Je nach nachgewiesener Bedürftigkeit können zwischen 100 Euro und 500 Euro
als nicht rückzahlbarer Zuschuss gezahlt werden. Die Überbrückungshilfe
kann jeweils für die Monate Juni, Juli und August 2020 beantragt werden.
Entscheidend ist der Kontostand vom Vortag der Antragsstellung. Wer
beispielsweise noch 200 Euro auf dem Konto hat, kann für den Monat der
Antragsstellung 300 Euro Überbrückungshilfe erhalten.




Online-Antragstellung:

www.ueberbrueckungshilfe-studierende.de oder

www.überbrückungshilfe-studierende.de

BMBF-Hotline zur Überbrückungshilfe:

Telefon: 0800 26 23 003

E-Mail: ueberbrueckungshilfe-studierende@bmbf.bund.de

Antworten auf die wichtigsten Fragen:

https://www.bmbf.de/de/wissenswertes-zur-ueberbrueckungshilfe-fuer-studierende-11509.html



Hintergrund: Sozialauftrag der Studenten-/Studierendenwerke

Die 57 im Deutschen Studentenwerk (DSW) organisierten Studenten- und
Studierendenwerke sind, als hochschulunabhängige, gemeinnützige
Organisationen, in Deutschland für die wirtschaftliche und soziale
Förderung der Studierenden zuständig. Sie haben einen gesetzlichen sozialen
Auftrag. Sie betreiben an den deutschen Hochschulen Studierendenwohnheime,
die Mensen, außerdem Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Sozialberatungs-
und psychologische Beratungsstellen. Die Studenten- und Studierendenwerke
setzen außerdem im Auftrag von Bund und Ländern das BAföG um. 53 der 57
Studenten-/ Studierendenwerke hatten bereits vor der Corona-Pandemie
Notfall- oder Härtefonds für Studierende in Finanznot.

https://www.studentenwerke.de/de/content/studentenwerke

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 078/2020 vom 15.06.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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GEWERKSCHAFT/389: Enquete-Kommission "Berufliche Bildung" - Empfehlungen für Verbesserungen gefordert (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Juni 2020

Enquete-Kommission "Berufliche Bildung": ver.di fordert Empfehlungen
für grundlegende Verbesserungen der Ausbildungen in den
Gesundheitsberufen sowie den Sozial- und Erziehungsberufen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert von der
Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt"
des Deutschen Bundestages Empfehlungen für grundlegende
Verbesserungen der Ausbildungen in den Gesundheitsberufen sowie in
den Sozial- und Erziehungsberufen. "Sowohl die Gesundheitsberufe als
auch die Sozial- und Erziehungsberufe sind elementar wichtig für die
Daseinsvorsorge. Das hat die Corona-Pandemie allen noch einmal
deutlich vor Augen geführt. Die Berufsausbildungen brauchen dringend
eine Neuaufstellung. Es muss Schluss sein mit der vielfach
erheblichen Schlechterstellung in der Ausbildung gegenüber Berufen
nach Berufsbildungsgesetz", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand, anlässlich der am heutigen Montag (15. Juni)
stattfindenden öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission.

Für die Berufsausbildungen brauche es einheitliche Standards. "Trotz
eines Fachkräftebedarfs bis hin zu einem Fachkräftemangel müssen
viele Auszubildende immer noch Schulgeld zahlen und erhalten meist
auch keine Ausbildungsvergütung. Es ist sicher kein Zufall, dass es
ausgerechnet häufig von Frauen gewählte Berufe sind, die eine solche
Diskriminierung erfahren. Damit muss Schluss sein", so Bühler. "Wir
fordern einen gesetzlichen Anspruch auf eine angemessene Vergütung.
Was für diese Ausbildungen angemessen ist, darüber verhandeln wir
dann gerne mit den Arbeitgebern in Tarifverhandlungen", so die
Gewerkschafterin. "Es zeugt von einer antiquierten Auffassung von
Berufsausbildung in den Gesundheitsberufen sowie den Sozial- und
Erziehungsberufen, wenn man noch Geld mitbringen muss, um eine
Ausbildung zu absolvieren, während in allen Berufen im dualen System
eine Ausbildungsvergütung gezahlt wird." Außerdem müssten bei der
Qualitätssicherung und der Ausbildung in Theorie und Praxis Standards
festgeschrieben werden und die betriebliche Mitbestimmung greifen.

Von der Enquete-Kommission erwarte ver.di eine klare Empfehlung,
Gesundheitsberufe sowie Sozial- und Erziehungsberufe umfassender in
den Berufsbildungsbericht der Bundesregierung aufzunehmen, so Bühler
weiter. Warum ausgerechnet in diesen Berufen bisher auf die
Bestandsaufnahme zu den Entwicklungstendenzen und die
Dauerbeobachtung verzichtet werde, sei absolut nicht nachvollziehbar.
Die Berufsbildungsforschung müsse, wie in allen Berufen im dualen
System auch, erst recht vor dem Hintergrund der Digitalisierung,
systematisch die Entwicklungsprozesse und die sich verändernden
Anforderungen in der Praxis in den Blick nehmen, um die
Weiterentwicklung dieser Berufsausbildungen zu unterstützen. Dafür
müssen die Gesundheitsberufe sowie die Sozial- und Erziehungsberufe
in die von den Sozialpartnern mit verantwortete
Berufsbildungsforschung beim Bundesinstitut für Berufsbildung
einbezogen werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/388: Bildungsgewerkschaft zum Konzept für Coronahilfe für Studierende (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 15. Juni 2020

GEW: "Studierenden-Hilfe aufstocken, BAföG reformieren!"

Bildungsgewerkschaft zum Konzept für Coronahilfe für Studierende



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat eine
zügige und unbürokratische Auszahlung der Nothilfe für Studierende
angemahnt, die die Bundesregierung bereitgestellt hat. Zudem machte sich
die Bildungsgewerkschaft für eine Weiterentwicklung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) noch vor der Bundestagswahl
stark. "Endlich steht das Konzept für die Nothilfe, die
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) angekündigt hatte. Ab morgen
können Studierende einen Antrag stellen. Wir erwarten, dass die Zuschüsse
von den Studierendenwerken rasch an Studierende, die durch den Wegfall von
Jobs während der Coronapandemie unverschuldet in Not geraten sind,
ausgezahlt werden", sagte Andreas Keller, stellvertretender 
GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und Forschung, am Montag
in Frankfurt am Main mit Blick auf die Vorstellung des Konzepts durch
Karliczek und das Deutsche Studentenwerk.

Weiter müsse die Bundesregierung Höhe und Dauer der Zahlungen an den
tatsächlichen Bedarf anpassen und das Budget für die Hilfe von derzeit 100
Millionen Euro auf bis zu einer Milliarde Euro aufstocken, betonte Keller:
"Es darf nicht dazu kommen, dass am Ende viele bedürftige Studierende mit
leeren Händen dastehen. Alle Studierenden, die keinen Platz unter dem
Rettungsschirm finden, sind potenzielle Studienabbrecher. Es muss
verhindert werden, dass die Coronakrise einer ganzen Generation die
Zukunftschancen nimmt." Die GEW rufe daher gemeinsam mit dem studentischen
Bündnis "Solidarsemester" für den 20. Juni in Berlin zu einer Demonstration
für eine wirksame Hilfe für Studierende auf.

Keller sprach sich außerdem für eine Reform des BAföG noch in dieser
Wahlperiode des Bundestags aus. "Wie ein Brennglas hat die Coronakrise die
Schwäche der Ausbildungsförderung für Studierende offen gelegt. Wenn von
acht Studierenden nur eine oder einer BAföG-Leistungen erhält, darf man
sich nicht wundern, wenn zwei Drittel aller Studierenden arbeiten müssen -
und zwar nicht nur in der vorlesungsfreien Zeit, sondern das gesamte Jahr.
Erst diese BAföG-Situation hat dazu geführt, dass die Krise hunderttausende
Studierende in finanzielle Not treibt. Wir brauchen eine strukturelle
Erneuerung des BAföG - durch eine kräftige Erhöhung der Fördersätze und
Freibeträge, deren regelmäßige Anpassung an steigende Lebenshaltungskosten
und Mieten sowie eine Umstellung der Förderung vom Teildarlehen zum
Vollzuschuss. Darüber hinaus muss ein Rechtsanspruch auf Verlängerung der
Förderung um die Zeit pandemiebedingter Einschränkungen von Lehre und
Studium im Gesetz verankert werden", unterstrich Keller.

Info: Die Demonstration unter dem Motto "Eine Milliarde für eine
Million - Studi-Hilfe jetzt!" findet am Samstag, 20. Juni, ab 14 Uhr in
Berlin statt. Startpunkt ist der Hauptbahnhof (Washingtonplatz). Weitere
Informationen:

https://solidarsemester.de/demonstration-am-20-juni/

https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/zuschuss-statt-kredit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
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GEWERKSCHAFT/387: Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung für Schulkinder überfällig (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Juni 2020

Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung für Schulkinder überfällig -
ver.di fordert höhere finanzielle Beteiligung des Bundes



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) mahnt den
ausstehenden Gesetzentwurf für den Rechtsanspruch zur Errichtung
eines Sondervermögens für den "Ausbau ganztägiger Bildungs- und
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter"
(Ganztagsfinanzierungsgesetz - GaFG) dringend an. Hintergrund ist die
heute stattfindende Anhörung im Familienausschuss des Bundestages zum
Entwurf des Gesetzes. ver.di wird hierzu in der Anhörung Stellung
nehmen.

Die stellvertretende ver.di-Vorsitzende Christine Behle weist darauf
hin, dass im Koalitionsvertrag ein Rechtsanspruch für Schulkinder auf
ganztägige Bildung und Betreuung ab dem Jahr 2025 in Aussicht
gestellt wurde. Noch immer liege jedoch kein Entwurf vor.

Die aktuelle Krise zeige, wie wichtig es sei, für alle Kinder
verlässliche Bildungs- und Betreuungsangebote zu schaffen. Auch die
bestehenden Rechtsansprüche der Kinder ab dem ersten Lebensjahr seien
nicht so realisiert worden, dass ausreichend Platzkapazitäten und
Personal zur Verfügung stehe, um alle Kinder ausreichend zu betreuen
und zu versorgen. Die schlechten Personalschlüssel und der
Fachkräftemangel würden dazu beitragen, dass die Kindereinrichtungen
den Betrieb nicht so aufrechterhalten können, wie die Kinder, Mütter
und Väter ihn benötigten. "Der Rechtsanspruch für die Schulkinder auf
ganztägige Bildung und Betreuung ist überfällig, die Situation darf
aber nicht zusätzlich verschärft werden", so Behle. "Wenn die
Bundesregierung mit dem Rechtsanspruch für Schulkinder ernst machen
will, muss die finanzielle Beteiligung des Bundes erheblich
ausgeweitet werden."

ver.di werde in der Anhörung darauf hinweisen, dass die Mittel des
Sondervermögens auf mindestens vier Milliarden Euro angehoben werden
müssen. Zudem werde die Gewerkschaft die Notwendigkeit einer
dauerhaften Beteiligung an der Finanzierung der sozialpädagogischen
Bildungs- und Betreuungsangebote deutlich machen. Nur so könne für
verbindliche Qualitätsstandards gesorgt werden.

Für die Erfüllung des Rechtsanspruches sei es außerdem nötig, dass
sich der Bund auch am Ausbau der Ausbildung von Erzieherinnen und
Erziehern dauerhaft finanziell beteilige, so die Gewerkschafterin.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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ASYL/1486: Kein »business as usual« bei Abschiebungen während einer Pandemie (Pro Asyl)

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Kein »business as usual« bei Abschiebungen während einer Pandemie!



PRO ASYL, Landesflüchtlingsräte und Jugendliche ohne Grenzen fordern
anlässlich der Innenministerkonferenz ein bundesweites
Abschiebungsmoratorium während der COVID-19-Pandemie - Abschiebungen sind
in einer solchen Zeit nicht zu verantworten! In vielen Zielstaaten ändert
sich die Lage aufgrund der Pandemie drastisch. Dublin-Abschiebungen dürfen
auch weiterhin nicht durchgeführt werden.

Zur Notwendigkeit der Verlängerung des Abschiebungsstopps nach Syrien haben
die Organisationen bereits am Freitag eine Presseerklärung veröffentlicht.

Keine Dublin-Abschiebungen!

Mit der Aufhebung der Reisewarnung für EU-Staaten ab dem 15. Juni ist davon
auszugehen, dass auch innereuropäische Abschiebungen im Rahmen der
Dublin-III-Verordnung wieder vollzogen werden sollen. Aber als deutscher
Tourist in ein italienisches Hotel einzuchecken ist eben nicht das gleiche,
wie als Asylsuchender in die dortigen prekären Verhältnisse geschickt zu
werden.

In Italien gab es schon vor Corona gravierende Mängel bei den
Aufnahmebedingungen, vielen zurückgeschickten Asylsuchenden droht die
Obdachlosigkeit (siehe Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom
Januar 2020 [1]). Es ist zu befürchten, dass die Auswirkungen der in
Italien besonders massiven Corona-Krise auf die Aufnahmebedingungen
verheerend sind. Rund ein Drittel aller deutschen Dublin-Überstellungen
gehen nach Italien. Die Bundesregierung sollte auch weiterhin keine
Dublin-Überstellungen durchführen!

Zudem muss das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Asylsuchende, die
Corona-bedingt nicht innerhalb der gesetzlichen Frist in andere europäische
Länder abgeschoben werden konnten, ins nationale Asylverfahren übernehmen.
Ein Hinauszögern der Frist aufgrund der Pandemie, um einen Übergang der
Zuständigkeit auf Deutschland zu verhindern, ist europarechtswidrig. Dies
hatte PRO ASYL bereits im April dargelegt (siehe News [2]) und wurde nun
auch vom VG Schleswig-Holstein in mehreren Verfahren entsprechend geurteilt
(siehe beispielsweise hier [3]).

Keine Abschiebungen in Drittstaaten!

Auch ist zu befürchten, dass von der Politik nun eine rasche Rückkehr zu
»business as usual« bei Abschiebungen forciert wird, ohne dabei die
Situation in den Zielstaaten zu berücksichtigen. Abschiebungen während der
Pandemie sind auch Thema bei der Innenministerkonferenz, die vom 17.-19.
Juni in Erfurt stattfindet.

PRO ASYL, die Landesflüchtlingsräte und Jugendliche ohne Grenzen
verurteilen solche Bestrebungen. Zahlreiche Länder, besonders im globalen
Süden, stehen erst am Beginn einer Ausbreitung des Corona-Virus. Im Iran
und Nordmazedonien droht laut Berichten je eine zweite und größere
Infektionswelle, da Maßnahmen zu früh gelockert wurden. Außerdem hat die
Pandemie in vielen Ländern, in die Abschiebungen durchgeführt werden, viel
weitreichendere Auswirkungen als in Deutschland. Zum Beispiel:

• In Afghanistan - laut dem Global Peace Index 2019 das unsicherste
Land der Welt - droht aufgrund der Einschränkungen zur Eindämmung des
Corona-Virus und steigender Lebensmittelpreise eine Hungersnot;

• Ostafrikanische Länder wie Äthiopien und Somalia kämpfen nicht nur
gegen COVID-19, sondern seit dem letzten Jahr bereits gegen die schlimmste
Heuschreckenplage seit Jahrzenten;

• Im Irak besteht wegen der Auswirkungen des Corona-Virus die Gefahr
des Erstarkens des sogenannten »Islamischen Staates«.

Deswegen erneuern die Organisationen ihre Forderung, dass es während der
Pandemie ein Abschiebungsmoratorium geben muss. Da Abschiebungen nicht
vertretbar sind und vielfach auch praktisch weiterhin scheitern werden,
sollten die betroffenen Personen auch nicht in einem nervenaufreibenden
Schwebezustand gelassen werden.

Die Bundesländer müssen mindestens für besonders betroffene Staaten
Abschiebungsstopps erlassen. Die Organisationen kritisieren, dass offenbar
keine genaue Prüfung der aufgrund der Pandemie geänderten Situation und
Lebensumstände in den Abschiebungszielstaaten stattfindet.

Erste Sammelabschiebungen wurden bereits durchgeführt, darunter Ende Mai
die einer achtköpfigen Roma-Familie mit einem behinderten Kind nach
Serbien.


Anmerkungen:

[1] www.fluechtlingshilfe.ch/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dublinlaenderberichte/200121-italien-aufnahmebedingungen-de.pdf.pdf

[2] https://www.proasyl.de/news/aussetzung-der-dublin-fristen-erst-chaos-dann-klagewelle/

[3] www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/2o3m/page/bsshoprod.psml



Die vollständigen Anliegen von PRO ASYL zur Innenministerkonferenz vom 17.-
19. Juni 2020 finden Sie unter:

www.proasyl.de/wp-content/uploads/Flüchtlingspolitische-Anliegen-zur-Tagung-der-IMK-Juni-2020.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020
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ASYL/1485: #SyriaNotSafe - Unbefristeter Abschiebungsstopp für den Folterstaat Syrien (Pro Asyl)

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 12. Juni 2020

#SyriaNotSafe: Unbefristeter Abschiebungsstopp für den Folterstaat
Syrien!



Anlässlich der bevorstehenden Innenministerkonferenz fordern PRO ASYL,
Adopt a Revolution, Landesflüchtlingsräte und Jugendliche ohne Grenzen
einen unbefristeten Abschiebungsstopp für Syrien. Die ständigen Versuche,
den Abschiebungsstopp aufzuweichen, müssen endlich unterbleiben.

Vom 17. bis 19. Juni 2020 treffen sich die Innenminister*innen und -
senatoren in Erfurt zur zweimal jährlich tagenden Innenministerkonferenz
und entscheiden dort unter anderem über den Syrien-Abschiebungsstopp.
Dieser wurde seit 2018 stets nur noch um sechs Monate verlängert und wird
seither bei jeder Innenministerkonferenz diskutiert - verbunden mit
populistischen Forderungen nach einer Aufweichung oder Beendigung des
Abschiebungsstopps. Dabei gibt die Menschenrechtslage in Syrien unter der
Diktatur Assads keinen Anlass, alle sechs Monate über Abschiebungen zu
diskutieren: Syrien unter Assad ist ein Folterstaat. Es gibt keine
Anzeichen dafür, dass sich dies auf absehbare Zeit ändert.

Der seit 2011 anhaltende Bürgerkrieg in Syrien ist nicht vorbei, die
Waffenruhe in Idlib ist brüchig, die Konfliktursachen bestehen fort, mit
weiteren militärischen Eskalationen ist zu rechnen. Das Assad-Regime hat
sich mit Kriegsverbrechen an der Macht gehalten, unter anderem mit
Giftgasangriffen und zahllosen Bombardierungen auf Krankenhäuser und andere
zivile Einrichtungen. Menschen, die das Assad-Regime ablehnen oder denen
dies auch nur unterstellt wird, sind von Verhaftungen, Folter und der
Praxis des Verschwindenlassens bedroht. Die angemessene Antwort auf die
Lage in Syrien ist ein unbefristeter Abschiebungsstopp, ohne jegliche
Ausnahme.

Das Ausmaß des Folterregimes der Diktatur wird aktuell in einem
Strafverfahren gegen zwei Syrer vor dem Oberlandesgericht Koblenz deutlich.
Es geht um Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Konkret listet die Anklage,
die allein die Taten zweier Geheimdienstler in einer syrischen Haftanstalt
zwischen 2011 und 2012 umfasst, Mord in 58 Fällen, Folter in mindestens
4.000 Fällen sowie Vergewaltigung und sexuelle Nötigung auf. Dieses
weltweit erste Verfahren gegen Mitarbeiter des Assad-Regimes ist ein
wichtiger Schritt, um die Verbrechen der Assad-Regierung aufzuarbeiten.

Indem die Innenminister- und senatoren bei der Herbsttagung 2019 die
Bundesregierung aufgefordert haben, die Bedingungen für Abschiebungen in
bestimmten Fällen zu schaffen, haben sie die Bundesregierung zur
Zusammenarbeit mit diesem verbrecherischen Regime aufgefordert (vgl. TOP 28
der Beschlüsse der Innenministerkonferenz vom 4.-6.12.2019 [1]). Solche
Vorstöße tragen zu einer Normalisierung des Assad-Regimes bei, an der auch
von syrischer Seite aus gearbeitet wird. Eine solche Rehabilitierung des
Regimes würde zudem Bestrebungen, den syrischen Opfern zu Gerechtigkeit zu
verhelfen, zuwiderlaufen. Wie brisant eine Zusammenarbeit in dem Bereich
wäre zeigt sich auch daran, dass das syrische Innenministerium und der
amtierende Innenminister auf der Sanktionsliste der EU stehen, da sie
unmittelbar an den Repressionen gegen die Zivilbevölkerung beteiligt sind
(vgl. Beschluss 2013/255/GASP des Rates vom 31. Mai 2013 über restriktive
Maßnahmen gegen Syrien, S. 68, 78 [2]).


Anmerkungen:

[1] www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2019-12-04_06/beschluesse.pdf

[2] eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02013D0255-20200217&from=DE



Die vollständigen Anliegen von PRO ASYL zur Innenministerkonferenz vom 17.-19. Juni 2020 finden Sie unter:

www.proasyl.de/wp-content/uploads/Flüchtlingspolitische-Anliegen-zur-Tagung-der-IMK-Juni-2020.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 12. Juni 2020
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HERRSCHAFT/1905: Gewerkschaften versus SPD - Industrielastverschleppung verhindern ... (SB)



"Die ausgewogene Mitte fehlt. So kann sich die SPD als
Volkspartei nicht halten." Den neuen Kurs der Parteiführung
bezeichnete er als "linkspopulistisch". Er frage sich, wer von den
Beschäftigten in der Automobilindustrie noch die Sozialdemokraten
wählen solle.

Michael Brecht (Gesamtbetriebsratsvorsitzender bei Daimler) [1]

Deutscher Gewerkschaftsbund und IG Metall üben heftige Kritik an der
SPD-Führung, weil sie beim Konjunkturpaket der Koalition eine Prämie
für den Kauf von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor verhindert hat. Sie
beschwören den alten Filz aus deutscher Gewerkschaftsführung und
Sozialdemokratie, eine Arbeiteraristokratie zu Lasten aller anderen
Lohnabhängigen zu alimentieren, im Kampf um Standortvorteile den
Burgfrieden zu besiegeln und Arbeitskämpfe einzuhegen und zu
verhindern. Wie schon bei der Braunkohle erweisen sie sich abermals
als bornierte Bremser im Kampf gegen die Klimakatastrophe und
versuchen, jegliche Konversion zu verhindern.

Um ihren Absturz in die Bedeutungslosigkeit zu bremsen, hat sich die
SPD eine links angehauchte Führung verpaßt, die unter Beschuß des
konservativen Establishments der Partei steht. Wo immer zaghafte
Signale kritischen Geistes gesetzt werden - ob gegen ungehemmten
Militarismus, latenten Rassismus in Kreisen der Polizei oder nun gegen
fossilistischen Automobilismus - stets stehen inner- wie
außerparteiliche Heckenschützen Gewehr bei Fuß, um das Führungsduo zur
Räson zu bringen und die Sozialdemokratie auf den Pfad staatstragender
Klassenpolitik von oben zu verpflichten.

Eng umschlungen taumeln Gewerkschaft und SPD um so schneller dem
Abgrund entgegen, je weniger es an Pfründen für ihre schrumpfende
Klientel zu verteilen gibt. Ihren historischen Beitrag zum Aufstieg
der Bundesrepublik zur europäischen Führungsmacht haben sie mit
Sozialpartnerschaft, Agendapolitik und Kriegskurs längst abgegolten.
Sie haben Aufbegehren befriedet, Widerstand eingehegt und
Kampfbereitschaft in einem Maße verödet, daß ihre essentielle Funktion
im Getriebe der herrschenden Verhältnisse obsolet geworden ist. Wo
immer radikale Umwälzungen unverzichtbar sind, um der multiplen Krise
etwas entgegenzusetzen, stellen sie sich als anachronistische
Torwächter in Positur, um jeglichen Ausbruch aus dem einstürzenden
Überlebensversprechen zu nicht länger gültigen Konditionen zu
verwehren. Kurzum, sie haben sich selber überflüssig gemacht.

Was gäbe es für kämpfende Gewerkschaften nicht alles zu tun! Sie
könnten die SPD zur Rechenschaft ziehen und vor sich hertreiben, um
Hartz IV abzuschaffen und das Unwesen von Leiharbeit, Werkverträgen
oder Befristungen zurückzudrängen. Sie könnten mit aller Macht darauf
pochen, daß aus dem 130 Milliarden Euro schweren Konjunkturpaket etwas
für jene abfällt, die am dringendsten darauf angewiesen sind. Sie
könnten die bedrohten Arbeitsplätze durch organisierten betrieblichen
Widerstand verteidigen, sich für verkürzte Arbeitszeit bei vollem
Lohn, vor allem aber eine zukunftsträchtige und gesellschaftlich
sinnvolle Produktion einsetzen. Sie könnten die Frage, wer die Zeche
bezahlen soll, mit den insgesamt 277 Milliarden Euro beantworten, die
Volkswagen, Daimler und BMW im vergangenen Jahrzehnt verdient haben.
All das und vieles mehr gäbe es zu erstreiten. Doch statt dessen
werfen sie der SPD vor, sie lasse die Arbeiterschaft in der
Autoindustrie im Stich, weil ihre unisono mit den Konzernen geforderte
Kaufprämie für Diesel und Benziner entschwunden ist.
Krisenkorporatismus kennt offenbar keine Grenzen, selbst Lohnverzicht
per Solidartarifvertrag reicht als Handlangerdienst nicht aus, wo es
die Profite deutscher Autobauer im Schulterschluß zu sichern gilt. [2]

Es grassiert die Furcht vor der "schlimmsten Rezession in
Friedenszeiten seit 100 Jahren", wie es in einem OECD-Bericht heißt.
Im April sanken die deutschen Exporte um 31 Prozent. 7,3 Millionen
Menschen sind in Kurzarbeit. Mit dem Abbau von bis zu 100.000 Stellen
rechnet allein die Autobranche. In den ersten vier Monaten dieses
Jahres sind ihre Aufträge wegen der Corona-Krise um 32 Prozent
zurückgegangen, die Inlandsnachfrage brach im April um 70 Prozent ein.
2019 lag der Anteil von E-Autos, die durch das Konjunkturpaket weiter
gefördert werden, bei den Neuzulassungen bei drei Prozent. [3]

Die Regierungen der "Autoländer" Bayern, Baden-Württemberg und
Niedersachsen, die Automobilbranche wie auch IG Metall und
Betriebsräte aus der Auto- und Zulieferindustrie hatten vehement eine
Kaufprämie auch für Diesel und Benziner gefordert. Sie kritisieren die
SPD in scharfer Form, sie habe ein Programm mit stärkerer
konjunktureller Breitenwirkung verhindert. Statt all jenen Menschen
Geld in die Hand zu geben, die es am dringendsten zur Bewältigung
ihres Alltags benötigen und folglich sofort wieder unter Ankurbelung
der Wirtschaft ausgeben würden, setzte die geforderte Kaufprämie für
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren die durchaus fragwürdige These in
die Welt, dadurch würde der Verkauf vergleichsweise teurer Neuwagen im
Inland spürbar forciert. Die Vorstellung, man könne geradewegs zur
altvertrauten konsumistischen Normalität zurückkehren, steht jedoch in
mehrfacher Hinsicht auf tönernen Füßen. So ist völlig ungewiß, ob
angesichts diverser Krisenszenarien tatsächlich viele Neuwagen
abgesetzt werden und größere Summen, wo sie denn überhaupt zur
Verfügung stehen, nicht eher zurückgehalten oder anders eingesetzt
werden.

Zudem blendet der Wunsch, es möge alles schnell wieder so wie vorher
sein, völlig aus, daß schon vor Corona eine schwere Krise der
Weltwirtschaft im Anmarsch war und die Klimakatastrophe längst spürbar
hereinbricht. Angesichts dieser akuten Bedrohung die Gelegenheit
auszuschlagen, die Weichen anders zu stellen, und ausgerechnet den
Kauf von Autos mit Verbrennungsmotoren mit Prämien zu fördern, mutet
aberwitzig an. Daß nicht einmal der allererste Schritt in Angriff
genommen werden sollte, geschweige denn auch die E-Mobilität und
darüber hinaus den gesamten Individualverkehr in Zweifel zu ziehen,
von der Wachstumsdoktrin ganz zu schweigen, zeugt von einer
erschreckenden Wagenburgmentalität in Gewerkschaftskreisen.

Dabei geht die ökologische Ignoranz Hand in Hand mit einer politisch
reaktionären Fixierung auf die sogenannte Mitte der Gesellschaft, die
zu verlassen der SPD vorgeworfen wird. So warnte der Vorsitzende des
Deutschen Gewerkschaftsbundes, Reiner Hoffmann: "Ihr müsst auch auf
die Industrie und die Arbeitnehmer schauen, wenn ihr die AfD klein
halten wollt." Als ließe sich der Rechten das Wasser abgraben, indem
sie in Gleichsetzung der Interessen von Kapital und Lohnabhängigen auf
ihrem Terrain übertrumpft wird, gießt der DGB-Vorsitzende Wasser auf
die Mühlen einer nationalen Standortpolitik, die sich zu Lasten
auswärtiger Volkswirtschaften auch in dieser Krise durchsetzen soll,
koste es, was es wolle, für den Rest dieser Welt.

Wer wie der eingangs zitierte Michael Brecht der angeblich
linkspopulistischen SPD mit dem Verlust ihr Position als Volkspartei
droht, wähnt sie offenbar nur in politischer Dienstleistung an der
Automobilindustrie im Schoße der Gesellschaft. Auch der Bezirksleiter
der IG Metall in Baden-Württemberg, Roman Zitzelsberger, klagt: "Die
SPD hat unsere Einwände nicht wahrgenommen. Es ist aber ein Fehler zu
glauben, man könne die Technologie von morgen fördern, ohne das Hier
und Heute zu stabilisieren." Dieses Standardargument gegen jede
Konversion, wer sie auch nur in Angriff nehme untergrabe das gesamte
Fundament und vernichte Arbeitsplätze, unterstreicht das konservative
Festhalten an einer höchst fragwürdigen industriellen Produktion, als
seien Scheuklappen zur Ausblendung aller Zerstörungsfolgen höchste
gewerkschaftliche Tugend. "Insbesondere im Wahljahr 2021 wird kein
Kanzlerkandidat Interesse an steigenden Arbeitslosenzahlen haben",
winkt der Metallgewerkschafter der SPD-Führung mit dem Zaunpfahl
schwindender Wählergunst, sofern sie sich auch nur die geringsten
emanzipatorischen Ausrutscher leiste.

Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet mimt mit
unverhohlener Häme Verwunderung angesichts der vermeintlichen Blöße,
die sich die SPD seines Erachtens gibt: "Es war früher ein Grundsatz
sozialdemokratischer Politik, fest an der Seite der Industriearbeiter,
der Polizisten und anderer Arbeitnehmer zu stehen. Dass das in der SPD
so leichtfertig aufgegeben wird, erstaunt mich." Die Art und Weise,
wie sich Sozialdemokraten von dem Ziel eines Industrielandes
Deutschland in Fragen der Industrie- oder der Energiepolitik
verabschiedeten, verwundere ihn. "Für mich ist darüber hinaus
irritierend, auf welche Weise die SPD-Vorsitzende über unsere Polizei
und die innere Sicherheit spricht", vergißt der um die
Kanzlerkandidatur der Union ringende Laschet nicht, mit einer vollen
Breitseite auch gegen Saskia Esken nachzulegen.

Die SPD wolle "linker sein als die Linke und grüner als die Grünen",
behauptet der Vizepräsident des Verbandes Kommunaler Unternehmen (VKU)
für Energie, Guntram Pehlke. "Aber ich glaube, im Zweifelsfall wählen
die Leute das Original", empfiehlt auch er der Partei dringend, wie
der Schuster bei seinen Leisten zu bleiben. Nicht um Inhalte und deren
Diskussion geht es hier, sondern um angebliche Markenkerne im
politischen Konsumismus und die Grenzen angestammter Reviere, jenseits
derer nach dieser Lesart die unstatthafte Wilderei beginnt. Das sieht
Dietmar Bartsch offenbar genauso, der von einer Regierungsbeteiligung
der Linkspartei träumt: "Eine Mitte-links-Regierung hat dann eine
Chance, wenn jede der drei Parteien ihre Hausaufgaben macht." Es sei
"nicht klug, wenn sich die SPD hart links oder besonders ökologisch
gibt. Die Sozialdemokraten müssen die gesellschaftliche Mitte
ansprechen." Die Angst, von der SPD links überholt zu werden, wie sie
in diesem Kalkül anklingt, ließe sich natürlich auch anders bannen,
als nur die Sozialdemokraten wieder nach rechts zurückzuschieben und
ihnen dabei dicht auf den Fersen zu bleiben.

Unterdessen hat der SPD-Vorsitzende Norbert Walter-Borjans die Kritik
der Gewerkschaftsvertreter entschieden zurückgewiesen: "Zu behaupten,
die SPD vernachlässige die Industriearbeitnehmerschaft und habe die
Einwände der Arbeitnehmerschaft des Fahrzeugbaus nicht wahrgenommen,
ist mit Blick auf dieses auch industriepolitisch proppenvolle
Konjunkturpaket nicht in Ordnung." Man weigere sich lediglich, einer
teuren und in der Wirkung von vielen Fachleuten bezweifelten
"Symbolforderung der Autoindustrie" Folge zu leisten. "Klar ist: Die
SPD hat bisher in jedem Koalitionsausschuss die Interessen der
Arbeitnehmerschaft ganz oben auf die Tagesordnung gesetzt. Das war
auch beim letzten Mal so. Und das sieht man dem Konjunkturpaket auch
an." Er führe regelmäßig Gespräche mit den Gewerkschaften und stelle
nicht in Frage, daß der Fahrzeugbau die Schlüsselindustrie in
Deutschland ist. Es sei aber nicht in Ordnung, wenn Autokonzerne ihre
Belegschaft in Sorge versetzten, weil sie den Erhalt der Arbeitsplätze
in einen direkten Zusammenhang mit einer Subventionierung des
Kaufpreises durch die Steuerzahler setzten. "Ich bleibe dabei: Wenn
sich die deutschen Autohersteller von einer Kaufprämie zusätzliche
Umsätze versprechen, dann sollten sie Teile ihrer Rekordgewinne der
vergangenen Jahre dafür einsetzen."

Gewinne privatisieren, Verluste sozialisieren - daß Walter-Borjans an
dieser Maxime kapitalistischen Wirtschaftens zumindest kratzt und im
Zuge der Krisenbewältigung zur Abwechslung wenigstens eine Prise
Umverteilung ins Gespräch bringt, läßt die Meute Verrat heulen. Das
sinkende Schiff einer wachstumsgestützten, profitgetriebenen und die
Besitzverhältnisse mit dem Gewaltmonopol schützenden
Gesellschaftsordnung zu verlassen, um womöglich sogar ein
ökosozialistisches Rettungsboot klar zu machen, ist freilich weder
Sache der Gewerkschaften noch der Sozialdemokratie. So wird das
Kriegsbeil rasch wieder begraben und vom Grundsatz her Einigkeit
beschworen, ehe eine keynesianische Debatte oder Schlimmeres die
beiderseitige Mitgliedschaft infiziert. "Meine Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften funktioniert konstruktiv und vertrauensvoll und ist in
ihren Grundfesten unerschütterlich", beteuert Bundesarbeitsminister
Hubertus Heil. DGB-Chef Hoffmann sieht seinerseits kein Zerwürfnis:
"Es gibt einen handfesten Konflikt um ein Sachthema." Von einem
Grundsatzkonflikt könne jedoch keine Rede sein. [4]


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/deutschland/article209518877/Industriepolitik-So-kann-sich-die-SPD-als-Volkspartei-nicht-halten.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/379857.büttel-der-konzerne.html

[3] www.faz.net/aktuell/politik/inland/kaufpraemie-fuer-autos-spd-chef-weist-kritik-von-gewerkschaften-zurueck-16814502.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/dgb-chef-reiner-hoffmann-warnt-spd-vor-erstarken-der-afd-a-20a41f9f-2c97-49f8-9afd-4403f5a8d7ac
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1904: Fridays for Future - Dauernörgeln kann nicht taugen ... (SB)



Die ARD-Doku "Klima und Corona: Was bleibt von Fridays for Future" [1] zeigt
eine Bewegung, die sich zur Zeit am Konjunkturprogramm der Bundesregierung
abarbeitet und schwer damit tut, zu früherer Größe zurückzugelangen. 
Online-Proteste im Netz und Webinare für AktivistInnen können Massenproteste
nicht annähernd ersetzen und sind doch die Voraussetzung dafür, daß FFF
überhaupt Medienpräsenz zugestanden wird. Die junge Bewegung für
Klimagerechtigkeit zehrt von dem einmal erlangten Bekanntheitsgrad, doch
Medientermine, bei denen eine Handvoll AktivistInnen mit symbolträchtigen
Aktionen vor der Kamera posieren, können im Spektakel alltäglicher
Erregungsrituale nur untergehen.

Wie den in der Doku gezeigten Stellungnahmen Berliner PassantInnen zu entnehmen,
ist die allgemeine Aufmerksamkeit ganz auf den Neustart nach der Coronapandemie
gerichtet. FFF wird als eher störende Zeiterscheinung betrachtet, die man nicht
vermißt, zumal jetzt die Wiederbelebung der Wirtschaft und nicht der Klimaschutz
auf der Agenda stehe, so der Tenor der Befragten. Der naheliegende Einwand, daß
die AktivistInnen mit der Klimakrise ein weitaus größeres Problem als die in
ihrer gesellschaftlichen Wirkung bereits epochale Coronapandemie adressieren,
bleibt aus, und so wirken die FFF-RepräsentantInnen trotz ihres jugendlichen
Alters fast wie Fossile einer fernen Vergangenheit.

Dabei hat die Pandemie das Arsenal ihrer Argumente noch erweitert, haben
expansive Flächennutzung, Waldzerstörung und die rücksichtslose Bewirtschaftung
von Tieren doch maßgeblichen Anteil an der Häufung epidemischer Ausbrüche
zoonotischer Infektionskrankheiten. Auch sind Folgen der COVID-19-Quarantäne
wie die Verbesserung der Atemluft, die Sichtung lang vermißter Tierarten und die
Minderung der CO2-Emissionen ein Beleg dafür, daß die Erholung von Natursystemen
durchaus möglich wäre, wenn dafür ein Rückgang industrieller Produktion und des
motorisierten Individualverkehrs in Kauf genommen würde.

Das Eintreten der gezeigten FFF-AktivistInnen für eine weniger klimaschädliche
Gestaltung des Konjunkturpaketes ist ein nahliegender Versuch, an die
Großaktionen vor der Pandemie anzuknüpfen. Er bewegt sich allerdings im Rahmen
bloßer Appelle an vermeintlich zuständige PolitikerInnen, die zwar zu dem durch
das Krisenmanagement der Bundesregierung gestärkten staatskonformen Verhalten
passen, aber gerade deshalb zu überdenken wären. Wie die das Konjunkturpaket
prägende Logik des Erfolgsmodells eines auf den Export hochwertiger
Industrieprodukte abonnierten, durch große Rohstoffinputs aus dem Globalen Süden
befeuerten Standortes Deutschland zeigt, ist die Orientierung darauf, sich aus
der Krise herauszukaufen, ungebrochen. Da dies nur mit einem großen Anteil
externalisierter ökologischer Kosten als auch der Inanspruchnahme billiger wie
kostenloser Arbeit geht, die die soziale Reproduktion in denjenigen Ländern
gefährdet, in denen der Extraktivismus der Industriestaaten in erster Linie
stattfindet, böte sich hier ein Anknüpfungspunkt für Klimagerechtigkeit an.

Das um so mehr, als der seit drei Wochen in den USA und weltweit anhaltende,
durch die Ermordung von George Floyd durch einen Polizisten am 25. Mai in
Minneapolis ausgelöste Protest gegen rassistische Unterdrückung Ausdruck einer
sozialen Revolte ist, die sich nicht zuletzt gegen die Zerstörung der
Lebensgrundlagen von People of Color durch den Industrie- und Finanzkapitalismus
richtet. In den USA bezeichnet der Begriff environmental racism die weit
überproportionale Betroffenheit schwarzer, migrantischer und indigener
Communities durch Luft, Wasser und Boden kontaminierende Fabriken, Raffinerien,
Pipelines, durch im Tagebau betriebenen Bergbau, durch Anlagen der
Massentierhaltung und mit Pestiziden verseuchte Anbauflächen. Im Globalen Süden
gesellen sich dazu noch die unmittelbaren Auswirkungen der Klimakatastrophe,
die zu hitze- und brandbedingter Unbewohnbarkeit ganzer Regionen, dem
Ausfall von Ernten durch jahrelange Dürren oder Gebietsverluste durch den
ansteigenden Meeresspiegel führen, um nur drei hervorstechende Beispiele für das
Pandämonium eskalierender Naturzerstörung anzuführen.

Klimagerechtigkeit herstellen heißt daher in erster Linie, die Perspektive
derjenigen einzunehmen und zu repräsentieren, die ständig um ihr Leben kämpfen
müssen, weil sie für die Kapitalakkumulation transnationaler Unternehmen bis auf
die Knochen ausgebeutet werden oder ihre natürliche Umgebung zu diesem Zweck zerstört
wird. Ginge es bei Klimagerechtigkeit tatsächlich um Gerechtigkeit zwischen den
Generationen [2], dann machte sich FFF als eine Bewegung kenntlich, die aus
mittelständischen weißen Familien ökonomisch bessergestellter Gesellschaften
hervorginge und im Rahmen dieses Distinktionsstrebens und Klassenanspruches
verbliebe. Die soziale Frage nicht nur als einen Aspekt notwendiger Maßnahmen
zur Beschränkung des Klimawandels zu begreifen, sondern davon auszugehen, daß
sich in systematischer Naturzerstörung ein spezifisches Klasseninteresse
artikuliert, wäre ein ganz anderer, ungleich radikalerer Ansatzpunkt für eine
Bewegung, die allen Grund hat, diesem Staat hinsichtlich der Zukunft ihrer
AktivistInnen zu mißtrauen.

Wenn die ARD-Doku nach dem Restbestand von FFF fragt und ein Vermittlungsproblem
diagnostiziert, dann entspricht das der Binnensicht eines öffentlich-rechtlichen
Senders, dessen AutorInnen weder über nationale noch Klassengrenzen blicken
möchten. Das Problem, das die AktivistInnen antreibt, ist nicht auf die
Klimakrise zu reduzieren, sondern liegt in gesellschaftlichen Naturverhältnissen
begründet, die seit Jahrzehnten auf der Agenda linker sozialökologischer
Bewegung stehen und erst in jüngerer Zeit angemessene Aufmerksamkeit erhalten
haben. FFF hat dazu wesentlich beigetragen, der Anlaß zum Aufschrei war
allerdings überfällig und baut auf die Arbeit gesellschaftskritischer Bewegungen
auf, die spätestens seit den 1960er Jahren Patriarchat und Kapitalismus als
Ursachen dieser in menschheitsgeschichtlicher Sicht möglicherweise finalen
Entwicklung ausgemacht haben.

Was auch von gestandenen Linken als apokalyptische Übertreibung verworfen wird,
wird in großen Kreisen der Bevölkerung bis heute nicht als existenzielles
Problem, sondern lediglich abstrakte Bedrohung wahrgenommen. Der Ruf, FFF müsse
endlich erwachsen werden und in reguläre politische Aushandlungsprozesse
eintreten [3], könnte angesichts der dort eingeforderten Affirmation
herrschender Verhältnisse nicht unangemessener sein. Gerade nicht im
handelsüblichen Sinne vernünftig zu werden und die Ratio des fossilen Kapitalismus
mit Haut und Haaren zu schlucken, sondern sich auf radikale, dem Anspruch des
Streikens gemäße Weise zu verweigern eignet sich als Ausgangspunkt einer
emanzipatorischen Bewegung, die über den von ihr selbst gesetzten Horizont
hinauswächst, weil sie unbescheidene Fragen stellt, wie es mitunter Kinder tun. 
Allein die beiden hauptsächlichen Angriffspunkte - Patriarchat als historisch
älterer, maskulin konnotierter Anspruch auf die Herrschaft über die Natur,
Kapitalismus als daran anknüpfende, in systemischer Expansion verhaftete
Akkumulation um ihrer selbst willen betreibende Gesellschaftspraxis - beim Namen
zu nennen wäre schon ein Fortschritt, der dieser Bewegung neuen Aufschwung geben
könnte.

Gerade dazu soll es nicht kommen, scheint das Credo einer medialen
Berichterstattung zu lauten, die alle Hände voll damit zu tun hat, die 2019 den
Rahmen üblicher Proteste in der Bundesrepublik sprengenden Klimaproteste in die
institutionell eingehegten Bahnen konventioneller Stellvertreterpolitik zu
verweisen. Nach Autonomie streben, die Dinge selber organisieren, gegen
Rassismus, Sexismus, Faschismus kämpfen, den Subjektcharakter nichtmenschlicher
Lebewesen entdecken, Natur nicht als "ökologische Dienstleistung" für den
grünen Kapitalismus zu kommodifizieren, den Menschen in seiner
tierlichen Herkunft ernstnehmen - all das könnten Ansatzpunkte dafür sein,
Fridays for Future eine Zukunft zu geben, die nicht zurück ins Feuer des
fossilen Weltenbrandes führt.


Fußnoten:

[1] https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/45_min/Was-bleibt-von-Fridays-for-Future,sendung1034678.html

[2] https://makroskop.eu/2019/09/nur-schwarz-oder-weiss/

[3] a.a.O.
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1381: Nachcoronakonjunktur - zum bloßen Trost da fließt kein Euro ... (SB)



Die Regierung hat ein 130-Milliarden-Euro-Paket zur Belebung der
Konjunktur nach dem wirtschaftlichen Einbruch durch die
Coronaviruspandemie beschlossen. Doch unter den 57 Einzelmaßnahmen
sucht man die Umsetzung eines Vorschlags vergebens: Jede Bürgerin und
jeder Bürger sollten pauschal 250 Euro erhalten, die ausschließlich
für vom Shutdown betroffene Kleinunternehmen ausgegeben werden
dürften. Begründet wird die Kritik an diesem von den Grünen
vorgebrachten Vorschlag [1] unter anderem damit, daß davon
unterschiedslos auch die Reichen profitieren würden. [2]

Bei diesem Argument wird geflissentlich übersehen, daß der
Unterschied zwischen reich und arm längst gesellschaftlich etabliert
ist. Jetzt, wo die ärmeren Menschen endlich einmal Geld zur nahezu
freien Verfügung auf die Hand bekommen könnten, ohne daß sie dafür
einer Behörde rechenschaftspflichtig wären und ohne ihnen das Geld an
anderer Stelle wieder abzuknöpfen, wie ansonsten üblich im
Hartz-IV-Regime, wird plötzlich Gerechtigkeitsempfinden vorgetäuscht.

Vielleicht hätte man einfach nur mal die ärmeren Menschen selbst
fragen sollen, was sie von einem Einkaufsgutschein in Höhe von 250
Euro halten, der vielleicht an Bedingungen geknüpft wäre wie, daß das
Geld nicht im Supermarkt oder Onlinehandel ausgegeben werden dürfte
und binnen eines Jahres ausgegeben werden müßte.

Wäre das nicht eine Vitaminspritze für die lokale Wirtschaft, die
sofort wirkt und von der sowohl Haushalte als auch Kleinunternehmen
wie Handwerker, Restaurants, Frisiersalons und andere
Dienstleistungsfirmen Vorteile hätten? Diese wie auch die ärmeren
Menschen hätten zu dieser Art der Konjunkturspritze sicherlich nicht
Nein gesagt. Zumal dieser Vorschlag andere wirtschaftliche
Stimulierungsmaßnahmen gar nicht ausschließt.

Was aber hätten diejenigen, die eine pauschale Geldverteilung als
ungerecht verwerfen, wohl zu dem folgenden, fiktiven Vorschlag
gesagt, den Reichen sehr viel mehr Geld als Konjunkturspritze
zukommen zu lassen, also 250 Euro für die Armen und 2500 Euro für die
Reichen? Wäre das ihrer Meinung nach noch ungerechter? Genau! Aber
spiegelte das nicht die vorherrschende Reichtumsverteilung treffend
wider? Damit haben die Regierungsparteien offensichtlich keinerlei
Probleme - wohl aber mit einem Pauschalbetrag für alle. Diese
Geldverteilung nach dem Gießkannenprinzip ist ihnen anscheinend zu
"sozialistisch".

Im übrigen erschließt sich nicht, warum das Gießkannenprinzip einen
so schlechten Ruf genießt, ermöglicht doch die Gießkanne, sachgerecht
eingesetzt, wahlweise eine punktgenaue oder breitflächige Versorgung
mit dem lebenswichtigen Wasser. Anstelle der Anwendung des
Gießkannenprinzips hat die Regierung unter anderem beschlossen, die
Mehrwertsteuer zeitweilig von 19 auf 16 und den reduzierten
Steuersatz von 7 auf 5 Prozent abzusenken. Man verwendet also keine
Gießkanne, sondern schaltet gleich die Berieselungsanlage ein.

Es wird behauptet, daß Menschen mit einem geringen Einkommen von der
Mehrwertsteuersenkung verhältnismäßig mehr Vorteile haben, weil sie
ihr Einkommen fast komplett ausgeben, während reiche Menschen sparen
und deswegen nicht mit ihrem vollen Einkommen in die Gunst der auf
ein halbes Jahr befristeten Steuersenkung gelangen. Das Argument ist
insofern schwach, als daß die Reichen mehr für den Konsum ausgeben
als die Armen, also in absoluten Zahlen auch einen größeren Vorteil
haben. Daß sie zusätzlich noch Geld auf die Seite legen können,
drückt ihren Konsum nicht unter den der Armen.

Selbst wenn der Handel die Mehrwertsteuersenkung in ganzer Höhe an
die Kundinnen und Kunden weitergibt, wäre das noch weniger als das,
was Supermärkte, Baumärkte und andere Unternehmen regelmäßig an
Sonderangeboten auswerfen. Im übrigen liegt der Vorschlag, einen
250-Euro-Gutschein pro Person auszugeben, in der Summe mit 21 Mrd.
Euro nur knapp über den voraussichtlichen Mindereinnahmen des Staates
durch die Mehrwertsteuersenkungen in Höhe von insgesamt 20 Mrd. Euro.

Die Steuersenkung wird sich vermutlich weniger als Maßnahme zur
Stärkung der Nachfrage- als der Angebotsseite herausstellen,
insbesondere der großen Unternehmen und der Versandhändler wie
Amazon. Vielleicht ziehen die Menschen den Kauf beispielsweise eines
Autos oder Fernsehers vor, wenn sie wissen, daß die Ware im nächsten
Jahr wieder teurer werden wird. Doch die Menschen werden nicht
deshalb auf einmal zur Tafel Schokolade greifen, weil sie statt 99
Cent "nur" noch 96 oder 97 Cent kostet.

Mit einfachen Ausschüttungen wie die 250-Euro-Soforthilfe tut sich
die deutsche Regierung offensichtlich schwer. Ungeachtet dessen ist
sie bereit, neun Milliarden Euro für die Rettung eines einzigen
Konzerns, der Lufthansa, auszugeben. Wobei hinter dem Begriff
"Rettung" ein großes Fragezeichen gestellt werden muß. Zur Zeit ist
das Unternehmen wie ein Schwarzes Loch: Man kann noch so viel darin
versenken, es wird nichts dabei herauskommen, sondern es würde nur
noch größer werden. Die Fluggesellschaft wird womöglich 26.000
Personen entlassen. Nur um die Dimension der gewaltigen Finanzspritze
für eine umweltschädliche, im Sinkflug befindliche Branche zu
veranschaulichen: Von den neun Milliarden Euro könnten 26.000
Personen bei einer monatlichen Ausschüttung von 3.000 Euro pro Kopf
neun bis zehn Jahre leben, ohne Lohnarbeit verrichten zu müssen.

Allen anderslautenden Einschätzungen zum Trotz hat die
Nachcoronakonjunktur viel mit der Vorcoronakonjunktur gemein: kein
Euro für die Armen.


Fußnoten:

[1] https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/wirtschaft/PDF/Papier-stationaerer-Einzelhandel.pdf

[2] Deutschlandfunk, Kontrovers, 15. Juni 2020


https://www.deutschlandfunk.de/kontrovers.1768.de.html
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FRAGEN/060: Costa Rica - Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe ist erst der Anfang (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica 

Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe ist erst der Anfang



Die Ehe ist nichts anderes als ein Vertrag. Die Legalisierung
der gleichgeschlechtlichen Ehe ermöglicht uns, Entscheidungen über
unser Leben zu treffen.

(San José, 4. Juni 2020, colombia informa) - Nach langen Kämpfen
sozialer Verbände hat das Verfassungsgericht die Legalisierung der
gleichgeschlechtlichen Ehe beschlossen. Costa Rica ist weltweit Land
Nummer 29 (und in Zentralamerika Land Nummer 1), in dem
gleichgeschlechtliche Paare heiraten können. Colombia Informa sprach
mit den Eheleuten Margarita Salas und Iliana Espitia über die
rechtliche Gleichstellung hetero- und homosexueller Paare in Costa
Rica. Die Kolumbianerin Iliana Espitia ist Feministin und
LGBTI+-Aktivistin. Seit anderthalb Jahren lebt sie mit Margarita Salas
in Costa Rica. Salas, ebenfalls Feministin und LGBTI+-Aktivistin, ist
Costa-Ricanerin und Vorsitzende der Partei Vamos.

Colombia
Informa: Wie lief die Zusammenarbeit mit den Institutionen?

Margarita Salas: Die soziale Bewegung hat mit den einschlägigen
Bereichen der Regierung eng zusammengearbeitet. Darüber konnten immer
wieder kleinere Erfolge in einzelnen Bereichen verzeichnet werden, die
der Exekutive unterstellt sind. Auch in der Rechtsprechung ging es in
kleinen Schritten voran. Zum Beispiel hatten gleichgeschlechtliche
Paare schon vorher die Möglichkeit, durch eine eidesstattliche
Lebenspartnerschaftserklärung den Partner bzw. die Partnerin in die
Kranken- und Sozialversicherung aufzunehmen. Im Bereich der
Gesetzgebung wurde hingegen ziemlich gemauert. Wir leben ja in einem
sehr religiösen Land, und der Zulauf bei der evangelischen Kirche
nimmt gegenüber den katholischen Gemeinden stetig zu. Die
evangelischen Glaubensverbände richten sich besonders an Menschen aus
den unteren Bildungsschichten und mit geringerem Einkommen. In den
Randgebieten und an der Küste sind sie sehr aktiv. Im nicht-säkulären
Costa Rica dürfen katholische Priester nicht zur Wahl antreten. Da die
evangelischen Glaubensvorsteher jedoch vom Staat nicht als Priester
anerkannt werden, dürfen sie sich zur Wahl stellen. So haben sich
evangelische Parteien gebildet und im Nationalkongress nach und nach
an Bedeutung gewonnen. Um den Parlamentsvorsitz zu übernehmen,
tauschte eine der Rechtsparteien Stimmen mit dem evangelischen
Politiker Justo Orozco und platzierte ihn an die Spitze der
Menschenrechtskommission. Das führte zu Entrüstung bei den
Feministinnen, den LGBTI+-Gruppen sowie bei den Aktivist*innen, die
sich für einen laizistischen Staat und die Legalisierung der
In-vitro-Befruchtung einsetzen, und förderte die Mobilisierung der
Bewegung der Unsichtbaren. So konnten breitere Zusammenschlüsse
entstehen, aus denen schließlich das Bündnis für gleiche Rechte
("Frente por los Derechos Igualitarios") hervorging.

Iliana Espitia: Mit der ehemaligen Vizepräsidentin Ana Helena Chacón
hatten wir außerdem eine starke Verbündete. Wir wussten, dass wir im
Kongress nicht weiterkommen würden, also wurde eine Eingabe beim
Interamerikanischen Gerichtshof CIDH eingereicht. Was dann folgte,
ähnelt im Wesentlichen dem Verfahren in Kolumbien, als es dort um die
Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe ging. Die Legalisierung lief
nicht über die Einreichung eines Gesetzesentwurfs im Kongress, sondern
direkt über den Gerichtshof für Menschenrechte.

M.S.: Ana Helena Chacón hatte bereits 2016 beim CIDH nachgefragt, ob
es diskriminierend sei, dass in Costa Rica kein behördlicher Prozess
für die rechtliche Gleichstellung von Trans*personen stattfindet und
dass kein Schutz der Vermögenswerte gleichgeschlechtlicher Paare
existiert. Entsprechend seiner Befugnis bejahte der CIDH im Januar
2018 ihre Anfrage OC 24 und erklärte, das Land habe hinsichtlich der
diskriminierenden Umstände Abhilfe zu schaffen und die Identität von
Trans*personen anzuerkennen. Gleichgeschlechtliche Paare seien
heterosexuellen Paaren gleichzustellen, und es sei nicht opportun,
rechtliche Parallelsituationen zu schaffen.

I.E.: Das mit der OC 24 ist sehr interessant. Für die Länder, die die
Interamerikanische Menschenrechtskonvention unterzeichnet haben,
könnte sich daraus eine Leitlinie entwickeln. Die Fragen der OC 24
haben Costa Rica und andere lateinamerikanische Länder sehr
beschäftigt, und so kam es schließlich zur Anerkennung der
gleichgeschlechtlichen Ehe in Ecuador. Die Anfrage ging von Costa Rica
aus, durchgesetzt wurde die Gesetzesänderung dann zuerst in Ecuador.
Das hängt immer auch von der politischen Bereitschaft ab.

M.S.: Wichtig ist auch zu erwähnen, dass das Ergebnis der Anfrage beim
CIDH einen Monat vor den Präsidentschaftswahlen herauskam. Somit hat
es zu einigen gewaltigen politischen Wellen geführt: Der Kandidat der
konservativen Partei erklärte, falls er die Wahl gewinnen sollte,
werde er den Rückzug Costa Ricas aus der Menschenrechtskonvention
veranlassen, und die Empfehlung des CIDH sei ihm egal (was so
natürlich nicht funktioniert). Der moderatere Kandidat hingegen
erklärte, er unterstütze die Empfehlungen. Somit drehte sich die
gesamte Wahl 2018 um diesen Punkt. Zum Glück gewann der Kandidat, der
sich für die Einführung der Homo-Ehe ausgesprochen hatte. Im Dezember
desselben Jahres schloss sich das Oberste Verfassungsgericht den
Empfehlungen des CIDH an und erklärte, das Parlament habe 18 Monate
Zeit, um die Beschlüsse umzusetzen. Nach Ablauf der Frist sollte die
gleichgeschlechtliche Ehe automatisch rechtens sein. Artikel 14,
Anhang 6 des Familiengesetzbuchs, der besagt, dass I. Minderjährige
und II. Personen desselben Geschlechts nicht heiraten dürfen, wurde
damit gestrichen.

C.I.: Würdest du sagen, dass die Ehe eigentlich ein
Unterdrückungsinstrument ist, das dem Staat und der Kirche die Macht
gibt, über das Leben von Menschen zu entscheiden?

I.E.: Vor vier Jahren habe ich noch so gedacht. Die Forderung nach der
Legalisierung der gleichgeschlechtlichen Ehe erschien mir
rückschrittlich und als Rechtsgarantie eher wacklig. Heute sehe ich
das anders. Die Ehe ist nichts anderes als ein Vertrag. Die
gleichgeschlechtliche Ehe zu verbieten bedeutet, mir als Lesbe die
Möglichkeit vorzuenthalten, an einen Mietvertrag zu kommen oder
Eigentum zu besitzen. Die Ehe ermöglicht uns, Entscheidungen über
unser Leben zu treffen. Für mich bedeutet das zum Beispiel, mich legal
in Costa Rica aufhalten und meinen Beruf ausüben zu können, weil ich
mit einer Costa-Ricanerin verheiratet bin. Deshalb erkennt der Staat
mir das Recht zu, eigene Entscheidungen zu treffen.

M.S.: Die Debatte über die Rolle des Staats im Leben der Menschen ist
sehr vielschichtig. Ich glaube, wir müssen uns kritisch damit
auseinandersetzen, wer sich hier außerhalb des Systems bewegen kann,
wer in der Lage ist, allein oder innerhalb einer kleinen Gruppe von
Menschen die eigenen individuellen Bedürfnisse zu befriedigen. Das
sind in der Regel Menschen mit riesigen Privilegien: Menschen, die
viel Land besitzen, über großes Eigentum verfügen und ähnliche
materielle Dinge. Diese Menschen sind auch in der Lage, ihre Probleme
selbst zu lösen. Was ich schwierig finde an der Haltung, sich gegen
die Ehe zu stellen, ist, dass damit für viele Menschen die
Entscheidung, diese zu unterstützen oder nicht, vorweggenommen wird.
Die gleichgeschlechtliche Ehe macht die Lebenspartnerschaft überhaupt
erst möglich: Ich will vielleicht nicht heiraten, aber ich will
trotzdem davon ausgehen können, dass ich nach drei Jahren ein paar
Sicherheiten habe, die sich aus einer ehelichen Verbindung ergeben.
Diese Position, auf die Ehe verzichten zu können, basiert auf einem
soliden Privileg. Die Homoehe ebnet den Boden für die Rechte
nicht-binärer und Trans*personen. Man darf nicht aus dem Blickwinkel
verlieren, dass jeder einzelne Buchstabe des LGBTI (Lesben, Gays,
Bisexuelle, Transsexuelle und Intersexuelle) für eine spezielle
Personengruppe mit eigenen Forderungen steht. Die Forderungen der
nicht-binären und Trans*personen haben mit Identität zu tun und nicht
mit sexueller Orientierung. Der Prozess der Legalisierung der Homoehe
umfasst gesellschaftliche Diskussionen über geschlechtliche
Orientierung und geschlechtliche Identität. Dabei geht es um
Ermächtigung und Sensibilisierung im öffentlichen Raum. Diese Debatte
steht jedoch für den gesamten LGBTI+-Komplex an, nicht nur für die
sexuelle Orientierung. Das Gesetz ist ein Instrument für die
Herbeiführung kultureller Veränderungen, wenn man so will. Dazu muss
man natürlich sagen, dass Costa Rica auch ein besonderer Ort ist. Für
mich ist der Staat ein beschützendes Gebilde und kein
unterdrückerischer Apparat. Den Staat, wie ich ihn kenne, kann man als
Rechtsgaranten in die Pflicht nehmen. Innerhalb der LGBTI+-Bewegung
ist der Teil, der für die Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe
eintritt, der mit dem meisten Geld. Daher besteht die Gefahr, dass
dieser Teil seine Unterstützung entzieht und aufhört, seine Kontakte
spielen zu lassen, sobald die bürgerliche Forderung der Ehe für alle
erfüllt ist und es jetzt "nur noch" um die Forderungen anderer
Menschen im Zusammenhang mit der geschlechtlichen Identität geht.

I.E.: Es ist natürlich super, auf die Solidarität von nicht-binären
und Trans*personen bauen zu können. Es geht aber auch darum, diese
Personen in ihren Kämpfen zu unterstützen. OC 24 eröffnet Lesben,
Schwulen und Bisexuellen die Möglichkeit, als erwachsene Menschen
anerkannt zu werden, die ein Recht auf eigene Entscheidungen haben. OC
24 dient nicht-binären und Trans*personen als Werkzeug, um ihre
rechtliche Anerkennung durchzufechten und Ausweisdokumente zu
bekommen, die mit ihrer Identität übereinstimmen. Unser Ziel sind
Rechtsgarantien für alle Menschen. OC 24 war ein wichtiger Schritt in
diese Richtung.


Übersetzung: Lui Lüdicke


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/einfuehrung-der-gleichgeschlechtlichen-ehe-ist-erst-der-anfang/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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Gewaltarbeit in Südafrika


Geschlechterbeziehungen, Machtverhältnisse und deren Steuerungsmöglichkeiten

von Tania Napranvik



Sonke Gender Justice ist eine NGO, situiert in Kapstadt und
Johannesburg. Das Leitbild der Organisation ist eine Welt, in der
Männer, Frauen bzw. Kinder in einer gleichberechtigten, gesunden und
glücklichen Beziehung leben, die zur Entwicklung von Recht und
Demokratie beiträgt. Die Policy-Development- und
Advocacy-Spezialistin Marike Keller berichtet im Interview über das
Engagement ihrer Organisation gegen Gender Based Violence (GBV) - ein
Begriff, mit dem die Frauenrechtsaktivistin sämtliche Formen von
Gewalt gegen Personen allein wegen des Geschlechts bezeichnet.

Wo findet Gender Based Violence in Südafrika statt?

Marike Keller (MK): GBV ist omnipräsent. Generell wird
geschlechtsspezifische Gewalt als ein Phänomen betrachtet, das nur
arme schwarze Frauen in Townships betrifft. Allerdings ist GBV eine
Problematik, die sich quer durch die Kategorien Rasse, Klasse und
Gender zieht. Hinzu kommt, dass GBV häufig im Verborgenen und in
unterschiedlichen Ausprägungsformen stattfindet. Speziell in
sozioökonomisch schwachen Regionen ist eine Tendenz von stark
ausgeprägter geschlechtsspezifischer Gewalt zu verzeichnen.

Allerdings ist festzuhalten, dass GBV in wirtschaftlich ärmeren
Gebieten wohl drastischer erscheint im Vergleich zu Gegenden mit
höherer sozioökonomischer Ausstattung, da die geschlechtsspezifische
Gewalt offener ausgetragen wird. Das mag daran liegen, dass in armen
Gebieten Wohnhäuser näher aneinander gebaut sind und die Wände
lärmdurchlässiger sind bzw. GBV auch in der Öffentlichkeit passiert,
während sich GBV in reicheren Gegenden (im Privaten) hinter dicken
Wänden und hohen Zäunen abspielt.

Welche Ansätze verwendet Sonke Gender Justice, um gegen GBV
anzukämpfen?

MK: Wir arbeiten mit verschiedenen Ansätzen. Eine der
Strategien, die wir benutzen, bezieht sich auf Kommunikation und
Mobilität. Das heißt, dass wir Dialogveranstaltungen bzw. Workshops
in bestimmten Gemeinden zu den Themen GBV und Gender Equality
abhalten. Wir schauen uns gemeinsam an, was Gender bedeutet: Welche
Geschlechterrollen, -normen, -stereotype existieren? Wir arbeiten
aber auch strategisch auf der Policy-Ebene. Wir benutzen verschiedene
Advocacy- und Policy-Initiativen, um Einfluss auf die Politik,
Gesetzgebung und deren Implementierung zu nehmen. So soll ein
Trickle-down-Effekt entstehen.

Welche Veränderungen gab es in Bezug auf GBV seit Ende der
Apartheid im Jahr 1994?

MK: Leider keine. Es ist sehr schwierig, sich auf Statistiken
zu berufen bzw. diese miteinander zu vergleichen. Prinzipiell müssen
wir davon ausgehen, dass Gewaltverbrechen öfter auftreten, als sie in
Zahlen festgehalten werden. Zudem gibt es aktuell höchst
unterschiedliche methodische Zugänge, was unter GBV gefasst bzw.
verstanden wird - sowohl in der Gegenwart als auch im Gegensatz zum
Apartheidsystem.

Dennoch zeigen Befunde, dass GBV zunimmt. Gleichzeitig ist diese
Aussage äußert problematisch, da die zu vergleichenden Datenlagen
heterogen sind. Wir müssten noch weitere Kategorien mit einbeziehen,
wie etwa Armut oder Bevölkerungswachstum, um eine definitive Antwort
auf Ihre Frage nach den Veränderungen seit 1994 geben zu können.
Konkret kann dieses Statistik-Dilemma an den Gesetzesänderungen nach
der Apartheid verstanden werden. Im Jahr 1998 wurde beispielsweise
der Domestic Violence Act verabschiedet, der die Polizei dazu
verpflichtet, GBV zu dokumentieren, wenn solche Fälle bei ihnen
gemeldet werden. Das heißt, heutzutage gibt es eine progressive
Legislatur und ein Umfeld, die es uns ermöglichen, über GBV zu
berichten.

Würden Sie sagen, dass die progressive Gesetzgebung die
gesellschaftliche Realität in Südafrika widerspiegelt?

MK: Wir haben eine wunderbare Verfassung und Gesetzgebung,
jedoch zeichnet sich eine immense Lücke zwischen der Gesetzgebung und
ihrer Umsetzung ab: Leider werden die Gesetze weder ausreichend noch
adäquat umgesetzt. Insofern werden viele Frauen ausgeklammert, die
Unterstützung und Hilfe bräuchten - angefangen bei der Erstattung von
Anzeigen bis hin zu Sozialleistungen, die ihnen zustehen würden. Der
politische Wille hierfür scheint zu fehlen: Denn bis jetzt hat unsere
Regierung noch nicht wirklich bewiesen, dass sie GBV zum Thema machen
und bekämpfen will. Zwar beinhalten ihre Reden GBV, jedoch bleiben
ihre Worte ohne Taten. Das heißt, derzeit existieren keine
ausreichenden Finanzierungen für die Umsetzung ihrer Vorhaben.

Was sind die gesellschaftlichen Hauptkonfliktfelder in Bezug auf
die Erreichung von Gender Equality?

MK: Ich denke, dass zunächst die innere Haltung der Menschen
verändert werden müsste. Die Gesellschaft muss an das Konzept von
Gender Equality und die Wertschätzung gegenüber jedem Individuum
glauben, also Frauen als gleichberechtigt betrachten. Ansonsten wird
GBV wohl schwierig zu reduzieren sein, da die Machtungleichheit in
Form von männlicher Dominanz und gewaltsamer Unterordnung der Frau
weiterhin bestehen bleibt.

Wie gestalten sich Gender-Equality-Workshops, die von Ihrer
Organisation durchgeführt werden?

MK: Wir versuchen, Männer und Frauen, die sich für dieses
Themengebiet interessieren, in ihren Gemeinden zu versammeln, um in
Diskussion zu kommen und ihren Wertvorstellungen auf den Zahn zu
fühlen, geleitet von einem/r spezifischen Gruppenleiter*in, die/der
mit verschiedenen Aktivitäten arbeitet. Beispielsweise verlautbart
der/die Gruppenleiter*in: Frauen verdienen weniger als Männer. Im
Anschluss daran soll sich die Gruppe in Befürworter*innen bzw.
Gegner*innen dieser Aussage aufteilen und aus ihrer jeweiligen
Position argumentieren; entlang von Fragen wie etwa: Warum finden Sie
niedrigere/höhere Einkommen von Frauen unterstützenswert? Durch den
quasi natürlichen Gesprächsverlauf sollen Geschlechterstereotype
hinterfragt und aufgebrochen werden.

Können Sie uns ein Beispiel nennen, bei dem es Ihrer Organisation
gelungen ist, Gender Equality herzustellen?

MK: Ich denke, das sind die persönlichen Geschichten von
Männern, die davon erzählen, wie unsere Workshops und
Dialogveranstaltungen ihr Leben und jenes ihrer Familien verändert
haben. Die Männer berichten davon, dass sie nur noch wenig oder gar
keine Gewalt mehr ausüben. Selbst deren Frauen und Kinder erzählen,
dass die Beziehungen in ihren Familien wesentlich gesünder bzw.
gleichberechtigter geworden sind.

Wollen Sie unserem Gespräch noch etwas hinzufügen?

MK: Eine Sache, die ich festhalten möchte ist, dass Südafrika
den Ruf einer Vergewaltigungshochburg besitzt. Das ist jedoch ein
Mythos, der adressiert und aufgebrochen werden muss. Zwar ist es
richtig, dass unsere Vergewaltigungsraten im Vergleich zu anderen
Ländern extrem und disproportional hoch sind. Nichtsdestotrotz sind
diese Statistiken ungenau. Es gilt, solche Zahlen und ihre
Akzentuierungen zu hinterfragen, bevor etwaige Feststellungen
getroffen werden können.


Webtipp: https://genderjustice.org.za/

Zur Interviewten: Marike Keller ist Policy-Development- und
Advocacy-Spezialistin bei Sonke Gender Justice in Kapstadt.

Zur Interviewerin: Tania Napravnik koordiniert das
Radioprojekt "Globale Dialoge - Women on Air" in Wien. Sie war im
Februar 2019 auf Studienreise in Südafrika.
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GENDER/072: Ehe für alle in der Schweiz und Zugang zu Samenspenden für lesbische Paare (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ehe für alle in der Schweiz und Zugang zu Samenspenden für 
lesbische Paare

Initiative der Grünliberalen Partei (GLP)

Von Reto Thumiger, 13. Juni 2020



In der Schweiz sollen gleichgeschlechtliche Paare künftig auch
heiraten dürfen. Das hat die grosse Parlamentskammer beschlossen. Der
Nationalrat sprach sich zudem für den Zugang lesbischer Paare zur
Samenspende aus. Noch muss die Vorlage aber weiter Hürden
nehmen.

Gleichgeschlechtliche Paare haben in der Schweiz die Möglichkeit ihre
Partnerschaft eintragen zu lassen. Die eingetragene Partnerschaft ist
aber nicht mit den gleichen Rechten und Pflichten verbunden wie die
Ehe, die anders als in vielen europäischen Ländern bisher nur
heterosexuellen Paaren offensteht.

Der Nationalrat hat sich in der Gesamtabstimmung mit 132 zu 52 Stimmen
(13 Enthaltung) für eine umfassende Gleichstellung entschieden und
damit auch für den Zugang zur Samenspende und die
Elternschaftsanerkennung ab Geburt. Beide Anliegen sind für die
LGB-Organisationen von zentraler Bedeutung und beide haben heute eine
Mehrheit erzielt.

"Kinder gleichgeschlechtlicher Paare würden so die gleichen Rechte wie
Kinder heterosexueller Paare haben. Endlich müssten nicht mehr
absurde, lange und teure Adoptionsverfahren durchlaufen werden, bis
das Kind zwei Elternteile hat und während denen das Kind beim Tod der
leiblichen Mutter vollkommen ohne Schutz ist", freut sich Salome
Zimmermann, die Präsidentin des Komitees "Ehe für alle".

Das letzte Wort wird wohl das Volk haben. Die christlich-konservative
Eidgenössische-Demokratische Union (EDU) hat angekündigt das
Referendum ergreifen zu wollen, um die Gesetzesänderung vors Volk zu
bringen.


Quellen:

Ehe für alle: Grosse Hürde geschafft! - Pressemitteilung von Pink
Cross

https://www.pinkcross.ch/news/2020/ehe-fuer-alle-grosse-huerde-geschafft

Parlament macht Schritt Richtung "Ehe für alle" - swissinfo.ch

https://www.swissinfo.ch/ger/parlament-macht-schritt-richtung--ehe-fuer-alle-/45828822


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/1985: Mobilfunkgipfel - ver.di fordert beim Netzausbau die Einhaltung von Tarif- und Sozialstandards (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Juni 2020

Mobilfunkgipfel: ver.di fordert beim Netzausbau die Einhaltung von
Tarif- und Sozialstandards - Kritik an Gründung der
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert mit
Blick auf den am morgigen Dienstag (16. Juni) stattfindenden
Mobilfunkgipfel, beim geplanten Netzausbau und der Novellierung des
Telekommunikationsgesetzes die Einhaltung von Tarif-, Mitbestimmungs-
und Sozialstandards gesetzlich festzuschreiben. "Wo Steuermittel
fließen, müssen Sozialstandards verpflichtend gelten", sagte
Christoph Schmitz, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. Es könne nicht
sein, dass der Staat durch Subventionen das Unterlaufen von
Arbeitsstandards sowie Outsourcing und Sozialdumping unterstütze. Die
Corona-Krise habe zudem gezeigt, wie anfällig internationale
Lieferketten und Produktionsabläufe seien. Auslagerungen
systemrelevanter Bereiche der Telekommunikationsindustrie,
insbesondere ins außereuropäische Ausland, sollten aus industrie- und
geopolitischem Interesse rückgängig gemacht werden.

Die geplante Gründung der neuen Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft
sieht ver.di kritisch. "Ein grundlegendes Problem des schleppenden
Breitbandausbaus sowie der teils schleppenden Schließung vorhandener
Funklöcher sind unter anderem die in den letzten Jahren immer weiter
aufgeteilten Zuständigkeiten zwischen verschiedenen Bundesministerien
und ihrer nachgelagerten Behörden. Mit der
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft zerfleddern die Verwaltungs- und
Entscheidungskompetenzen weiter, und der Breitbandausbau wird so
gewiss nicht beschleunigt", so Schmitz.

Fraglich sei, ob die für die Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft
vorgesehene Milliardenmittel so zielgerichtet für die Erreichung des
Ziels eingesetzt seien, die weißen Flecken in der Mobilfunkversorgung
zu schließen. Die Netzbetreiber Telefonica, Vodafone und Deutsche
Telekom zeigten bereits, wie leistungsfähig der Breitbandausbau sowie
die Schließung der Versorgungslücken im Mobilfunk vorangehen könne.
Alle drei Netzbetreiber investierten bereits hohe Summen in die
Modernisierung bestehender Technik und den Neubau tausender
Mobilfunkmasten - und dies bei Einhaltung von Sozialstandards. Der
weitere, zukünftig vierte Netzbetreiber 1&1 Drillisch müsse wie die
anderen auch in den Netzausbau investieren und dürfe die Bildung von
Betriebsräten nicht weiter behindern. "Wir brauchen endlich einen
Wettbewerb um die besten Netze und den besten Service, statt einen
Preiskampf, der auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen wird",
so Schmitz. Die Milliarden, die durch die
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft verbaut werden sollen, dürften
nicht ohne Beachtung sozialer Mindestbedingungen vergeben werden.

Zur Erschließung verbleibender weißer Flecken fordert ver.di ein
zielgerichteteres Verfahren. Schmitz: "Die Belange des
Breitbandausbaus sollten politisch in einer Hand gebündelt werden, z.
B. bei der bestehenden Bundesnetzagentur, die die dafür notwendigen
Erfahrungen und Kompetenzen bereits besitzt."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERKEHR/1590: Elektromobilität - Carsharing-Erfahrungen fördern Akzeptanz von E-Autos (idw)

Universität Hohenheim - 12.06.2020

Elektromobilität: Carsharing-Erfahrungen fördern Akzeptanz von E-Autos

Studie der Universität Hohenheim zeigt: Positive Erfahrungen mit
Elektroautos im Carsharing ändern die Einstellung der Verbraucher und
erhöhen deren Kaufbereitschaft.



Der große Durchbruch lässt auf sich warten: Trotz zahlreicher
Förderprogramme von Bund und Ländern stagniert der Absatz von
Elektrofahrzeugen in Deutschland. Nach wie vor existieren große Vorbehalte
in der Bevölkerung. Eine Möglichkeit Elektroautos unverbindlich im Alltag
zu testen, bieten Carsharing-Angebote. Eine aktuelle Studie der
Universität Hohenheim in Stuttgart in Kooperation mit der Surrey Business
School in Großbritannien und der EBS Universität für Wirtschaft und Recht
in Wiesbaden zeigt jetzt: Carsharing kann zu einer breiteren Akzeptanz von
Elektrofahrzeugen führen. "Durch die eigenen Erfahrungen verbessert sich
die Einstellung der Nutzer gegenüber diesem Fahrzeugtyp nachweisbar und
das wiederum führt zu einer erhöhten Weiterempfehlungsbereitschaft", so
einer der Autoren, Dr. Adrian Lehr vom Fachgebiet Unternehmensführung an
der Universität Hohenheim. Die Studie ist erschienen in der Zeitschrift
Psychology & Marketing:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1002/mar.21335

Sie hätten eine zu geringe Reichweite, seien zu teuer und das Netz der
Ladestationen nicht dicht genug, so die Vorbehalte vieler Verbraucherinnen
und Verbraucher gegenüber Elektrofahrzeugen. Deren Absatz stagniert und
war zuletzt sogar leicht rückläufig. Und dies, obwohl sie - auch mit
staatlicher Förderung - in den vergangenen Jahren deutlich günstiger
geworden und sowohl die Reichweite als auch die Modell-Vielfalt gestiegen
sind.

Elektromobilität und Carsharing passen gut zusammen

Schon früh hatten viele Carsharing-Anbieter Elektrofahrzeuge in ihrer
Flotte. Das Nachhaltigkeitsimage der Share Economy passt grundsätzlich gut
zu Fahrzeugen, die mit regenerativen Energien betrieben werden.
Verbraucherinnen und Verbraucher können so ein Elektrofahrzeug im Alltag
testen, sich mit den Unterschieden vertraut machen und mögliche Vorbehalte
abbauen.

Eine aktuelle Untersuchung der Universität Hohenheim beschäftigt sich
jetzt mit der Frage, ob diese Erfahrungen auch Einfluss auf die Akzeptanz
und die Kaufbereitschaft von Elektroautos haben. Neben den Hohenheimer
Wissenschaftlern Dr. Adrian Lehr und Prof. Dr. Marion Büttgen beteiligten
sich Prof. Dr. Sabine Benoit von der Surrey Business School in Guildford,
Großbritannien, und Dr. Katrin Merfeld von der EBS Universität für
Wirtschaft und Recht in Wiesbaden an der Feldstudie.

Einstellung der Nutzer ändert sich durch positive Erfahrung

Das Forschungsteam befragte die Kunden eines etablierten
Carsharing-Anbieters vor und nach der ersten Nutzung eines Elektrofahrzeugs.
Durch die gemachten Erfahrungen änderte sich die Meinung der Fahrer
nachweisbar: Sie hatten danach eine deutlich positivere Einstellung
gegenüber E-Autos. Zudem wollten sie Elektrofahrzeuge fortan auch in
stärkerem Maße weiterempfehlen. Sogar die Absicht die genutzte Fahrzeugmarke
zukünftig selbst zu kaufen, hat sich bei den Befragten erhöht.

"Ein bemerkenswertes Ergebnis, wenn man bedenkt, dass im Carsharing nicht
das Produkt im Mittelpunkt steht, sondern eher die Befriedigung des
Mobilitätsbedürfnisses", erklärt Prof. Dr. Büttgen. "Die Nutzung kann wie
eine unbeabsichtigte Probefahrt angesehen werden, die besonders bei
solchen Personen ihre Wirkung zeigt, die bisher noch wenig mit dem Thema
Elektromobilität zu tun hatten", erläutert Dr. Lehr weiter.

Carsharing-Erfahrungen haben mehr Einfluss als klassische Probefahrten

Aber gibt es Unterschiede zwischen diesem unbewussten Kennenlernen des
Produkts im Rahmen eines Carsharing-Angebots und einer bewussten
Probefahrt z. B. bei einem Autohändler? In einer ergänzenden
experimentellen Untersuchung ging das Team dieser Frage nach. Es zeigte
sich: Beides hat grundsätzlich ähnliche Auswirkungen auf die Einstellung.
Tendenziell ließen sich Probanden, die durch das Carsharing unbewusst
positive Erfahrungen gemacht haben, allerdings eher vom Produkt und der
Automobilmarke überzeugen als es bei der klassischen Probefahrt der Fall
ist.

Text: Stuhlemmer


Originalpublikation:

Adrian Lehr, Marion Buettgen, Sabine Benoit, Katrin Merfeld:

Spillover effects from unintended trials on attitude and behavior: Promoting
new products through access-based services.

Psychol Mark. 2020;37:705-723

https://doi.org/10.1002/mar.21335

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/662: Virtueller Deutscher Anwaltstag 2020 - Kein Beruf wie jeder andere (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 15. Juni 2020

"Kein Beruf wie jeder andere"

DAV-Präsidentin Kindermann eröffnet den 71. Deutschen Anwaltstag



Berlin (DAV). Der Deutsche Anwaltstag findet in diesem Jahr
ausschließlich digital statt. Schwerpunkte des Deutschen Anwaltvereins
(DAV) erläutert dessen Präsidentin Rechtsanwältin und Notarin Edith
Kindermann in ihrer Rede. Kindermann fordert die längst überfälligen
Anpassungen der anwaltlichen Vergütung und ein zeitgemäßes
Berufsrecht. Die Coronakrise habe zudem gezeigt, dass an der
Digitalisierung kein Weg vorbei führt und daher die Verfahrensrechte an
die Entwicklung angepasst werden müssen.

RVG anpassen!

Die deutschlandweit größte Tagung der Anwaltschaft steht 2020 unter
dem Motto "Die Kanzlei als Unternehmen". Die DAV-Präsidentin
erläutert: "Der Anwaltsberuf ist kein Beruf wie jeder andere. Wir sind
nach § 3 BRAO der berufene unabhängige Berater in allen
Rechtsangelegenheiten. Das Unternehmen, das wir als Anwältinnen und
Anwälte betreiben, dient dazu, die Vertretung der Mandanten
bestmöglich durchzuführen."

Hier sei aber die Politik gefordert, die finanziellen
Rahmenbedingungen zu schaffen: "Gewinn ist die Voraussetzung für die
Existenz eines Unternehmens über Jahre hinweg. Und nachdem wir vor
einem Jahr gesagt haben, es muss kurzfristig zu einer RVG-Anpassung
kommen, haben wir sie leider immer noch nicht im Bundesgesetzblatt
gelesen", mahnt Kindermann.

Hier gibt Christine Lambrecht, Bundesministerin der Justiz und für
Verbraucherschutz in ihrem Grußwort zum Anwaltstag Grund zum
Optimismus: "Ich begrüße es, dass sich die Landesjustizverwaltungen
und die Anwaltsverbände auf eine Anhebung der Rechtsanwaltsgebühren
verständigt haben." Der Gesetzentwurf zur Anpassung des RVG, der diese
Einigung umsetzt, solle zügig vorliegen. "Trägerinnen und Träger
unseres Rechtsstaats sind natürlich auch die Anwältinnen und Anwälte -
und auch sie müssen mit ihrer Tätigkeit auskömmlich Geld verdienen
können."

BRAO-Reform

"Wir müssen das Berufsrecht an die Wirklichkeit anpassen!"
DAV-Präsidentin Kindermann rückt vier Punkte in den Fokus dieser
Forderung, darunter die Öffnung aller Gesellschaftsformen und
Transparenz durch ein Kanzlei- oder Gesellschaftsregister. Von großer
Bedeutung sei ferner die Regelung und Ausweitung interprofessioneller
Berufsausübungsgemeinschaften: "Wir haben eine immer komplexere Welt
und immer komplexere Sachverhalte - wir müssen Know-how
zusammenführen!"

Eine Idee, die bislang im Entwurf zur großen BRAO-Reform nicht
vorgesehen ist, ist überdies die Möglichkeit, sogenannte Praxisnetze
zu gründen - "die Ärzte haben es vorgemacht", gibt Kindermann zu
bedenken. Eine Bündelung der logistischen Herausforderungen - Technik,
Mitarbeiter und Wissen - bei eigenständiger Berufsausübung der
angeschlossenen Anwälte sei kostenschonend und schaffe
Synergieeffekte.

Digitalisierungsschub

"Wir sind in einem Ausmaß gefordert, uns der Digitalisierung
zuzuwenden, wie es sich der eine oder andere vor Jahren noch nicht hat
vorstellen können." Was demzufolge laut Kindermann dringend
vorangetrieben werden müsse - dies habe Corona akut vor Augen geführt -
 sei die Anpassung der Verfahrensordnungen.

Zuletzt dankt die Präsidentin der Politik, die auch in den bewegten
Zeiten weiter für Gespräche und Abstimmungen in Sachen BRAO und RVG
ansprechbar war, mit einem landwirtschaftlichen Bild: "Auch Corona ist
eine begrenzte Erscheinung - wir müssen auch in dieser Zeit den Acker
weiter pflügen, damit wir irgendwann ernten."

Programm & Anmeldung unter anwaltstag.de. Bereits jetzt haben wir zum
zweiten Mal in der Geschichte des Anwaltstags (nach 1989) die
2.000er-Marke geknackt: Bisher haben sich 2.038 Personen angemeldet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 02/20 vom 15. Juni 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/661: Virtueller Deutscher Anwaltstag 2020 vom 15. bis 19. Juni auf anwaltstag.de (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. Juni 2020

Programm komplett: Deutscher Anwaltstag 2020 startet am Montag erstmals im Netz

Virtueller Deutscher Anwaltstag vom 15. bis 19. Juni 2020 auf anwaltstag.de



Berlin (DAV). Auch 2020 findet ein Deutscher Anwaltstag statt -
allerdings nicht wie ursprünglich geplant in Wiesbaden. Stattdessen
wird er pandemie-bedingt virtuell angeboten. Unter dem Motto "Die
Kanzlei als Unternehmen" findet der Anwaltstag 2020 ausschließlich
online statt - und dies eine ganze Woche.

"Der Anwaltsberuf ist kein Beruf wie jeder andere - und die
unternehmerische Tätigkeit ist eine Facette dieses Berufs, den wir
alle lieben. Unser Motto passt zu den aktuellen Herausforderungen aus
der Pandemie. Wir müssen uns überlegen, wie wir den
Digitalisierungsschub langfristig für die anwaltliche Tätigkeit
nutzbar machen", erläutert Rechtsanwältin und Notarin Edith
Kindermann, Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins (DAV) das
diesjährige Motto. Daher sei es gut, dass auf dem Programm der
bewährte Mix aus rechtspolitischen Themen, anwaltlichen
Fragestellungen und Fortbildung stehe. "Es gibt Webinare, Podcasts,
Live-Streams - auch in der Pandemie muss niemand auf die
Fortbildungsmöglichkeiten und den rechtspolitischen Austausch eines
Anwaltstags verzichten", verspricht Kindermann.

Unter den Highlights zum Jahresthema "Die Kanzlei als Unternehmen"
finden sich Veranstaltungen zum digitalen Teamwork, zu Legal Tech, zur
Corporate Social Responsibility von Kanzleien, zu Diversity als
Wirtschaftsfaktor oder auch zur Frage, ob Geldverdienen an irgendeinem
Punkt unmoralisch wird. Aber auch gänzlich neue Veranstaltungen stehen
nun auf der Agenda, etwa zur Corona-App oder zur Gewährleistung
parlamentarischer Kontrolle in der Krisenzeit.

Bei den zahlreichen Fachveranstaltungen der Ausschüsse und
Arbeitsgemeinschaften wird es auch in diesem Jahr die Möglichkeit
geben, FAO-Fortbildungsstunden zu sammeln: "Viele denken beim Nachweis
der Fortbildung für die Fachanwaltschaften, dass Präsenzseminare eine
physische Zusammenkunft voraussetzen. Aber auch Webinare sind insofern
Präsenzveranstaltungen, als die Teilnehmenden mit dem Dozenten und
untereinander kommunizieren können", erläutert Kindermann.

Ergänzt wird das Fachprogramm durch zwei politische Empfänge (FDP und
RechtGrün).

Von Yoga-Kursen über Opern bis hin zur virtuellen Vernissage - auch an
das Rahmenprogramm wurde in der virtuellen Version gedacht. Sogar für
Kinder stehen auf der Anwaltstags-Homepage ein paar
Unterhaltungsangebote bereit. Und schließlich wird auch die "AdvoTec",
die Fachmesse rund um die Anwaltskanzlei, auch im digitalen Raum das
eine oder andere Angebot für die Besucherinnen und Besucher parat
haben.

Programm & Anmeldung unter anwaltstag.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 01/20 vom 11. Juni 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07302: Alltagsübliche Ausweichmanöver (SB)

Wer die Mystik beschwört und Unergründlichkeiten im Schachspiel
vermutet, glaubt in erster Linie an höhere Instanzen. Dies gilt vor
allem im Falle von Niederlagen, die schließlich, um im Bilde zu
bleiben, eine Ursache haben müssen. Wer möchte sich dagegen mit der
Winzigkeit eben des eigenen Begreifens auseinandersetzen, zunächst
anzuerkennen, daß hinter dem Schach mehr steckt als eine vor Empörung
umwölkte Stirn, die kundtut, daß man an ewigen Gesetzen gescheitert
sei. Der Vorwurf, daß es nicht an einem selbst gelegen hat, sondern an
Umständen außerordentlicher Art, war immer schon das Webmuster
vermeidungsgestützter Ausweichmanöver. Stefan Zweig drückte diesen
Punkt folgendermaßen aus: "Jeden erreicht immer nur das Schicksal,
dessen er nicht Herr zu werden versteht - in allem Unterliegen ist ein
Sinn und eine Schuld." Größeren Sinn macht es, auf Fehlersuche zu
gehen. So mußte Polugajewski in seiner Partie gegen Ftacnik mit dem
mißlungenen Zug 24.e4-e5? ins Gericht gehen, um seinen Gedankenirrtum
menschlich nachzuvollziehen. Derweil, Wanderer, bestrafte der
tschechische Meister im heutigen Rätsel der Sphinx den frechen Vorstoß
des weißen Bauern.






[image: SCHACH-SPHINX/07302: Alltagsübliche Ausweichmanöver (SB)]



Polugajewski - Ftacnik

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Als von Scheeren mit 23...Se5-c6? die Wahrheit zu finden glaubte,
belehrte ihn Hulak vom Gegenteil mittels 24.Sd4xc6 b7xc6 25.Ld5xf7+!
Kg8-h8 26.Db3xb8! Die weiße Dame war unantastbar, denn nachdem die d-
Linie freigeräumt wurde, verbietet sich 26...Dc7xb8?? wegen 27.Td1-d8+
Lg7-f8 28.Lf2-d4+ nebst Matt.



Erstveröffentlichung am 25. Mai 2007

15. Juni 2020
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